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/ Zum 70. Geburtstag von Joseph Graßl. 

^ In den letzten Tagen konnte Herr Obermedizinalrat 
l)r. Joseph Graßl, Bezirksarzt a. D. in Kempten, 
seinen 70. Geburtstag feiern. 

Graßl entstammt einem alten bayerischen Bauern¬ 
geschlecht. Daher rührt offenbar seine robuste Persön¬ 
lichkeit, die das, was sie als wahr erkannt hat, mit 
bayuwarischer Zähigkeit, vermengt mit urwüchsigem 
Humor, vertritt. Bekannt ist sein Buch „Blut und Brot“, 
in dem er sein großes Wissen um die Lebensgesetze und 
Wirtschaftsbedürfnisse des Volkes, dem er entstammt 
und mit dem er verwachsen Lst, verwertete.*) 

Wir wünschen Graßl, der sich noch voller geistiger 
und körperlicher Frische erfreut, daß er seinen Kollegen 
und der Allgemeinheit noch recht lange erhalten bleiben 
möge! _ 

Einladungen zu Versammlungen. 

Kreisausschuss für Oberfranken. 

Am Sonntag, dem 21. Oktober, nachmittags ly2 Uhr. 
findet im Hotel „Anker" in Lichlenfels Sitzung des 
Kreisausschusses des Aerztlichen Kreisverbandes 
(Gaues) Oberfranken statt. — Tagesordnung: Satzungen 
der Slcrbekasse der Acrzte Oberfrankens. Besprechung 
verschiedener Anträge vom 10. Bayerischen Aerztetag 
in Neustadt. Zu diesem Kreisausschuß hat jeder ärzt¬ 
liche Bezirksverein einen Abgeordneten zu entsenden. 
Der Abgeordnete braucht nicht Delegierter zur Landes- 
ärztekammer zu sein. 

Die Herbsttagung der oherfränkischen Aerzte wird 
voraussichtlich am Sonntag, dem 4. November, in Kulm¬ 
bach staltfimlen. Nähere Mitteilungen ergehen noch. 

_ Dr. Kröhl. 

10. Bayerischen Aerztetag in Neustadt an der 
Haardt am 22. und 23. September 1928. 

Von Geheimrat Dr. Herd, Bamberg. 
Durch das vielfach gewundene Neckartal mit seinen 

waldigen Höhen, seinen Burgen und Städtchen trägt uns 
der Zug, unter dein Heidelberger Schloß, diesem Denk¬ 
mal französischen Vandalismus und Sadismus. Bei 
Mannheim nähern wir uns dem Rhein. Da — uns allen 
gibt es wie einen Stich ins Herz: ein hlau-weiß-rotes 

*) Verlag der Aerztlichen Rundschau Otto Gmelin München. M. 8. -. 

Schilderhaus — davor ein Mann in hechtgrauer Uni¬ 
form mit grünem Stahlhelm: der erste französische 
Soldat. Wir fahren über die große Brücke. Von unten 
grüßt uns der Rhein. Aber eine rechte, frohe Stimmung 
vermag nicht aufzukommen. An den rauchenden Essen 
der Industriestadt Ludwigshafen vorüber fahren wir 
hinaus in die gesegnete Pfälzer Rheinebene. Da tut 
sich ein wunderbares Bild vor unseren Blicken auf. Wie 
wir zu Hause durch Kartoffel- und Getreidefelder fah¬ 
ren. so fahren wir hier durch üppige, grünende Wein¬ 
gärten mit schwellenden Trauben; soweit das Auge 
blickt nur Wein. Wein. Und plötzlich steigt aus dem 
Dunst der Ebene die hohe, schön geschwungene Sil¬ 
houette des Haardlgebirges empor, waldbewachsen, ge¬ 
krönt mit Burgen und am Fuß Ortschaft an Ortschaft, 
deren Namen uns genannt werden, längst vertraute Na¬ 
men: Ungstein. Wachenheim, Deidesheim, Forst. Rup¬ 
pertsberg. Königsbach! 

Wir fahren in Neustadt ein. herzlichst begrüßt von 
den Pfälzer Kollegen. Zahlreiche Fahnen wehen uns 
zu Ehren: weiß-blau und schwarz-rot-gelb. Wir haben 
Zeit, uns die Stadt anzusehen: wir durchwandern die 
alten, malerischen Stadtwinkel mit ihren Gäßchen. Win¬ 
keln. Giebeln und Erkern, wir stehen vor der mächtigen 
gotischen Stiftskirche mit ihren zwei ganz verschieden¬ 
artigen Türmen. Und dazwischen immer wieder fran¬ 
zösische Soldaten! An den Straßenecken lesen wir unter 
der deutschen Straßenbezeiehnung stets auch die fran¬ 
zösische Bezeichnung. Dabei laufen komische LTeber- 
setzungen unter, z. B. Reutherstraße = Rue du Cheva¬ 
lier. Ein kurzer Spaziergang auf nahegelegene Höhen 
eröffnet wunderbare Fernblicke auf den Pfälzer Wald 
und weit hinaus in die Rheinebene. 

Die Verhandlungen des Aerztetages fanden im „Saal¬ 
bau" statt, einem großzügigen, weiträumigen Gebäude 
mit einem sehr großen Saale und vielen Nebenräumlich¬ 
keilen. Der Rau stammt schon aus dem Jahre 1873. 
für die damals recht kleine Stadt Neustadt zählt 
heute erst 20000 Einwohner) ein gewaltiges Unterneh¬ 
men. ein Zeichen für die Wohlhabenheit der Stadt und 
ihrer Bewohner. Der große Saal bietet Raum für ganz 
große Veranstaltungen. Wegen seiner großen Höhe geht 
leider manches Wort der Verhandlungen verloren. Ein 
Teil des Saalhaus dient als französische Kaserne! Wir 
erfahren, daß noch hei 120 Familien der Stadt fran¬ 
zösische Einquartierung liegt. 
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Am 22. Seplember, 9 Uhr vormittags, in Gegen¬ 
wart von 121 Abgeordneten der Bezirksvereine (sie ver¬ 
traten 171 Mandate . aber auch in Anwesenheit vieler 
Ehrengäste sowie vieler Aerzte aus der Pfalz und auch 
aus dem rechtsrheinischen Bayern, eröfi'nete der Vor¬ 
sitzende. Herr Stander, den 10. Bayerischen Aerzte- 
tag. Seine eindrucksvolle Eröffnungsrede ist schon in 
Xr. 39 dieses Blattes zu lesen. Sie gab, wie immer, den 
richtigen Auftakt zum Aerztetag. Es wurden die beson¬ 
deren Aufgaben der bevorstehenden Tagung besprochen. 
Die Anfangs- und die Schlußworte galten den Pfälzer 
Kollegen. Bedeutsam ist. daß wir zum erstenmal den 
Aerztetag in der neuen Form, entsprechend dem bayeri¬ 
schen Aerztegesetze. begehen. Der Hauptpunkt der Ta¬ 
gung ist die Bekämpfung der Lungentuberku¬ 
lose. Im Zusammenhang damit steht die Regelung der 
Fürsorgetätigkeit. Die Freiheit des ärztlichen Berufs 
darf durch den Ausbau staatlicher Fürsorge nicht un¬ 
terbunden werden. Diese ärztliche Freiheit wird aber 
besonders gefährdet, falls die Erhöhung der Versiche¬ 
rungspflichtgrenze unter Einbeziehung der freien Be¬ 
rufe in der kommenden Novelle zur Reichsversiche¬ 
rungsordnung Gesetz würde. Der Redner führte aus. 
es handle sich um die Entscheidungsstunde über die 
wirtschaftliche Freiheit des Standes. Die Lage sei nur 
dann zu meistern, wenn ein einmütiger Wille zur Ab¬ 
wehr und eine geschlossene Einheit aller Aerzte die 
Führer befähigt, im Namen des ganzen Standes zu 
handeln. Der Redner gedachte fernerhin des verstor¬ 
benen hochverdienten Führers der schwäbischen Aerzte. 
Herrn Radwansky von Neu-Ulm. 

Als Ehrengäste wurden begrüßt die Vertreter des 
Slaatsministeriums des Innern. Geheimrat Prof. Dr. 
Dieudonnee und Ministerialrat Dr. Wirschinger, der 
persönlich erschienene Regierungspräsident der Pfalz. 
der Schöpfer des Gesetzes über die bayerische Aerzte- 
versorgung. Dr. med. h. c. Pfülf. Oberregierungsrat Hil- 
ger von der Bayerischen Versicherungskammer, die Me¬ 
dizinalreferenten fast sämtlicher Kreisregierungen, die 
Vorstände einiger Landesversicherungsanstalten, Ober¬ 
regierungsrat Wagner, Vorstand des Bezirksamts Neu¬ 
stadt. I. Bürgermeister Forthuber, die Vertreter der 
bayerischen Krankenkassenverbände, Vertreter der 
Zahnärzte und Apotheker, der Vertreter des Geschäfts- 
ausschusses des Deutschen Ärztevereinsbundes. Schneider 
Potsdam), der Vorsitzende des Hartmannbundes, Stref- 

fer Leipzig), Vertreter der Aerzte aus Württemberg, 
Baden. Hessen, Saarland, Universitätsprofessoren aus 
Heidelberg. Vertreter der öffentlichen und Standes¬ 
presse, besonders herzlich aber die Pfälzer Kollegen, an 
ihrer Spitze der ums Dasein der Pfalz so hochverdiente 
Reichstagsabgeordnete Geh. San.-R. Dr. Bayersdörfer 
Neustadt . der Führer der Pfälzer Aerzte Geh. San.-R. 

Maxon Landau) und der Vorsitzende des Aerztlichen 
Bezirksvereins Neustadt, Dr. Spies. 

Namens des Staalsministers des Innern Dr. Stülzel, 
namens der Regierung der Pfalz und der anderen staat¬ 
lichen Stellen dankte Geheimrat Dr. Dieudonnee. Er 
erwähnte rühmend die vorbildlichen Anstalten und Für¬ 
sorgeeinrichtungen der Pfalz, die systematische Bekämp¬ 
fung des Typhus, der früher in der Pfalz weite Verbrei¬ 
tung hatte. Jetzt sei die Pfalz typhusfrei. Nach An¬ 
schauung der Staatsregierung kann nur ein unabhängi¬ 
ger, freier Aerztestand für die Gesundheit des Volkes in 
Frage kommen. 

L Bürgermeister Forthuber brachte herzlichen 
Willkommgruß der Stadl Neustadt. 

Schneider ('Potsdam) sprach für Geschäftsausschuß, 
Hartmannbund und dir anderen Ländervertretungen. 

Rechtsanwalt Dr. Nürmberger Nürnberg) sprach 
für die Kassenverbände. Kollege Dr. Roediger Landau) 
für den Verein Pfälzer Aerzte. Ein Schreiben des 

Herrn Staatsministers Dr. Stülzel mit warmen Be¬ 
grüßungsworten wird verlesen. 

Nun wird in die Tagesordnung eingetreten. Den 
Jahresbericht erstattete der LandesveiTreler, Herr 
S.-R. Dr. St ein heim er (Nürnberg): Die Neubil¬ 
dung der ärztlichen Bezirks vereine ist voll¬ 
zogen. Nach Zusammenlegung einiger kleinerer Vereine 
bestehen nun 65 Bezirksvereine. Einzelne Schwierig¬ 
keiten bestehen noch bei der Meldung der Mitglieder, 
vor allem der Amtsärzte und der keine Praxis aus¬ 
übenden Aerzte. Die Wahlen in den Bezirksvereirien 
sind meist ohne Schwierigkeit verlaufen, sowohl der 
Vorstandschaften wie der Abgeordneten. Die .Mitglieder¬ 
zahl beträgt jetzt 5181. 179 Abgeordnete sind gewählt. 
Die wichtigste und einschneidendste Aenderung nach 
dem Aerztegesetz ist die Einführung der Berufs¬ 
gerichte. Bericht über die bisherige Tätigkeit der Be¬ 
rufsgerichte, Stellungnahme zu den Anträgen der Be¬ 
zirksvereine. Eine Berufungsinstanz in der Each- 
arztfrage muß gebildet werden.da die Kreisinslanzen 
weggefallen sind. — Bei den W o h 1 f a h r l s e i n r i c h - 
tungen ist keine wesentliche Aenderung zu verzeich¬ 
nen. Es bestehen 55 Sterbekassen und 19 Krankenkas¬ 
sen. Eine Krankenunterstützungskasse für das ganze 
Land kann wohl nicht eingerichtet werden. 

Bayerische Aerzteversorgung. Das Gut¬ 
achten des Prof. Böhm ist erstattet. Nach diesem Gut¬ 
achten muß die finanzielle Lage der Anstalt als eine 
sehr gute bezeichnet werden. Das Gutachten bedarf 
noch einer Ergänzung und Erweiterung. Ob der Renten¬ 
versicherung noch eine Kapitalversicherung angeglie¬ 
dert werden kann, ist noch fraglich. Die Anstalt zählt 
jetzt 6380 Mitglieder. An Versorgungsempfängern sind 
vorhanden: 

132 Altcrsrentner (beziehen jährlich 34836 RM. 
79 Ruhegeldempfänger ., ,. 136681 

207 Witwen „ ,. 203636 .. 
176 Waisen „ ,, 19118 

Das Vermögen beträgt 13,2 Millionen RM. 
Es wird in die Behandlung der vorliegenden An¬ 

träge eingetreten. 
Antrag Mayer (Dillingen): Ordnung des Vorver¬ 

fahrens im berufsgerichllichen Verfahren Bayer. 
Aerztl. Corrcspondenzblatt Nr. 33). 

Hierzu wird der Antrag des'Vorstandes unter Zu¬ 
stimmung des Antragstellers) angenommen: 

..Die Ordnung des Vorverfahrens im berufsgericht- 
lichen Verfahren durch Herrn Prof. Dr. Mayer Dillin¬ 
gen; ist sehr sorgfältig durchgearbeitet, und die ge¬ 
gebenen Ausführungen sind als Richtlinien empfehlens¬ 
wert. Ob aber eine für die Bezirksvereinc bindende 
Regelung des Vorverfahrens jetzt schon am Platze ist, 
scheint zweifelhaft. Wir treten zunächst in eine Periode 
der Berufsgerichtsbarkeit ein, in der Erfahrungen ge¬ 
sammelt werden müssen, und das Ergebnis der Erfah¬ 
rungen der nächsten Jahre ist zweckmäßigerweise ab- 
zuwarlen. Auch ist die Belastung der im Slandesleheti 
tätigen Kollegen durch das Studium der Aerztcordnung. 
der Berufsgerichtsordnung, der Neuorganisation der 
Bezirksvereine und der wirtschaftlichen Verbände zu¬ 
nächst eine ziemlich große. Es empfiehlt sich daher, 
mit weiteren Ordnungen zu warten, bis die neuen, um¬ 
fangreichen Vorschriften sich eingelebt haben.“ 

Antrag des Aerztlichen Bezi rksverei-ns Mün¬ 
chen-Land. begründet durch Herrn Schneider 
(Solln): 

„Die Landesärztekammer wird ersucht, dem Deut¬ 
schen Reichstag zu ij 53 der Reichsgewerbeordnung vom 
26. Juli 1900, welcher lautcl: ,Approbationen können von 
der Verwaltungsbehörde nur dann zurüekgenommen 
werden, wenn die Unrichtigkeit der Nachweise dar¬ 
getan wird, auf Grund deren solche erteilt worden sind, 
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oder wenn einem Inhaber der Approbation die bürger¬ 
lichen Ehrenrechte aberkannt sind, in letzterem Falle 
jedoch mir für die Dauer des Fhrenverlusles folgende. 
Zusalzänderung nahezulegen: 

,l)ie Approbation kann ferner zurückgenommen 
werden, wenn der approbierte Arzt geisteskrank gewor¬ 
den ist, für die Dauer der geistigen Erkrankung.1“ 

Hierzu teilt Herr Ministerialrat I)r. Wirschinger 
mit: Die bayerische Staatsregierung hat schon vor zwei 
Jahren eine entsprechende Anregung bei der Reichs¬ 
regierung gestellt. Eine Antwort ist noch nicht ergangen. 

An der Aussprache beteiligt sich noch Herr Neu¬ 
stadl (München). 

Der Antrag wird der Vorstandschaft als Material 
für weitere Behandlung hinübergegeben. 

Antrag des Vorstandes: „Die Landesärztekam¬ 
mer beschließt, einen Berufungsausschuß für Zu¬ 
erl eil ung des Facharzttitels einzusetzen. Die Zu¬ 
sammensetzung dieses Ausschusses soll der Vorstand 
beschließen.“ Wird angenommen. 

Anregungen des Aerztlichen Bezirks Vereins 
Augsburg behufs Ueberwachung der Korrekturbogen 
des Aerztlichen Handbuches und der Aerzteverzeich- 
nissc in den Einwohnerbüchern der einzelnen Städte 
werden dem Vorstand als Material hinübergegeben. 

Hierzu spricht Herr lloebcr. 
Antrag des Vorstandes: 
„Zur Feststellung der ärztlichen Begründung für 

eine Schwangerschaftsunterbrechung ist. von 
dringenden Notfällen abgesehen, die vorherige Beratung 
mit wenigstens noch einem zweiten Arzt erforderlich. 
An Orten, wo die Kollegen jetzt schon verpflichtet sind, 
mit zwei Kollegen eine Beratung betreffs Schwanger¬ 
schaftsunterbrechung abzuhalten, Verbleibt es bei die¬ 
sem Beschluß. Die Bezirksvereine wählen einen oder 
mehrere Aerzle als Berater (consiliarii); wo mehrere 
Aerzte bestimmt werden, sollen möglichst Fachärzte 
für Frauenkrankheiten, innere Krankheiten und Ner¬ 
venkrankheiten vertreten sein. Das Ergebnis der Be¬ 
ratung ist in einem Protokoll festzulegen, das eine ge¬ 
naue Begründung enthalten muß. Jedes Protokoll dieser 
Art ist versiegelt und mit der Aufschrift der beteiligten 
Aerzte an die vom zuständigen Bezirksverein zu bestim¬ 
mende Stelle zur Aufbewahrung zu übergeben. 

Vorstehende Richtlinien sind nach Art. 11 Ziffer 11 
AeD. für alle in Bayern wohnenden und berufstätigen 
Aerzle verbindlich. 

Auf die einschlägigen Beschlüsse des Passauer 
Aerztetages vom Jahre 15)20, Leitsätze Hoeber und 
Dreyer, und auf die diesbezüglichen Beschlüsse des 
Leipziger Aerztetages vom Jahre 15120, Leitsätze Voll¬ 
mann, sowie auf den diesbezüglichen Beschluß des Ge¬ 
schäftsausschusses des Deutschen Acrzlevereinsbundes 
wird hingewiesen.)“ 

Besprechung: Herr Klauser (Koburg) bemängelt, 
daß nicht in allen Fällen zwei Kollegen zur Beratung 
beigezogen werden müssen. 

Herr Stander Nürnberg) bemerkt, auf dem Lande 
sei dies in vielen Fällen nicht möglich. 

J-s spricht noch Herr Neustadt (München). 
Bei der Abstimmung werden die. Richtlinien mit 

allen gegen 2 Stimmen für verbindlich erklärt. 
Herr Sleinheimer erstattet den Kassen¬ 

bericht. Die Kassenverhältnisse sind gut. Die Ver¬ 
einsbeiträge werden im allgemeinen regelmäßig ein- 
gczahll. Die Kassenprüfer die Herren Stark und 
Herd) stellen Antrag auf Entlastung. Die Entlastung 
wird erteilt. 

Der Voranschlag für das nächste Jahr wird geneh¬ 
migt. Der Beitrag wird in der bisherigen Höhe d.' RM. 
lür das Mitglied) festgesetzt. Hierzu kommen noch 

10. RM. für den Verein zur Unterstützung invalider, 
hilfsbedürftiger Aerzte. 

Der Vorsitzende spricht dem Landessekretär, Herrn 
Sleinheimer, für seine musterhafte, eifrige Ge¬ 
schäftsführung und Kassenführung den Dank der Lan- 
desärztekammer aus. 

Herr Stark spricht noch zu dem gedruckt vor¬ 
liegenden Jahresbericht des Vereins zur Unter¬ 
stützung invalider hilfsbedürftiger Aerzte. 
(Bayer. Aerztl. Correspondenzblatt Nr. 31.) Sein Antrag 
aul Zusammenarbeit in der bisherigen Form wird an¬ 
genommen. 

Sodann werden die Wahlen vorgenornmen. 
Die Wahl der Abgeordneten für Würz bürg wird 

beanstandet, da dort ein Abgeordneter zu wenig gewählt 
wurde. Die Wahl wird für ungültig erklärt: sie muß 
wiederholt werden. Bei der nachfolgenden Wahl des 
\ orstandes wird die Stelle des einen Vertreters für L"n- 
lerfranken freigehalten. Sie wird nach dem Ausfall der 
Wahlen in Würzburg besetzt. 

Die Wahl von 22 Vorstandsmitgliedern nach § 7 
Abs. 5 der Satzung muß durch Stimmzettel vorgenöm- 
men werden. Es liegt die Vorschlagsliste der Abgeord¬ 
neten der einzelnen Kreise und des Vorstandes vor. 
Herr Schömig Roltendorf schlägt aber noch Herrn 
Klitsch Hof vor. Die Wahl wird vorgenommen. 
Das Ergebnis kann erst später festgestellt werden. 

Als Vertreter der medizinischen Fakultäten wird 
durch Zuruf Herr Geheimrat Dr. Schieck Würz- 
kurg gewählt. Als Vertreter der Assistenzärzte, eben¬ 
falls durch Zuruf. Herr Dr. Tiemer (Erlangen). Vom 
Medizinalbeamtenverein wird Herr Obermedizinalrat 
Dr. Sei derer München zur Zuwahl vorgeschlagen. 

Die Mitglieder der Kreisberufsgerichte und ihre 
Stellvertreter 

und ebenso die Mitglieder des Landesberufsgerichts 
und ihre Stellvertreter 
werden durch Zuruf wiedergewählt. 

Nun beginnt die Behandlung des Hauplthemas des 
Aerztetages: Die Bekämpfung der Lungentuber¬ 
kulose auf Grund der jetzigen Anschauung. 

Ueber die wissenschaftlichen Grundlagen 
spricht Herr Geheimrat Dr. v. Romberg München 
in ausgezeichneter, klarer Weise. 

; Referat siehe S. 499.) 
Der Vortragende erläuterte seine Ausführungen 

durch eine Reihe sorgfältig ausgeführter und ausgewähl¬ 
ter Lichtbilder. Die Ausführungen fanden den lebhafte¬ 
sten Beifall der Versammlung. 

Nach ihm sprach in ruhiger, klarer Weise Herr Ge¬ 
heimrat Dr. Frankenburger Nürnberg) über die 
Aufgaben der Fürsorgestellen. 

(Das Refi rat folgt in nächster Numn:er.) 
Auch seine Ausführungen fanden lebhaften Beifall. 

In der ihm eigenen temperamentvollen, eindringlichen 
Weise sprach hierauf Herr Geheimrat Dr. Dörfler 
Weissenburg über die Auswirkungen für den 
praktischen Arzt. 

(Das Referat folgt in nächster Nummer) 
Lebhafter, anhaltender Beifall.) 

Die ausführlichen Leitsätze der drei Berichterstatter 
sind in Nr. 30 dieses Blattes veröffentlicht. 

Zu diesem Gegenstand liegt der nachstehende An¬ 
trag des Vorstandes vor: 

..Die Bayerische Landesärztekammer stimmt den 
Leitsätzen der Berichterstatter v. Romberg, Franken¬ 
burger und 11. Doerfler zu. Sie erkennt es als Pflicht 
aller bayerischen Aerzte, die Bekämpfung der Lungen¬ 
tuberkulose auf Grund der in den Leitsätzen aufgestell¬ 
ten Richtlinien tatkräftigst durchzuführen. Für die baye- 
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rische Aerzteschaft erwächst bei der Bekämpfung dieser 
Yolksseuche die Pflicht, die Zusammenarbeit aller prak¬ 
tizierenden Aerzte mit den Fürsorgestellen und Medi¬ 
zinalbehörden sicherzustellen. 

Die Landesärztekammer beauftragt den Vorstand, 
einen dauernden Ausschuß einzusetzen zur Durchiüh- 
rung der Richtlinien, zum Ausgleich von örtlichen Mei¬ 
nungsverschiedenheiten und Streitpunkten sowie zur 
dauernden Beratung und Bearbeitung des gesamten Für¬ 
sorgearztgebietes. ln diesem Ausschuß, der für alle bür- 
sorgefragen tätig sein soll, sollen Fürsorgeärzle. Hoch¬ 
schullehrer und frei tätige Aerzte gemeinsam tätig sein. 
Die Bezirksvereine sind verpflichtet, örtliche Slreilig- 
kciten. falls dieselben nicht ausgeglichen werden kön¬ 
nen, diesem Ausschuß zur Vermittlung zu unterbreiten. 

Die Landesärztekammer hält es für richtig, daß sie 
im Vorstande des Landesverbandes zur Bekämpfung der 
Tuberkulose durch ein Vorstandsmitglied vertreten ist. 
Ferner erscheint es ihr richtig, daß Vertreter der ärzt¬ 
lichen Bezirksvereine im Vorstande aller örtlichen Or¬ 
ganisationen. die der Gesundheitsfürsorge, insbesondere 
der Tuberkulosebekämpfung dienen. Silz und Stimme 
haben. Vornehmlich kommt eine solche \ ertrelung in 
Zweckverbänden und entsprechenden Arbeitsgemein¬ 
schaften und unter Umständen in den Bezirksfürsorge¬ 
ausschüssen in Frage." 

Es liegt ferner ein eingehender Antrag des Be¬ 
zirksvereins Nürnberg vor. 

An die Ausführungen der Berichterstatter schließt 
sich eine ausgedehnte Besprechung an. Aus dieser ist 
hervorzuheben: 

Herr Bezirksarzt Dr. Weber Kaiserslautern) 
nimmt Stellung als Vertreter der Medizinalbeamlen. Die 
Durchführung der Fürsorge ist mit die Aufgabe der 
Amtsärzte. In vielen Bezirken wird der Amtsarzt auch 
Fürsorgearzt sein müssen. 

Herr Christoph Müller spricht als Vertreter der 
Röntgenfachärzte. Er legt sieben Leitsätze vor. Er be¬ 
tont die Erfolge der Münchener Lungenfürsorgestellen. 

Plerr Oberarzt Dr. Schmidt von der pfälzischen 
Lungenheilstätte Ramberg äußert sich vom Standpunkte 
des Heilstättenarztes aus. 

Hier werden die Verhandlungen unterbrochen und 
das Ergebnis der schriftlichen Vorstandswah 1 en 
bekanntgegeben. Gewählt sind die Herren: Christoph 
Müller München), Glasser (Brannenburg), Deidesheimer 
Passau), Schmitz (Abbach), Maxon (Landau;, Bayers¬ 

dörfer (Neustadt a. d. Haardt), Köhler (Regensburg), 
Preuß Pyrbaum), Herd (Bamberg;. Bullinger (Burg¬ 
kunstadt;, Stauder (Nürnberg), Dörfler (Weissenburg), 
Schömig Rottendorf). Hoeber (Augsburg), Ahr (Mem¬ 
mingen), Bergeat (München), Fr. Fischer (München), 
Peltenkofer .München). Bulterus (Nürnberg), Reisinger 
Reichenhall), Wille (Kaufbeuren). 

Die Stelle für einen Vertreter von Würzburg bleibt 
zunächst noch offen. 

Herr G1 asser (Brannenburg; vom Standpunkt des 
Landarztes. Die Einweisung in Lungenheilstätten ist 
jetzt auch bei schwereren Fällen möglich. Die Tätigkeit 
der Fürsorgeschwestern ist nicht immer einwandfrei. 
Vortragender hat in seiner Heimat gute Erfolge bei Auf¬ 
enthalt in Plöhenlage gesehen. 

Herr Gu gen he im (Nürnberg) begründet die An¬ 
träge Nürnberg. 

Herr Niedermaier (Obernzell): Auch auf dem 
Lande ist die Tuberkulosefrage vielfach eine Wohnungs¬ 
frage. Mangelnde Reinlichkeit ist leider zu beklagen. 
Eine Fuhre Kalk könnte bei vielen Wohnungen Gutes 
wirken. 

Herr Deidesheimer (Passau) spricht für Abhal¬ 
tung von Sprechtagen auf dem Lande. 

Herr Mayer (Dillingen) spricht über eine neue 
Methode zur Auffindung von Tuberkelbazillen und die 
Bedeutung des Schillingschen Blutbildes. 

In seinem Schlußwort betont Herr v. Romberg: 
Die Bedeutung der Lungenspitzen soll nicht depossediert 
werden, ebensowenig die Bedeutung der physikalischen 
Diagnostik. Nur zur Feststellung der Frühinfiltrate und 
Frühkavernen genügt sie nicht. 

Herr Dörfler geht noch kurz auf die Anträge 
der Röntgenfachärzte, des Bezirksvereins Nürnberg 
und auf Anregungen des Bezirksvereins Augsburg ein 
und empfiehlt, sie dem neu zu bildenden Ausschuß (An¬ 
trag der Vorstandschaft) als Material hinüberzugeben. 

Die Leitsätze der Berichterstatter werden gegen 
1 Stimme angenommen. 

Der Antrag des Vorstandes wird einstimmig an¬ 
genommen. 

Die übrigen Anträge und Anregungen werden als 
Material hinübergegeben. 

Die Wahl des 1. Vorsitzenden muß nach der Satzung 
durch Stimmzettel vorgenommen werden. 

Herr Stauder wurde mit überwältigender Mehr¬ 
heit wiedergewähl t. 

Um ü'A- Uhr wurde die Sitzung geschlossen. 
* * 

* 

Am 23. September, 9 Uhr vormittags, eröffnele 
Herr Stauder die JL Hauptversammlung des 
Bayerischen Aerzteverbandes. Er begrüßte als 
Ehrengäste den Vertreter des Slaalsminisleriums für 
Landwirtschaft und Arbeit. Herrn Slaalsral Wimmer 
die Vertreter der Krankenkassen verbände und 
den Vorsitzenden des Hartmannbundes, Herrn Slref 
fer. 

Den Jahres- und Kassenbericht erstatteie 
Herr Stein heim er (Nürnberg). Er warf einen Rück¬ 
blick auf die Bildung des Bayerischen Aerztevereins. 
Die Umbildung in den Vereinen ist in der Hauptsache 
durchgeführt. Meistens besteht Personengleichheit in 
der Vorstandschaft der Bezirksvereine und ärztlich¬ 
wirtschaftlichen Vereine. 76 ärztlich-wirtschaftliche Ver 
eine sind gemeldet mit ungefähr KXH) Mitgliedern. Ein 
tragung ins Vereinsregister ging fast überall glatt vor 
sich. In einer Pfälzer Stadt bestehen große Schwierig 
keilen, da dort zwei ärztlich-wirtschaftliche Vereine 
vorhanden sind. Beitragserhöhung des Hartmannbundes 
von 36 auf 72 Mark wird durchgeführt. Die Verhältnisse 
der noch nicht zur Kassenpraxis zugclasscnen Aerzte 
scheinen sich etwras gebessert zu haben. 16 alte Kollegen 
wurden abgefunden. Die Planwirtschaft ist noch niclil 
viel weiter gediehen, lieber das Verhältnis zu den Kas 
sen ist nichts Besonderes zu sagen. Auch im LAu 
fanden keine bedeutenderen Verhandlungen stall. Die 
Zulassungsbestimmungen bei den Bahn- und Post 
betriebskrankenkassen sind ergangen. Schiedsgericht 
liehe Entscheidung im Reich den Berufskrankenkas 
sen gegenüber, krage der Mitlclstandsversichcrungen 
Der Kassenbericht zeigt, daß die finanziellen Verhält 
nisse gut sind. Eine Beitragserhöhung erscheint nicht 
notwendig. Der Kassenführung wurde unter Dankes¬ 
erstattung Entlastung erteilt. Der Beitrag 1. HM. für 
das Mitglied) wurde genehmigt. 

Hierauf sprach Herr Scholl München über 
Wirtschaftliche Fragen des Standes. In der 
an ihm gewohnten eindringlichen, beredten Weise löste 
der Berichterstatter, wohl der beste Kenner dieser Prä¬ 
gen, seine Aufgabe in glänzendster Weise. Die in diesem 
Blatte erfolgende Veröffentlichung seiner Ausführung 
wird zum aufmerksamen Lesen dringlichst empfohlen. 
Die drohende Erhöhung der Versichcrungspflichtgrenze 
und die Einbeziehung der freien Berufe in die Kranken¬ 
versicherung bildeten den Angelpunkt .seiner Ausführun- 
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gen. Er wendete sieh in schärfster Weise j^egen diese 
Bestrebungen. Auch die freiwillige Weiterversicherung 
muß begrenzt werden. Die vorgeschlagene Bestätigung 
der Arbeitsunfähigkeit nicht mehr durch den behandeln¬ 
den Arzt, sondern durch den Vertrauensarzt ist abzu¬ 
lehnen. Die jetzigen Zulassungsbeslimmungen sind un¬ 
haltbar. Selbstverwaltungsrecht der Aerzle mit Selbst¬ 
disziplin ist erwünscht. Los von der Bevormundung! 
Eine gründliche Revision der Reichsversicherungsord¬ 
nung ist dringend notwendig. In ärztlichen Fragen muß 
die Aerzleschafl den Primat erhalten. Der Konstruk¬ 
tionsfehler der Versicherungsgesetzgebung ist durch 
den deutschen Charakter bedingt. Bei uns herrscht 
allenthalben der Bureaukratismus. l'nd doch ist der 
deutsche Mensch der individuellste. Bei uns gilt aber 
die Form oft mehr als der Inhalt. Aber die Quellen des 
Lebens lassen sich nicht verstopfen. Dringend zu er¬ 
streben ist die Bildung eines Gesundheitsministeriums 
mit einem Arzt an der Spitze. Der ehemalige Arbeits- 
minislcr Brauns wollte die Verwaltung der Kassen den 
Arbeitnehmern überlassen und weiterhin die ganze Ge¬ 
sundheitsfürsorge den Krankenkassen. Das ist untrag¬ 
bar. Die Herrschaft der Parteipolitik in den Kranken¬ 
kassen ist zu verwerfen. Lebhaftester, anhaltender Bei- 
fall.) 

Diskussion. Herr Dr. Nürmberger Nürn¬ 
berg . Vorstand des Bayerischen Krankenkassenverban¬ 
des: Der Aerztesland hat es immer verstanden, schlimme 
Sachen vorauszusehen und abzuwenden. Die Vorschläge, 
die Herr Lehmann in Breslau gemacht hat, sind nicht 
so schlimm, wie sie heute bezeichnet wurden. Es sind 
zunächst seine eigenen Anschauungen. Eine grund¬ 
legende Acnderung des Verhältnisses zwischen Aerzlen 
und Kassen muß eintrelen. An Sozialisierung des Aerztc- 
slnndcs denkt in Kassenkreisen niemand. Herr Scholl 
hat einen Gegensatz zwischen christlichen und freien 
Gewerkschaften konstruierl. Und doch wollte der 
„christliche“ Arbeitsminister Brauns alles den Arbeit¬ 
nehmern überlassen! In Nürnberg gibt es bei den 
Krankenkassen keine Politik. Das Interesse der Ver¬ 
sicherten liegt doch auch den Aerzlen am Herzen. 
Der Begehrlichkeit der Kassenmitglieder wird manch¬ 
mal von den Aerzlen nicht kräftig genug entgegen- 
gelreten. Wir wollen keinen Kampf; wir wollen uns an 
den Verhandlungstisch setzen, um das Beste für die 
Allgemeinheit herauszuholen. (Beifall.) 

Herr Knoblauch (Nürnberg), Geschäftsführer des 
OKK.-Verbandes: Die Tatsache der Ueberfüllung des 
Aerzteslandes kann nicht bestrillen werden, ln Preußen 
kommen auf einen Arzt 592 Kassenmitglieder, in Ba¬ 
den (ÜB in Württemberg (>(>1. in Sachsen 953, in Bayern 
f<X5! Es midi zum Zusammenbruch führen, wenn nicht 
das System geändert werden kann. Die Gesundheits- 
Verhältnisse sind jetzt besser als vor dem Kriege, dank 
der Mithilfe der Aerzte. Der Arzt muß Interesse am 
gesunden Kassenmilglied, nicht am kranken haben. Er 
niachl einen neuen Vorschlag. Alle Aerzte sind zu¬ 
gelassen. Das Kassenmilglied wählt sieh für eine be¬ 
stimmte Zeitspanne seinen Arzt. Auf den einzelnen Arzt 
darf nur eine bestimmte beschränkte Zahl von Kassen¬ 
milgliedern entfallen. Die überschießenden müssen sich 
einen anderen Arzt wählen. So können alle Aerzte zum 
Zuge kommen. Honorar: Den Aerzleverbänden für 
große Bezirke würde eine bestimmte Summe .einen ge¬ 
wissen I lundertsatz der Grundlohnsumme) zur Aus¬ 
zahlung überwiesen. Auswirkung: Beseitigung des 
Schriftwerkes. Die vielen kleinen Fälle würden Weg¬ 
fällen. Rechnerische Auswirkung: Die Grundlohn¬ 
summe beträgt 27 Milliarden, bei 1,5 Pro/., dieser Summe 
würden 105 Millionen zur Verfügung stehen. Die Zahl 
der Aerzte, die auf Kassenpraxis rechnen, kann mit 
29500 beziffert werden. So kämen auf einen Arzt durch¬ 

schnittlich 12500 Mark. Machen wir einen Strich unter 
die Vergangenheit und suchen neue Wej^e! 

Herr Staatsrat Wimmer hat absichtlich möglichst 
seilen Sitzungen des Landesausschusses anberaumt. Die 
Parteien sollen sich selbst zusammenfinden. Aerzle und 
Krankenkassen sind aufeinander angewiesen. Sie müs¬ 
sen sich an den Verhandlungstisch setzen. Möge die 
Vereinigung zum Wohle des Volkes ausschlagen. Herr 
Scholl hat freie Arztwahl gefordert, wie sie in England 
besteht. Sie besteht dort, aber dort ist auch das Pau¬ 
schale eingeführt. Die bayerische Slaalsregierung ist 
über die Pläne der Reichsregierung über die Versiche¬ 
rungsgesetzgebung nicht unterrichtet. Der Weg der In¬ 
itiativanträge im Reichstage würde aber sicher zurück¬ 
gewiesen werden. Es müßte der ordnungsmäßige Weg 
eingeschlagen werden. Vorher werden beide Parteien 
gehört werden, also auch die Aerzte. Beifall.) 

Herr Engel (Kulmbach;: Die Parteipolitik spielt 
bei den Kassen eine große Rolle. Der Vorschlag des 
Herrn Knbblach kann nicht gebilligt werden. 

Herr Schömig Rottendorf;: Der Krankenstand 
nimmt zu. Die Rationierung der Industrie reibt die 
Kräfte des einzelnen immer mehr auf. Durch den Krieg ' 
ist eine Umschichtung in den Altersklassen erfolgt, 
auch dadurch erhöhter Krankenstand: berichtet über 
eigene Erfahrungen als Mitglied des Ausschusses bei 
seiner heimischen Ortskrankenkasse. 

Herr Gilmer München : Die Arztkosten steigen 
mit der Zunahme der Verfeinerung der Diagnostik und 
der Verbesserung der Behandlungsmethoden. Aber be¬ 
lastend bleiben immer die vielen kleinen Fälle. Unse¬ 
rem ganzen Volke ist die Verantwortung für seine Ge¬ 
sundheit abgenommen. Es fehlt der Wille zur Gesund¬ 
heit. Das schreitet bis in die höheren Schichten hin¬ 
auf mit der zunehmenden ..Verkassung“ dieser Schich¬ 
ten. Nach dem Vorschläge des Herrn Knoblauch ent¬ 
stünde eine neue Art von Arzt: der Kassenfamilienarzt 
gegen Pauschalbezahlung. Das wäre das Ende der 
freien Arztwahl. 

Schlußwort Scholl: Die Aussprache war frucht¬ 
bar. Wir freuen uns. daß wir Auge in Auge mit den 
Kassenvertretern verhandeln konnten. Wir wollen kei¬ 
nen Kampf gegen die Kassen. Mein Impetus richtet 
sich gegen die Ueberspannung der Gesetzgebung. 

Die beiden nachstehenden Entschließungen 
werden angenommen: 

„1. Entschließung zur beabsichtigten 
Erhöhung der Versicheruugspflichlgrenze 
in der K r a n k c n v e r s i c h e r u n g u n d zur R e f o r m 

d e r R e i c h s v e r s i c h e r u n g s o r d n u n g. 

In Uebereinslimmung mit der deutschen Aerzte- 
schaft erklärt der 10. Bayerische Aerztetag in Neu¬ 
stadl a. d. 11. im Hinblick auf die beabsichtigte Er¬ 
höhung der Pflichtversicherungsgrenze und eine etwaige 
Reform der RVO.. daß die Aerzteschaft nach wie vor 
zur tätigen Mitarbeit an der Durchführung der sozia¬ 
len Versicherungsgesetzgebung bereit ist. Diese Mitarbeit 
wird am erfolgreichsten sich gestalten, wenn die vom 
15. Deutschen Aerztetag in Eisenach 1926 geforderte 
Herausnahme der Aerzte aus der Gewerbeordnung so¬ 
wie die Schaffung einer Reichsärzteordnung und einer 
Reichsärztekammer gewährt wird, die als" öffentlich- 
rechtliche Körperschaft mit dem Rechte der Selbst¬ 
verwaltung den Versicherungsträgern gleichberechtigt 
gegenübertritt und den gesamten ärztlichen Dienst im 
Rahmen der sozialen Versicherung ordnet und durch¬ 
führt. 

Die bayerische Aerzteschaft wendet sich aber ein¬ 
mütig gegen Bestrebungen, die Pflichtversicherungs¬ 
grenze immer weiter zu erhöhen, insbesondere aber 
gegen die Einbeziehung neuer Kreise in die Krankenver- 
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Sicherung: Sie erblickt darin einen Schritt zur Soziali¬ 
sierung des Heihvesens und ein grundsätzliches Abwei¬ 
chen vom ursprünglichen Versicherungsgedanken. Der 
noch übriggebliebene Rest der Privatpraxis darf nicht 
weiter eingeengt werden. 

Eine Ueberspannung der sozialen Versicherung 
würde nicht nur die Grundlagen des ärztlichen Berufs¬ 
standes auf das schwerste erschüttern, sondern auch 
die deutsche Wirtschaft unnötigerweise mehr belasten 
und dem so notwendigen Prinzip der Selbsthilfe schwe¬ 
ren Schaden zufügen. 

Die bayerische Aerzteschaft erhebt ihre warnende 
Stimme und verlangt ,daß die deutsche Aerzteschaft 
rechtzeitig vor einer Aenderung der Gesetzgebung ge¬ 
hört wird.“ 

.,2. Entschließung. 
Der Bayerische Aerzteverband übergibt dem Vor¬ 

stande der Bayerischen Landesärztekammer die Ver¬ 
tretung nachfolgenden Antrages bei dem Staatsministe¬ 
rium des Innern und dem Staatsministerium für Land¬ 
wirtschaft und Arbeit: 

,Es möge die bayerische Staatsregierung durch ihre 
Bundesratsbevollmächtigten gegen eine Erhöhung der 
Versicherungsgrenze vorstellig werden, welche Schich¬ 
ten der Bevölkerung, die bisher dem Mittelstände an¬ 
gehörten, der Sozialversicherung einzufügen beabsich¬ 
tigt. Insbesondere möge sie gegen eine Einbeziehung 
der freien Berufe in die Krankenversicherung vorstel¬ 
lig werden, da eine so weitgehende und grundsätzliche 
Aenderung der Versicherungsgrenze verhängnisvolle Fol¬ 
gen für das seelische, geistige und körperliche Wohl 
des deutschen Volkes, aber auch für die kulturellen 
und wirtschaftlichen Belange des ärztlichen Standes 
mit sich bringt. Aus diesem Grunde erbittet die Baye¬ 
rische Landesärztekammer durch ihren Vorstand den 
Schutz des bayerischen Staates gegen Geselzesvorlagen. 
die einer völligen Sozialisierung des bisher freien ärzt¬ 
lichen Berufes gleichkommen/“ 

Ueber den Vertrag mit dem Landesverband 
bayerischer Land kran ken kassen berichtete 
Herr Schmitz (Abbach) in sehr gewandten, lebhaften 
Ausführungen. Der Vertrag ist im Herbst 1927 abge¬ 
schlossen. Er kann ein Vorbild werden für die Be¬ 
ziehungen zu den anderen Kassenverbänden. Haupt¬ 
punkt: Regelung der Beziehungen auf dem Wege freier 
Abmachungen abseits vom Bureaukratismus, Einfüh¬ 
rung freier Schiedsinstanzen. Gründung einer Arbeits¬ 
gemeinschaft. Das Zugeständnis der fakultativen Ein¬ 
führung des Pauschale wird vielfach verurteilt. Wir 
haben in Wirklichkeit keine Bezahlung nach Einzel¬ 
leistung mehr. Durch die vielen Einschränkungsvor- 
schriften, Abstriche usw. ist das jetzige System nichts 
weiter als ein verkapptes Pauschale. 

Herr Trettenbach, Direktor des Landkranken¬ 
kassenverbandes: Wir freuen uns. von den staatlichen 
Schiedsstellen losgekommen zu sein und unsere Ange¬ 
legenheiten selber regeln zu können. Bisher sind nur 
bei vier Landkrankenkassen Verträge mit Pauschal¬ 
bezahlung abgeschlossen worden. Derartige Verträge 
sind doch mit Ortskrankenkassen. selbst großen Kassen 
abgeschlossen worden. 

An der Diskussion beteiligen sich die Herren 
Mayer (Dillingen), Wiedemann (Stfaßkire .*n;. 
Steinheimer Nürnberg), Hummel (Spiegelau), 
Scholl München). Mi es mann (Kirchheimbolanden), 
Stauder (Nürnberg), Medicus (Bobingen), Direktor 
Trettenbach. Glasser (Brannenburg). Entgegen den 
Ausführungen verschiedener Redner, der Abschluß des 
Vertrages verstoße gegen den Beschluß des Außer¬ 
ordentlichen Aerztetages in Nürnberg, stellt Herr 
Steinheimer fest, daß es sich dort nur um die Frage 
der Einführung eines Landespauschale gehandelt habe, 

davon, daß niemals ein Pauschale bei einer Kasse eiit- 
geführt werden dürfe, sei niemals die Rede gewesen. 

Herr Ständer verliest die Entschließung des; 
Außerordentlichen Aerztetages und stellt fest, daß gar 
kein bindender Beschluß vorliegt. 

Herr Küster m an n (München) erstattet einen sorg¬ 
fältig ausgearbeiteten, eingehenden, weit ausgedehnten 
Bericht über „Wirtschaftliche Verordnungs¬ 
weise und Landesarzneimittelkommission“. 
Er legt eine Reihe von Leitsätzen vor. An der Diskus¬ 
sion beteiligen sich die Herren Engel (Kulmbach). 
Niedermaier (übernzell), Schömig (Rottendorf), 
K a t z (Ludwigshafen), C ah en (Mannheim). Herr Schö¬ 
mig stellt den Antrag, es möchte die bayerische An¬ 
leitung zur wirtschaftlichen Verordnungsweise abge¬ 
schafft und die deutsche eingeführt werden; er stellt 
ferner den Antrag, es möchten die kranken Kassenmit¬ 
glieder einen Teil der Arzneikosten tragen. 

Die Leitsätze des Referenten und die Anträge des; 
Herrn Schömig werden der Vorstandschaft als Mate¬ 
rial hinübergegeben. 

Es liegen hoch weitere Anträge vor. Antrag W ü r z - 
burg-Land: Der Jahres- und Kassenbericht soll ge¬ 
druckt und den Vereinen vorher rechtzeitig zugeleitet 
werden. — Angenommen. Antrag W ü rz b u rg-La n d: 
Der Vertrag mit der Postbeamtenkrankenkasse ist zu 
kündigen — soll erst in der Vorstandschaft vorbehan¬ 
delt werden. Antrag Griebring (Wörth a. M.): Die 
Richtlinien zur Preugo sollen abgeändert werden 
geht zunächst an den Vorstand. 

W a h 1 e n: 
Als Beisitzermitglieder des Hartmannbundes werden 

gewählt: 
für Nordbayern: Steinheimer (Ersatzmann Riedel), 
für Südbayern: Gilmer (Glasser). 

Vorstands wählen: 
1. Vorsitzender: Stauder, 
2. Vorsitzender: Gilmer. 
Kassenprüfer: Herd und Stark. 
Herr Stauder: Schlußwort zur Landesärztekam¬ 

mer und zur Hauptversammlung. 
Die Verhandlungen sind zu Ende. Sie haben außer¬ 

ordentliche Höhepunkte gezeitigt und sind in glänzen¬ 
den, vornehmen Formen geführt worden. In der Rege¬ 
lung des Fürsorgewesens haben wir ein Beispiel der 
Ordnung dieser Frage für ein ganzes Land gegeben. 
Die Aussprache über die Krankenversicherung mit den 
Kassen Vertretern hat uns ein gut Stück Weges weiter¬ 
gebracht. Dank an die Ehrengäste, an die Stadt Neustadt, 
an die pfälzische Presse, an die Sanitätskolonne, an die 
Pfälzer Aerzteschaft, an die Referenten, an den Landes¬ 
sekretär und schließlich an alle Teilnehmer. 

Zweck der Aerztetage ist, die Kräfte zu sammeln 
und den Willen zu stärken, die Gegensätze auszuglei- 
chen und Kritik zu üben, endlich aber der des gegen¬ 
seitigen Vertrauens^ Der leitende Gedanke ist feste, treue 
Zusammengehörigkeit. Mit diesem Schlußwort wird um 
41/4 Uhr nachmittags der Aerztetag geschlossen. 

Herr Geheimrat Köhler (Regensburg) spricht dem 
Vorsitzenden den Dank der Versammlung aus. Dieser 
Dank war reichlich verdient. Denn nur der zielbewuß¬ 
ten, straffen Leitung war es möglich, die überreiche 
Fülle von Verhandlungsgegenständen zu meistern und 
so ziemlich reibungslos zu Ende zu führen. Wir sind 
wahrlich auf verschiedenen Gebieten eine gute Strecke 
weitergekommen. 

Auch die äußere Umrahmung des Aerztetages war 
glänzend und gut durchgeführt. Am Abend des 22. Sep¬ 
tember wurde uns im großen Saale des Saalbaus ein 
Begrüßungsabend geboten, vornehm in seiner Auf¬ 
machung und gelungen in allen Einzelheiten. Herr Bür- 
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germeister Forthuber bewillkommle uns in launi¬ 
ger Rede. Eine Meisterleistung war die Antwortrede 
Ständers, getragen von vaterländischem • Schwünge 
und voll warmen Milfühlens an den Leiden und Be¬ 
drückungen der schönen Pfalz und ihrer Bewohner. 
Es folgten eine Reihe von Vorträgen teils ernsterer Art, 
aber auch Proben köstlichen, sonnigen Pfälzer Humors 
und Pfälzer Lebensfreude. Auch das Deutschlandlied 
erklang. Es darf jetzt endlich wieder hei besonderen 
(ielegenheiten in geschlossenen Räumen gesungen wer¬ 
den. Und dann folgte, gegeben von der Stadtverwaltung 
Neustadt a. d. H., eine Weinprobe großen Stils, bei 
der uns köstliche Proben des wunderbaren Pfälzer 
Weins in einer ausgedehnten l'olge vorgesetzt wurden. 

Nach Schluß der Verhandlungen, am Spätnach¬ 
mittag des 23. September, vereinigte uns ein Festmahl, 
ebenfalls im großen Saale des Saalbaus, mit den Ehren¬ 
gästen und den Pfälzer Kollegen und ihren Damen. 
Stattlich war die Zahl der Teilnehmer. Köstlich wraren 
die Weine, gut die Küche. Herr Geheimrat Bayers¬ 
dörfer. dem seinerzeit die Pfalz die Errettung vor völ¬ 
ligem Zusammenbruch und vor der Schreckensherr¬ 
schaft der Separatisten zu verdanken hatte, begrüßte 
uns und die vielen Ehrengäste, ln Worten flammender 
Begeisterung gedachte er des Vaterlandes, Worte höch¬ 
ster Empörung und Entrüstung widmete er den Leidens¬ 
und Schreckenstagen, die der schönen Pfalz beschieden 
waren. Er sprach aber auch unerschrocken und auf¬ 
recht von den Plagen und Qualen, die auch heute noch 
drückend auf allen Pfälzern liegen. Das Deutschland¬ 
lied folgte seinen Worten. Selten oder nie haben wir 
es so deutlich gefühlt, welche Schmach auf unserem 
teuren Vaterlande noch ruht. 

Späterhin fand noch Herr Ministerialrat Dr. Wir¬ 
sch inger warme Worte über die Bedeutung wahren, 
echten Arzttums. Der Damen ^gedachte in formvollende¬ 
ter, feingesetzter Rede Herr Geheimrat Dr. Schieck 
(Würzburg). Humorvolle Verse trug noch vor Herr 
Niedermaier (Obernzell). 

Der 24. September, ein Montag, sollte uns noch 
etwas ganz Besonderes bescheren, etwas, was außer der 
Pfalz kaum ein Land bieten kann. Wir fuhren mit Post¬ 
kraftwagen hinaus in das Weinland, mitten durch grü¬ 
nende Weingärten hindurch, in denen schon teilweise 
die Weinlese im Gange war, an den berühmten Wein¬ 
orten. die ich schon eingangs genannt hatte, vorüber 
nach Rad Dürkheim. Seine Maxquelle ist als die stärkste 
Arsenquelle Europas uns Aerzten wohlbekannt und 
wird von uns in ausgedehntem Maße verordnet. Das Bad 
selbsl und seine Einrichtungen sind aber wahrscheinlich 
nur von wenigen Aerzten aus dem rechtsrheinischen 
Bayern besucht worden. So war es denn für uns äußerst 
wertvoll, das Bad und seine Einrichtungen kennenzu¬ 
lernen. Herr Bürgermeister Dr. Dahlem begrüßte uns 
und machte uns auf die Schönheiten von Dürkheim und 
seiner Umgebung aufmerksam. Die Herren Kollegen 
Dr. Kaufmann. Dr. Leva und Dr. Stoll hielten Vorträge 
über die ärztliche und therapeutische Bedeutung des 
Bades, besonders der Maxquelle und des Ludwigsbrun¬ 
nens. Wir besichtigten die Einrichtungen und besuchten 
auch die Pfälzische Kinderheilstätte. Dieser Kinderheil- 
slätte sind wir bayerischen Acrzte zu großem Danke 
verpflichtet, stellt sie uns doch alljährlich Freibelten 
liir Arztkinder zur Verfügung. Nach der Besichtigung 
trafen wir uns zum Mittagsmahl im Kurhotel (Park¬ 
hotel). Auch hier wurde uns eine ausgezeichnete Wein¬ 
probe geboten. Eine Reihe von Weingutsbesilzern der 
Umgegend wetteiferten darin, uns köstliche Proben 
ihrer Edelweine versuchen zu lassen. Bürgermeister Dr. 
Dahlem und Oberregierungsrat Schlosser hießen uns 
nochmals willkommen. Der Heimatdichter Herr Redcr 
trug humorvolle Gedichte in „Pälzer Sprach“ vor. Den 

Dank der Aerzte brachte Herr Herd dar. Nachmittags 
waren wir nochmals Gäste der größten Weingüter (von 
Bassermann-Jordan und v. Buhl in Deidesheim, Spind- 
ler in Forst, Bürklin-Wolff in Wachenheimj. In einzelne 
Gruppen verteilt, genossen wir nochmals in Weinproben 
die Gastfreundschaft der Pfälzer und erfreuten uns an 
den blumigen, feurigen Edelweinen der Pfalz. Dann tra¬ 
fen wir uns nochmals gemeinsam in den Räumen der 
Sektkellerei Wachenheim. Wir halten Gelegenheit, die 
Einrichtungen dieser großen Sektfirma zu besichtigen 
und Proben ihrer Erzeugnisse zu genießen. Und dann 
hieß es Abschied nehmen von der schönen Pfalz und 
von den lieben Pfälzer Kollegen, unter denen wir viele 
Freunde gewonnen haben. 

Ein kleinerer Kreis von Kollegen besichtigte noch 
tags darauf die Fabrik Knoll A.-G. Ludwigshafen, für 
alle ein Erlebnis: denn es ist nicht leicht möglich, die 
Einrichtungen einer derartigen bedeutenden Hrma ken¬ 
nenzulernen. 

Wir scheiden von der Pfalz mit dem Gefühle der 
Befriedigung. Haben wir doch Tage ehrlicher Arbeit 
im Dienste der Allgemeinheit und unseres Standes, aber 
auch Tage hochvaterländischen Empfindens und Tage 
sonniger Lebensfreude verlebt. Nochmals herzlichsten 
Dank allen Pfälzer Kollegen, vor allem aber dem Aerzt- 
lichen Bezirksverein Neustadt a. d. H. und seinem Orts¬ 
ausschuß. der in unermüdlicher Arbeit diesen Aerztetag 
vorbereitet und durchgeführt hat. an seiner Spitze sei¬ 
nem Vorstand Dr. Spies. Unseren Dank kleiden wir 
wohl am besten in den Wunsch: Mögen die Jahre der 
Besetzung, die Leidensjahre der Bedrückung bald zu 
Ende gehen! Möge die Pfalz bald wieder frei sein, frei! 

Die Bekämpfung der Lungentuberkulose auf Grund 

der jetzigen Anschauung. 

/ / ' I. Wissenschaftliche Grundlagen. 
Berichterstatter für den 10. Bayerischen Aerztetag. 

Qöieimer Medizinalrat Professor Dr. v. Romberg, München. 

1. Ueber die Entwicklung der Lungentuberkulose 
herrschte bis vor kurzem die. Anschauung, in der wir 
alle erzogen sind und die wir alle als sicher zutreffend 
ansahen. Kleine Herde wuchernden tuberkulösen Ge¬ 
webes entstanden in den röntgenologisch über den 
Schlüsselbeinen liegenden Lungenabschnilten. beson¬ 
ders in den hinteren Teilen der Lungenspitzen. Wäh¬ 
rend diese proliferativen Herde nach und nach vernarb¬ 
ten. traten neue in den benachbarten lieferen Lungen¬ 
teilen auf. ganz allmählich schritt die Krankheit apiko- 
kaudal fort. Sie graste die Lungen von oben nach unten 
ab. Mehrere kleine Herde konnten zu größeren Knoten 
zusammenfließen. Oefters entstanden in ihnen durch 
allmähliche zentrale Verkäsung Hohlräume. Sie zeigten 
meist nur mäßige Ausdehnung. Ein dichter Binde- 
gewebswall grenzte sie scharf gegen die Umgebung ab. 
Man sah nicht selten, besonders in den Uebergangs- 
zeiten des Jahres, namentlich im Frühjahr, schubweise 
Verschlechterungen. Bei einiger Vorsicht pflegten sie 
rasch vorüberzugehen. 

Das Ganze war das Bild einer äußerst chronischen 
Erkrankung. Die ärztlichen Maßnahmen wTaren nicht 
sehr dringlich. Je früher man Freilich den initialen 
Spitzenprozeß feststellte, um so sicherer hoffte man 
die weitere Verschlechterung verhüten zu können. 

Die Beurteilung der Spitzenbefunde erwies sich 
aber als schwierig. Ich will nicht von den unendlich 
häufigen Fehldiagnosen auf Grund des ausschließlich 
physikalischen Befundes sprechen, nicht von den trocke¬ 
nen Rasselgeräuschen, die, von Luftröhre oder Haupt¬ 
bronchien nach einer oder beiden Spitzen fortgeleitet, 
als Spitzenkatarrh gedeutet wurden, nicht von den 
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durch sküliolische Rippenkrüniniung oder einscilig kräf¬ 
tigere Muskulatur verursachten Dämpfungen in der 
Oberschulterblattgrube oder von der durch Kropf oder 
durch eine Atelektase der Spitze bei Schwangerschaft 
hervorgerufenen Verkürzung einer Oberschlüsselbein¬ 
grube, von der Ueberweriung des schon physiologisch 
rechts hinten oben schärferen Bläschenatmens. Aber 
auch bei physikalisch und röntgenologisch gesicherten 
Spitzenbefunden war wohl nach dem Befund meist 
zu entscheiden, ob es sich um proliferative oder zir- 
rhotische Herde handelte. Die zunehmende Erfahrung 
lehrte aber, daß damit die Aktivität noch nicht be¬ 
urteilt war. daß auch die noch nicht vernarbten Pro¬ 
zesse oft jahrelang stationär bleiben, während sie in 
anderen Fällen in Dj—2 Jahren in deutliche Zirrhose 
übergehen. 

Xur hei der Minderzahl der Kranken sah man 
rasch verlaufende floride Erkrankungen mit entzünd¬ 
lichen exsudativen bronchopneumonischen oder pneu¬ 
monischen Prozessen. Außerordentlich rasch entstan¬ 
den in ihnen Kavernen. Hemmungslos fraßen sie in 
das erkrankte Lungengewebe hinein und zerstörten es. 
Fast 'immer führten sie unaufhaltsam zum Tode. Nur 
selten beobachtet man diese Vorgänge primär. Häufiger 
erschienen sie sekundär als Finale einer vielleicht schon 
seit Jahren bestehenden proliferativ-zirrhotischen. zum 
leil kavernisierten Tuberkulose. Bei ihrer zurücktreten¬ 
den Zahl änderten sie die Einstellung zur Gesamtauf- 
gabe des ärztlichen Handelns bei der Lungentuberku¬ 
lose nicht. 

Sicher können noch aktive Spitzenprozesse ernst¬ 
haft krank machen. Bevor man aber Gesundheits¬ 
störungen auf solche Veränderungen und vollends auf 
die viel häufigeren kleinen Narben in den Spitzen zu¬ 
rückführt, sind alle anderen Möglichkeiten auszu¬ 
schließen. Unruhige Temperatur. Appetitstörungen, 
auch Hustenreiz hängen sicher öfter von eitrigen Ver¬ 
änderungen der Rachenorgane, der Nebenhöhlen der 
Nase ab. Auch Zahn Veränderungen. Bakteriurie, ver¬ 
steckte Genitalerkrankungen. Lues und thyreotoxische 
Störungen sind auszuschließen. An das sogenannte kon¬ 
stitutionelle Fieber der Nervösen ist zu denken. Wie 
richtig die zurückhaltende Beurteilung der Wertigkeit 
von Spitzenbefunden ist, zeigt die von Ly dt in fest¬ 
gestellte Tatsache, daß nur 7 Proz. aller I5U der I. Me¬ 
dizinischen Klinik München zur Begutachtung eingewie¬ 
senen Kranken, entsprechend den Feststellungen von 
Braeuning in Stettin und von Kayser-Petersen 
in Jena, nach 2—fi Jahren ein Fortschreiten des Pro¬ 
zesses zeigten. Diese Zahl sinkt sogar auf weniger als 
ein Drittel, wenn man nur die sicheren Spitzenbefunde 
im Auge hat. Die große Häufigkeit von Spit¬ 
zenherden tuberkulöser Art wird natürlich 
nicht bestritten. Wohl aber mußte die Lehre 
revidiert werden, daß die ausgesprochene 
Lungentuberkulose, die wir als Volkskrank¬ 
heit bekämpfen wollen, regelmäßig mit sol¬ 
chen Spitzenherden beginnt. 

2. Die Fortschritte und die allgemeine Verwendung 
der Röntgenuntersuchung brachten in den letzten Jah¬ 
ren die Erkenntnis der großen Mannigfaltigkeit der 
Tuberkuloseentwicklung 

ä) Die erste Haftstelle der Tuberkelbazillen in den 
Lungen, der Primäraffekt, und die von ihm auf dem 
Lymphwege infizierten Bronchialdrüsen heilen in der 
Regel ohne stärkere Beteiligung der Lungen ab. Bis¬ 
weilen erreicht aber die im frischen Stadium sie nach 
K. E. Ranke regelmäßig umgebende perifokale Ent¬ 
zündung beträchtliche Grade. Dichte Abschattungs¬ 
bezirke umgeben im Röntgenbilde Primäraffekt und 
zugehörige Bronchialdrüsen als bipolare Infiltration. 
In anderen Fällen entwickelt sich ein ähnlicher Vor¬ 

gang nur in der Nachbarschaft der Drüsen an der Lun¬ 
genpforte in der Form, die früher nach Eliasberg 
und Neuland als Epituberkulose bezeichnet wurde, 
Weiter kann es zur Entstehung kleiner tuberkulöser 
Herde in der Umgebung von Primäraffekl und Drüsen 
durch Streuung kommen. Endlich können Primäraffekt 
und Drüsen erweichen und in einen Bronchus ein¬ 
brechen. Es entstehen dann besonders bei Kindern 
schwere, rasch tödliche käsige Bronchopneumonien und 
Pneumonien. Sie zeichnen sich gewöhnlich durch eine 
sehr rasche Entstehung von Kavernen aus, die unter 
Umständen unter wahrer Sequeslerbildung sich ver¬ 
größern. 

b) Auch auf dem Blutwege können Tuberkelbazillen 
von den zuerst erkrankten Stellen aus in die Lungen 
geschwemmt werden. Es kommt so zu hämatogenen 
Aussaaten. Die Lungen erscheinen in größerer oder 
kleinerer Ausdehnung mehr oder minder dicht von klei¬ 
nen Herden durchsetzt. So bedrohlich die Erkrankung 
zunächst aussehen kann, so haben doch die milderen, 
vorwiegend proliferativen Erkrankungen dieser Art eine 
oft erstaunliche Neigung zu rascher Vernarbung. Noch 
lange Jahre sieht man dann als Ueberrest-derartiger 
Veränderungen eine wechselnde Zahl gleich großer, 
meist ziemlich kleiner, scharf beschatteter Herde auf 
dem Röntgenbilde. So eindrucksvoll der Befund ist, so 
bleibt er doch für den Träger oft bedeutungslos. An¬ 
dererseits kann es besonders bei Kindern auch zu 
fortschreitenden Prozessen kommen. Vielleicht ent¬ 
stehen in derselben Weise gelegentlich auch exsuda¬ 
tive, verkäsende Bronchopneumonien mit dem bekann¬ 
ten ungünstigen Verlauf. 

Ohne scharfe Grenze gehen diese hämatogenen For¬ 
men der Lungentuberkulose auf der einen Seite in die 
akute Miliartuberkulose, auf der anderen in die .dlläg- 
lichen Spitzenherde über. Die vorhin besprochenen 
Spilzeüerkrankungen dürften meist auf diPse Weise 
hämatogen entstehen. Eine gewisse Veranlagung der 
Lungenspitzen für das Haften vereinzelter auf dem 
Blutwege eingeschwemmter Bazillen mag hier mit- 
wirken. 

Sicher ist es auch denkbar, daß für die Röntgen¬ 
untersuchung im einzelnen gleiche Veränderungen be¬ 
sonders in den Spitzen auch durch Eindringen von 
Bazillen in die Luftwege zustande kommen. Für alle 
über größere Lungenabschnitte ausgestreuten derarti¬ 
gen Erkrankungen ist aber die bronchogene Entstehung 
ebenso abzulehnen wie für die akute Miliartuberkulose. 
Daß eine lymphogene Ausbreitung zu solchen Verände¬ 
rungen führt, ist ganz unwahrscheinlich. 

c) Ucbcrblickl man alle Lungentuberku¬ 
losen der verschiedenen Lebensalter, so tre¬ 
ten für die Entwicklung der chronischen 
Lungentuberkulosen ebenso wie die Spilzen- 
herde auch die im unmittelbaren Anschluß 
an Primäraffekt und Bronchialdrüsen oder 
durch hämatogene Streuung entstehenden 
Erkrankungen zurück. Der häufigste Beginn 
der chronischen Lungentuberkulose ist. 
wie die letzten Jahre durch die Feststellungen von 
Aßmann, Redeker, meiner Klinik u. a. zeigten, das 
tuberkulöse b r ü h i n f i 11 ra t. Anatomische Kennt¬ 
nisse über seine Anfänge besitzen wir noch nicht Wir 
haben nur einzelne Befunde aus verhältnismäßig spä¬ 
teren Stadien. Man kann sich aber danach und nach 
dem Röntgenbilde eine zutreffende, wenngleich im ein¬ 
zelnen vielleicht noch auszugestallende Vorstellung von 
der Veränderung machen. Ganz akut entsteht um einen 
zuerst kleinen tuberkulösen Herd eine ausgebreitete 
perifokale Entzündung mit Hyperämie, seröser Durch¬ 
tränkung, spärlicher Zellvermehrung, aber ohne spe¬ 
zifisch tuberkulöse Gewebsveränderung. In günstigen 



Nr. 40. 192». BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. SEITE 503. 

Fällen ^eht die perilokale Fnlziimlun^ spurlos zurück. 
Der zentrale Herd bleibt als kleine, gleichgültige Narbe 
übrig. In anderen entwickelt sich im Hereiche des 
früheren Frühinfillrats eine streifige Vermehrung des 
Bindegewebes, und wieder in anderen erkennt man 
hier kleine tuberkulöse Streuungsherde, die vernarben. 
Das sind die günstigen Möglichkeiten. Meist entsteht 
aber erstaunlich schnell im Zentrum des Frühinfiltrats 
eine Kaverne. Entsprechend einem Af3 mann sehen ana¬ 
tomischen Befund und früheren Feststellungen von 
Birch-Hirschfeld müssen wir uns dann das Zen¬ 
trum als rasch verkäsenden und einschmelzenden Herd 
vorstellen. Ocfters entwickelt sich längs des in die Ka¬ 
verne führenden Bronchus eine käsige Peribronchitis. 
Sehr merkwürdig ist bei diesen Frühkavernen im Ge¬ 
gensatz zu den ebenso schnell entstehenden Kavernen 
der späten exsudativen Prozesse die rasche Bildung 
einer narbigen Umgrenzung. In wenigen Monaten, selbst 
Wochen kann eine derartige Kaverne entstehen und 
sich narbig umwallen. 

Die Ausdehnung dieser Frühenlzündungen wech- 
sell stark. Fs gibt Herde, die nur den Durchmesser 
eines Markstückes haben, und andere, die nahezu einen 
ganzen Fungenlappen ergreifen. Ebenso verschieden ist. 
soweit man das nach dem Röntgenbilde beurteilen kann, 
die Stärke der Entzündung. Von leichter Beschaltung 
führen alle Fcbergängc zu dichter, undurchsichtiger 
\ erdunkelung. Fine wichtige Bolle spielen neben den 
diffusen, einen Bezirk gleichmäßig infiltrierenden Ent¬ 
zündungen die disseminierlen Formen. Herdförmige 
Entzündungen durchsetzen bei ihnen kleinere und oft 
auch größere Lungenabschnitte. Fis kann sich um mil¬ 
dere F'ormen oder auch um zufällige Entwicklungs¬ 
stadien der diffusen Veränderung handeln Ein Haupt- 
unlerschied gegen die im einzelnen sehr ähnlichen 
hämatogenen Aussaaten ist aber die auch den dissemi- 
nierteiv Frühentzündungen eigene Neigung zu rascher 
Kavernenbildung und bis zu einem gewissen Grade 
auch die Begrenzung auf einen bestimmten Lungen¬ 
abschnitt. während die hämatogenen Formen bei sol¬ 
cher Ausdehnung meist große Lungenpartien heteiligen. 

Der Sitz der Veränderung wechselt. Am häufigsten 
finden sie sich unterhalb der Schlüsselbeine in den seit¬ 
lichen Abschnitten, infraklavikulär. Aber sie werden 
auch in allen anderen Teilen der Lunge getroffen. 
Nach einer Zusammenstellung von Jahn und Oeff- 
ner saßen von /(’> Frühinfiltraten meiner Beobachtung 
bis Mai d. .1 aus den letzten 31 Jahren 46 infra¬ 
klavikulär, 13 im Mittelfeld unter dem Oberrand der 
3 Hippe. H subklavikulär hzw. röntgenologisch hinter 
dem Schlüsselbein, ö in den Unterlappen und 2 in 
den Spitzen über den Schlüsselbeinen. 

Die verschiedenen Formen der Frühinfiltrate fin¬ 
den sich am häufigsten in jungen Jahren, zwischen 
11 und 30 Jahren. Aber auch in anderen Lebensaltern 
werden sie getroffen. 

1 eher ihre Entstehung im einzelnen sind die Akten 
noch nicht geschlossen. Fest steht nur, daß sic beson¬ 
ders bei Menschen auftrelen, die einer hochgradigen 
oder anhaltenden Superinfektion von einer Ansteckungs¬ 
quelle ihrer Umgebung her, in der Familie, an der 
Arbeitsstelle, an einem zufälligen Aufenthaltsort aus¬ 
gesetzt sind. Offen ist aber noch, oh diese Superinfek- 
lion den zentralen Krankheitsherd der F'rühinfiltrate 
und die ihn umgebende Entzündung hervorruft, oder 
ob sie wie eine I uberkulinanwendung um einen be¬ 
reits bestehenden Herd die perifokale Entzündung als 
I leidreaklion auslösl. F.s wird weiter das wurde bei 
der Verhandlung der Deutschen Tubcrkulosegesell- 
Sl hall in Wildbad nach der Darlegung Foeschkcs 
besonders erörtert festzustellen sein, ob und wie oft 
der zentrale Herd des Frühinfiltrats durch Aspiration 

von Tuberkelbazillen aus bereits bestehenden Herden 
zustande kömmt. Diese Möglichkeit ist sicher zuzu¬ 
geben. Daß sie regelmäßig verwirklicht wird, ist nicht 
wahrscheinlich. In meiner Klinik fanden sich neben 
F'rühinfiltraten Spitzenherde, an die man bei ihrer 
großen Häufigkeit in erster Linie denken muß, rönt¬ 
genologisch um so häufiger, je älter das Frühinfiltrat 
war. Der F.inwand. daß kleine Spitzenherde sich in den 
anderen Fällen dem röntgenologischen Nachweis ent¬ 
ziehen. ist wohl nicht stichhaltig. Damit fällt auch die 
Gleichstellung der Frühinfiltrate mit gelegentlichen Ex¬ 
azerbationen chronischer Tuberkulosen. In dieser Form, 
mit solchem Verlauf habe ich blosse Steigerungen der 
Krankheit niemals gesehen. Von Bedeutung für die 
F.ntstehung der Veränderung ist sicher auch die Kon¬ 
stitution. 

Die Frühinfiltrate und besonders ihre Kavernen 
bilden in der Mehrzahl der Fälle — das glaube ich 
mit Bestimmtheit sagen zu dürfen — den Ausgangs¬ 
punkt der chronischen Lungentuberkulose. In ihrer 
Umgebung entstehen proliferative Herde, bei den häu¬ 
figsten Frühinfiltraten im Oberlappen mit Vorliebe in 
der Spitze. Diese Tatsache erklärt die zunehmende Häu- 
tigkeit solcher Spitzenherde bei länger bestehenden 
Frühinfiltraten. Ich darf aber nochmals betonen, daß 
selbstverständlich auch unabhängig neben Frühinfil- 
traten und vor ihnen, z. B. durch hämatogene Streuung. 
Spitzenherde Vorkommen. Weiter können sehr rasch 
käsige, schnell einschmelzende Bronchopneumonien und 
Pneumonien sich entwickeln. Von besonderem Inter¬ 
esse ist die Bildung von Tochterinfiltraten mit einem 
den primären Frühinfiftralen gleichenden Verlauf. Auch 
sie können rasch heilen. Ebenso lassen sie aber auch 
Kavernen mit allen Gefahren entstehen, wie die Mutter¬ 
infiltrate. Ueber Jahre kann sich die schubweise Ent¬ 
wicklung solcher Tochterinfiltrate hinziehen. 

Auch für das Auftreten von Lungentuberkulose 
nach scheinbar selbständiger Rippenfellentzündung ist 
es maßgebend wichtig, ob ein Frühinfiltrat neben der 
Pleuritis vorhanden ist. Bemerkenswerterweise' kann 
es auch auf der von Pleuritis freien Seite sitzen. 

Bei einem großen Teile aller ausgespro¬ 
chenen. wirklich krank mach enden Lungen¬ 
tuberkulosen ist der Beginn durch die Ent¬ 
stehung aus dem akut einselzenden, schon 
nach wenigen Wochen vielleicht kaverni- 
s i e r t e n F r ü h i u f i 11 r a t nicht chronisch, son¬ 
dern akut. Auch wenn entgegen meinem augenblick¬ 
lichen Eindruck sich finden sollte, daß Frühmfiltrate 
verhältnismäßig oft aus Spitzenherden hervorgehen, so 
ist die entscheidende Wendung zur ausgebreiteten Er¬ 
krankung zum mindesten in sehr vielen Fällen das F'rüh- 
infiltrat. nicht die Erkrankung der Lungenspitze, die. wie 
erwähnt, nur relativ selten dazu führt. Zu der großen 
Schnelligkeit des Einsetzens der Lungentuberkulose in 
vielen Fällen stimmt die Erfahrung meiner Klinik, daß 
unter 361 offenen Lungentuberkulosen ein Drittel erst 
wenige W ochen. längstens 1 Monate Beschwerden hatte. 
Der Beginn der Lungentuberkulose ist sehr oft also 
nicht chronisch. Es ist deshalb von größter Wichtig¬ 
keit. den akuten Anfang möglichst frühzeitig zu er¬ 
kennen. Die ärztlichen Entscheidungen müssen rasch 
getroffen werden. Will man nicht zu spät kommen, 
so muß so bald wie möglich gehandelt werden. 

3. Die Aufgabe ist schwierig. Die Allgemeinerschei¬ 
nungen entsprechen nicht den geläufigen Symptomen 
einer Lungentuberkulose. Wie eine Grippe mit mäßi¬ 
gem. oft nach 10 20 Tagen schwindendem Fieber setzt 
die Erkrankung ein. Physikalisch sind nur die recht 
seltenen Unterlappenerkrankungen regelmäßig wie eine 
Bronchopneumonie nachweisbar, ferner die ebenfalls 
seltenen besonders ausgedehnten und hochgradigen Pro- 
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zcsse. Die große Mehrzahl der gewöhnlichen diffusen 
und disseminierten Frühinfiltrate und ihre Kavernen 
entziehen sich vollständig oder fast vollständig dein 
physikalischen Nachweis. Unter Umständen findet man 
z. R. bei einer infraklavikulären Kaverne nur über der 
Schulterblallgräte und dem Schlüsselbein eine leichie 
Dämpfung. Nur vorübergehend werden Rasselgeräusche 
wahrnehmbar. Das öftere pleuritisehe Reiben ist eben¬ 
falls flüchtig. Diese geringen physikalischen Abweichun¬ 

können überdies fast oder ganz zurückgehen. 
obgleich der Prozeß tatsächlich fortschreitet, weil die 
anfänglich ausgedehntere Beteiligung der Nachbarschaft 
nachläßt. Von größter diagnostischer Wichtigkeit ist 
der im Anfang nahezu regelmäßige Bazillenbefund. Aber 
axich er kann trotz Fortbestehens einer Kaverne nach 
kurzer Zeit schwinden. Dauert er an. so ist das im¬ 
mer dringend auf einen Hohlraum verdächtig. Ebenso 
weist jeder Bluthusten auch bei scheinbar physikalisch 
unveränderter Lunge sehr ernsthaft auf die Möglich¬ 
keit eines Frühinfiltrats hin. Ganz unerkennbar sind 
physikalisch die meisten perifokalen Entzündungen um 
den Primäraffekt und bei Erwachsenen auch an den 
Hilusdrüsen und die hämatogenen Aussaaten. Nur die 
gute Röntgenuntersuchung schützt vor dem Uebersehen 
aller dieser wichtigen Veränderungen. 

Jeder Arzt kann an der Auffindung der das ganze 
weitere Schicksal entscheidenden Frühstadien durch 
die umgehende Veranlassung entsprechender Unter¬ 
suchung verdienstvoll mitwirken. Nur bei Mitarbeit aller 
Aerzle werden die Frühformen ausreichend erfaßt und 
kommen genügend schnell zu der erforderlichen Be¬ 
handlung. Wie oft sie bei entsprechender Untersuchung 
zu finden sind, zeigt die Tatsache, daß im letzten Jahre 
etwa ein Fünftel aller meiner Klinik zugehenden Tuber¬ 
kulosen Frühinfiltrate hatte. Aehnliche Zahlen hat Herr 
Sanitätsrat Dr. Baer auch für die offenen Tuberku¬ 
losen der Münchener Fürsorgestelle kürzlich mitgeteilt. 

Die Behandlung hat für alle über die Lunge fort¬ 
schreitenden. vor allem für alle kavernisierten Formen 
in der umgehenden Anlegung des Pneumothorax zu be¬ 
stehen. Die ebenfalls empfohlene Phrenikoexhairese 
dürfte nur unter besonders günstigen äußeren Verhält¬ 
nissen das gleiche leisten. Sicher vermag auch der 
Pneumothorax nicht in allen Fällen endgültige Heilung 
zu bringen. In der großen Mehrzahl führt er aber bei 
geeigneter Anlegung und Unterhaltung überraschend 
schnell zu vollen und endgültigen Heilungen in diesen 
Fällen. Er verhindert die Entwicklung ausgedehnter 
Lungentuberkulosen. Er tut das um so sicherer, je 
früher er angelegt wird. Wohl heilen einzelne F'rüh- 
kavernen unter besten äußeren Bedingungen auch spon¬ 
tan. Mit einiger Wahrscheinlichkeit ist aber damit bei 
den meisten Kranken nicht zu rechnen. Die Anzeige 
die Anlegung des Pneumothorax wird dadurch nipfil 
eingeengt. 

Den vollen Nutzen entfaltet das Verfahren nur, 
wenn das ganze Verhalten der Kranken entsprechend 
den bewährten Grundsätzen der physikalisch-diäteti¬ 
schen Behandlung der Lungentuberkulosen geregelt 
wird. Im eigenen Hause des Kranken werden die Vor¬ 
aussetzungen dazu nur selten zu verwirklichen sein. 
Auch die noch nicht kavernisierten Frühinfiltrate, bei 
denen ein Pneumothorax nicht angelegt wird, die aber 
zur Zeit erst selten festgestellt werden, bedürfen be¬ 
sonders eingehender Behandlung. Das gleiche gilt für 
die perifokalen Entzündungen um Primäraffekt und 
Hilusdrüsen und für die frischen Stadien der dissemi¬ 
nierten hämatogenen Entzündungen. In den ersten Mo¬ 
naten brauchen sie bei der Möglichkeit rascher Ver¬ 
schlechterung. ebenso wie die Kranken mit Pneumo¬ 
thorax. strenge Ruhe zuerst im Bett unter günstigsten 
äußeren Bedingungen, vor allem mit der jederzeit mög¬ 
lichen Wiederholung der Röntgenuntersuchung. Alle 

arzneilichen, physikalischen und klimatischen Reize 
sind sorglich fernzuhalten. Bei der weiteren Ueber- 
wachung dieser Kranken erwachsen aber wiederum je¬ 
dem Arzte wichtige Aufgaben. 

ln viel ausgedehnterem Maße als bei der Behand¬ 
lung der Anfänge der Frühinfillrate, der mannigfachen 
perifokalen Entzündungen und der frischen hämato¬ 
genen Aussaaten kann sich jeder Arzt bei der Ueber- 
wachung der so häufigen Spitzenerkrankungen betäti¬ 
gen. Ist durch Ausschluß aller anderen Möglichkeiten, 
wie vorher besprochen, die Spitzenerkrankung als die 
Ursache eines unbefriedigenden Zustandes festgestellt, 
so wird bei ernsteren Störungen, die aber recht selten 
sind, ebenfalls eine Entfernung des Kranken aus dem 
eigenen Hause notwendig werden. Bei den schon häu¬ 
figeren leichten Abweichungen dieser Art mit allge¬ 
meiner Zartheit, aber ohne ein auf die Lungenerkran¬ 
kung sicher zu beziehendes Fieber genügen sehr oft 
allgemeine Erholungsmaßnahmen, unter Umständen ein 
Aufenthalt in einer Walderholungsstätle. Vor allem 
wird sich aber jeder Arzt durch die Ueberwachung der 
so häufigen Spitzenveränderungen nützlich machen kön¬ 
nen, die ohne deutliche Schädigung des Befindens be¬ 
stehen. aber noch nicht sicher vernarbt sind. Diese 
Kranken brauchen keine besondere Kur. Durch Vermei¬ 
dung von Schädlichkeiten kann aber die Ausheilung 
wesentlich gefördert werden. 

Nicht nur beim einzelnen Kranken, auch als Volks- 
seuche wird die Tuberkulose nur durch Mitwirkung 
aller Aerzte wirksam bekämpft. Schon die physikalisch 
gewöhnlich nicht faßbaren, nur röntgenologisch erkenn¬ 
baren Frühfälle können durch ihren bazillenhaltigen 
Auswurf die Krankheit verbreiten. Der Pneumothorax 
beseitigt auch diese Gefahr meist rasch. 

So bitte ich die bayerischen Arzte um ihre tatkräf¬ 
tige Hilfe bei der Bekämpfung der Tuberkulose, wie sie 
sich nach den vorgetragenen Anschauungen zu gestalten 
hat. Jedem von uns erwachsen dabei vermehrte Arbeit, 
ein erhöhtes Maß von Verantwortung und eine auf die¬ 
sem Gebiete bisher nicht gekannte Notwendigkeit 
rascher Entschließung und baldigen Handelns. 

Individuelle Privatkrankenversicherung bei dem jeweils 

freigewählten Arzt. 
fsSionsbemerkung zu dem Vorschlag von J. Epstein, 

vgl. Nr. 36 dieser Zeitschrift.) 

Schindler, Facharzt für innere Krankheiten, München. 

Herr Epstein setzt seinem Vorschlag einen höchst 
onischen Satz von Mechthilde Lichnowsky, die gewiß 

keine Vorliebe für die „Fachmänner“ hat, voraus. Damit 
schüchtert er die Fachmänner etwas ein, und wenn 
sich nun der Fachmann doch zum Wort zu melden 
wagt, so geschieht cs nur, weil er sich in einem wich¬ 
tigen Punkte mit dem Laien diesmal einig weiß. Die 
Notwendigkeit der Prüfung des individuellen Risikos 
vor Abschluß einer Krankenversicherung habe ich 
ebenso wie Herr Epstein gefordert (siehe Nr. 10, 
RI2X, dieser Zeitschrift; und bin hocherfreut, beim 
„Laien“ dafür das vollkommenste Verständnis zu sehen. 
In der Tat, — ehe diese Forderung nicht erfüllt ist. 
werden unsere Krankenversicherungen keine solide Basis 
bekommen. 

Leider endet hier nun das Einverständnis des 
„Fachmannes“ mit dem „Laien“. Der Vertrag, den Herr 
Fpstein vorschlägt, ist jener Ilausarztvertrag, der 
vor einer Generation gang und gebe war. Das Jahres¬ 
fixum hei einem solchen Vorkriegsvertrag pflegte aller¬ 
dings nicht 120. M. im Jahr, sondern 500 bis 8 )0 M. 
zu betragen, dafür übernahm der Hausarzt außer der 
Behandlung bei Krankheiten einen Besuch in der Woche 
in der Familie seines Patienten. Dieser Zustand hörle 
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auf, teils durch die bekannte Abneigung des Kranken, 
sich auf einen Arzt festzulegen, und seiner oft bedauer¬ 
ten Vorliebe, sofort den Spezialisten aufzusuchen, bis¬ 
weilen auch durch die Abneigung des Arztes) sich von 
seinen ein Fixum zahlenden Patienten nach Belieben 
ausnützen zu lassen. Vielleicht ist die Anregung des 
Herrn Kpstcin ein Zeichen dafür, daß die Zeiten 
des richtigen Hausarztes wiederkommen. 

Aber nun mutet der Laie Epstein diesem Haus¬ 
arzt eine Tätigkeit zu, in der dieser sich selbst 

leider als Laie bezeichnen muß. Der Arzt soll den 
Patienten, der sich bei ihm versichern will, auf Grund 
seiner Untersuchung in eine bestimmte Hisikokalegorie 
einreihen. Herr Epstein nennt scherzhaft „Kategorie 
G 7. Abt A. das sind Junggesellen mit Neigung zum 
Leben, Lieben, Alkohol und Tabak, bei denen noch 
keinerlei sichtbare Spuren all dieser Lasier zu bemerken 
sind“. Nach diesen Kategorien soll sich dann der Ver¬ 
sicherungsbeitrag. die Prämie richten. — Ausgezeich¬ 
net! aber leider, leider kennen wir diese Kategorien 
noch gar nicht. Sie aufzustellen wird eine ungeheuer 
wichtige Aufgabe des Versicherungsfachmannes der 
nächsten Generation sein, der dabei der Hilfe des Arztes 
nicht wird entbehren können. Aber vorläufig sind wir 
nicht so weit. Die Risiken für Krankenversicherung 
sind noch nicht feslgeslellt, vielleicht noch nicht einmal 
bearbeitet. Sie sind ganz andere wie z. B. bei der Le¬ 
bensversicherung. Ein Hypochonder kann ein ganz her- 
vorragendes Risiko für eine Lebensversicherung sein, 
für die Krankenversicherung ist er das denkbar schlech¬ 
teste. 

Damit, daß wir Fachleute zugeben müssen, der 
Hauptforderung des Herrn Epstein, der selbständigen 
Prüfung des Versicherungsrisikos nicht gewachsen zu 
sein, entfällt leider sein ganzer Vorschlag. Die boshafte 
Mechthilde Lichnowsky behält Recht! 

Wenn ich selber Prüfung des Risikos durch die 
Versicherungsgesellschaften vorgeschlagen habe, so 
dachte ich dabei nur daran, vorläufig höchstens drei 
Risikostufen aufzustellen, nämlich erstens die bestimmt 
faulen Risiken, die von vorneherein abzuweisen sind, 
also alle chronisch Kranken, manche Neurosen usw.. 
zweitens die absolut guten Risiken, bei denen sich bei 
genauester Anamnese unter Berücksichtigung der wahr¬ 
scheinlichen Dissimulation und bei genauester Unter¬ 
suchung eine Krankheit nicht finden läßt, und viel¬ 
leicht noch eine dritte Kategorie zweifelhafter Risiken, 
die nur unter erschwerenden Bedingungen, mit erhöh¬ 
tem Beitrag aufzunchmen wären. Dazu gehörten z. B. 
alle Säuglinge, alle Menschen, die ein zu Rezidiven 
neigendes Leiden durchgemacht haben (z. B. Kolik¬ 
anfälle irgendwelcher Art) usw. Bei dieser Gruppe 
zeigt sich sofort, wie mangelhaft dieser Zweig unserer 
N’ersicherungsWissenschaft noch ist, und wir Aerzle 
müssen die Fachleute dieser Wissenschaft aufs in- 
sländigste bitten, die große hier klaffende Lücke aus¬ 
zufüllen. ist das erst geschehen und bei der Ent¬ 
wicklung der Krankenversicherung muß es geschehen — 
so können wir dem Vorschläge des Herrn Epstein 
wieder nähertrcleu. 

9. Fortbilclungslehrgang über die Diagnose, DifFerential- 
diagnose und Therapie der Tuberkulose vom 27. August 
bis L/jeptember 1928 in der Kinderheilstätte Prinzregent 

|/ Luitpold, Scheidegg. 

Den Kern des Lehrganges bildeten die Vorträge 
von Direktor Dr. Kurt Klare und Privatdozent I)r. 
Büchner freiburg . Fs isl wohl seilen ein so im 
Einklang befindliches Zusammenarbeiten des wissen¬ 
schaftlichen Forschers mit dem am Kränkenbelle arbei¬ 
tenden Arzte zu beobachten, wie es hier den Hörern, 
des Lehrganges vergönnt war. 

Büchners überaus klare Ausführungen mußten 
selbstverständlich wesentlich auf den Bildern, die die 
pathologische Anatomie dem Forscher darbietet auf- 
gebaut sein, aber man hatte immer wieder den Blick in 
die ärztliche Tätigkeit hinein, so daß dann die Vorträge 
Klares als eine unmittelbare Fortsetzung desselben Ge¬ 
dankenganges und derselben Denkweise erschienen. Es 
läßt sich ja selbstverständlich die Lungentuberkulose 
nicht vollständig Ln eine solche des Kindesalters und 
eine andere der Erwachsenen trennen und so war 
auch hei diesen Vorträgen keineswegs die Betrachtung 
der kindlichen Tuberkulosen mehr vorherrschend, als 
der Sachlage nach berechtigt war. Aber trotzdem 
wurde der Vortrag Dr. Nicols über die Umstellung 
des praktischen Arztes in der Diagnostik der Lungen¬ 
tuberkulose der Erwachsenen als wertvolle Bereiche¬ 
rung empfunden. Es isl ja für die älteren Aerzte, die 
noch vor Ranke Tuberkulöse behandeln mußten, eine 
gewisse Genugtuung, daß die Anschauung, die eine 
Zeillang aufkommen zu wollen schien, daß alles, was 
wir an den Spitzen mit vieler Mühe herumgeklopft 
haben, in das Bereich der Sinnestäuschungen zu rech¬ 
nen sei. doch nicht als ganz richtig sich erwiesen hat. 

Chefarzt Dr. Stöcklin Davos,; unterstützte seinen 
Vortrag über die chirurgische Behandlung der Lun- 
genluberkulose mit lehrreichen Röntgenbildern und eben¬ 
so seinen Vortrag über die Spondylitis. 

Der Bedeutung, die dje Beobachtung der Senkungs¬ 
geschwindigkeit auch für den praktischen Arzt erwor¬ 
ben hat. entsprechend, führte Assistenzarzt Dr. Pfaff 
die Hörer in dieses Gebiet em. und den Reichtum an 
Fällen von chirurgischer Tuberkulose, über den die 
Anstalt verfügte, breitete Dr. Knüsli vor den Hörern aus. 

Bei all den Lehrgängen ist nicht sowohl das Was. 
als das Wie für den Schüler von Wichtigkeit. Und gerade 
das Wie war nach verschiedenen Seiten sehr bedeu¬ 
tungsvoll. Es ist für die bei einem solchen Lehrgang 
beteiligten Schüler, die ja schon Aerzte und zum größe¬ 
ren Teil nicht den jüngeren Jahrgängen angehörige 
Aerzte waren, besonders wertvoll, wenn sie mit den 
Grundlagen, in diesem Falle Kranken und Rönigen- 
bilder unmittelbar bekannt gemacht werden und so 
den unmittelbaren Anschluß an die praktische Verwen¬ 
dung finden. Dann ist die Art des Vortrages und die 
Persönlichkeit des Lehrers von Wichtigkeit und da ist 
ja wohl die forsche, jeder grauen Abgezogenheit fremde 
Art Klares arten Hörern in diesem Falle durch den 
Verstand zu Herzen gegangen. Und als drittes kommen 
die äußeren Verhältnisse hinzu. Und diese wußten 
die Leitung des Lehrganges so zu gestalten, daß auch 
von da aus der Erfolg des Lehrganges gestützt war. 
Wir haben an der guten Unterbringung und Verpflegung 
es am eigenen Körper gefühlt — und nicht zu ver¬ 
gessen auch durch den geringen Preis — daß Klare 
wirklich den ganzen Menschen zu behandeln weiß. 

Allen Schülern des Lehrganges wird der Aufent¬ 
halt in Scheidegg wegen der vielseitigen Belehrung 
und der Annehmlichkeit des Aufenthaltes in dauernder 
schönster Erinnerung bleiben. Sichert, Kronach. 

/ Warnung. 

In der Nr. TS des Bayer. Aerztl. Correspondenz- 
btattes ist eine Arztstelle in einer Gemeinde mit tiOO 
Einwohnern im Bezirk Laadsberg. Oberbayern, ..we¬ 
gen V egzug des bisherigen Arztes"' ausgeschrieben. 
\\ enn es sich um den Ort Thaining handeln solite. bit¬ 
ten wir die Herren Kollegen, welche aut die Stelle 
reueküereh. siclT im eigenen Interesse vorher mit dem 
Aerztlich-wirtschaftliehen Verein Landsberg bzw. mit 
dem Bayerischen Aerzteverband in Nürnberg, Gewerbe¬ 
museumsplatz l. ins Benehmen setzen zu wollen. 
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Landesversicherungsanstalt von Oberbayern. 

(Bitte ausschneiden imd auf bewahren!) 
Die zur Zeit geltenden Tarife für die Landes- 

versi'cherungsanst alt von Oberbayern sind fol¬ 
gende : 

1. Gutachten zu Rentenanträgen RM. 7.— 
2. Gutachten in Sachen der. Rentenkon- 

/ trolle.. 7.— 
3. Gutachten zu Heilverfahren bei Tuber¬ 

kulose .. 5.— 
4. Gutachten für gewöhnliche Heilver¬ 

fahren .. 4.— 
„ 2.50 

RM. 10.— bis 50. 
7. Gutachten über Gebrechlichkeit von 

Kindern ...... RM. 3. 
Die Gebühren werden vierteljährlich und nach* 

träglich ausbezahlt. 
Die Herren Kollegen werden dringend ersucht, ih 

genaue Adresse (mit Stempel) und ihr Po 
scheckkonto auf der Rechnung anzugeben. Wird 
der Tarif überschritten, ist der Grund anzugeben, z. B. 
bei Kliniken, ob eine Beobachtung stattgefunden hat. 

5. Kurze Mitteilungen und Aeußerungen 
6. Beobachtungsgutachten 

Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichten. 
Die Stelle des Hilfsarztes im landgerichtsärztlichen 

Dienste in Würzburg Dienstvergütung 80 Proz. des 
Anfangsgrundgehaltes der Besoldungsgruppe A2f der 
bayerischen Besoldungsordnung) ist erledigt. Bewerbun¬ 
gen sind bei der Regierung, Kammer des Innern, von 
Unterfranken bis 12. Oktober 1928 einzureichen. Be¬ 
werber. die die Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst 
abgelegt haben, werden bevorzugt. 

Die Landgerichtsarztstelle in Deggendorf (Besol¬ 
dungsgruppe A2e) ist erledigt. Bewerbungen sind bei 
der für den Wohnort des Bewerbers zuständigen Regie¬ 
rung, Kammer des Innern, bis 10. Oktober 1928 einzu¬ 
reichen. 

Vom 1. Oktober 1928 an wird der Landgerichtsarzt 
Dr. Eugen Horeld in Deggendorf auf sein Ansuchen 
in gleicher Diensteseigenschaft in etatmäßiger Weise 
nach Xeuburg a. d. D. versetzt. 

Vom 1. November 1928 an wird der Bezirksarzt 
Dr. Guido Blümm in Kemnath auf sein Ansuchen 
in gleicher Diensteseigenschaft auf die Stelle des Be¬ 
zirksarztes in Sonthofen in etatmäßiger Weise versetzt. 

Vereinsmitteilungen. 

Mitteilungen desMünchenerAerztevereins fürfreie Arztwahl. 
1. Es wird wiederholt gebeten, auf den Rezepten 

den Kopf ordnungsgemäß auszufüllen und den Arbeit¬ 
geber bzw. die Mitgliedsnummer des Patienten zu ver¬ 
merken. Der Xamensunterschrifl ist ein deutlich les¬ 
barer Stempelaufdruck beizufügen, da sehr häufig der 
Name des Arztes nicht entziffert werden kann. Auch 
wird darauf aufmerksam gemacht, daß zur Vermeidung 
von Regressen bei familienversicherten Mitgliedern stets 
„F. H.“ am Kopf des Rezeptes beigesetzt werden muß. 

2. Der Sanitätsverband läßt bitten, bei länger 
dauernder Behandlung sich von dem Vorliegen eines 
Behandlungsscheines zu überzeugen. Im 1. Vierteljahr 
1928 sind von einer großen Zahl von Kollegen Patienten 
als Mitglieder des Sanitätsverbandes behandelt worden, 
welche keinerlei Anspruch an den Sanitälsverband 
hatten. 

3. Den Herren Kollegen diene zur Kenntnis, daß 
ein Frl. Mariette Hof mann unter falscher Adressen¬ 

angabe versucht, als Privatpatientin Morphium zu er¬ 
halten; sie stand früher in Oberstdorf wegen Morphi¬ 
nismus in Behandlung. 

4. Zur Aufnahme in den Verein als außerordent- 
liche Mitglieder haben sich gemeldet: Herr Dr. Ernst 
Dresch, Facharzt für Orthopädie, und Herr Dr. 
Willibald Schild, prakt. Arzt mit Geburtshilfe. 

Mitteilungen des Kassenärztlichen Vereins Nürnberg E. V. 
1. Frau Dr. Elsa Helm-Raab, Kinderärztin, Ma¬ 

rienstraße 7, hat sich als Mitglied unseres kassenärzt¬ 
lichen Vereins gemeldet. Nach § 3 Ziffer 5 der Satzun¬ 
gen hat jedes Mitglied das Recht, nach Empfang dieser 

. Mitteilung gegen die Aufnahme innerhalb 2 Wochen 
i Einspruch zu erheben. 

2. ^fit der Betriebskrankenkasse Siemens-Schuckert- 
ferke wurde ein Vertrag betr. Behandlung der der 
rankenkasse gemäß § 363 a RVO. von der Firma 

überwiesenen Sozialrentnern und Fürsorgeempfängern 
abgeschlossen. Zahlung nach den Mindestsätzen der 
Preugo. Der Vertrag gilt ab 1. Oktober 1928. Die Rech¬ 
nungen sind sofort nach Vierteljahresschluß gesondert 
von den übrigen Krankenlisten an die Geschäftsstelle 
abzuliefern. 

3. Die Betriebskrankenkasse der Siemens-Schuckert- 
Werke hat uns mitgeteilt, daß der Stand der Arbeits¬ 
unfähigen gegenüber dem vorjährigen Stand und auch 
gegenüber den übrigen Krankenkassen einen unge¬ 
wöhnlich hohen Prozentsatz erreicht habe. Die Kran¬ 
kenkasse läßt die Herren Aerzte bitten, besonders vor¬ 
sichtig bei der Anweisung von Krankengeld zu verfah¬ 
ren; sie läßt vor allem an die Vereinbarung erinnern, 
wonach die Herren Kollegen den Kassen die simula¬ 
tionsverdächtigen Kranken melden.sollen. 

4. Das Instrumentarium des verstorbenen Kollegen 
Herrn San.-R. Dr. Herbst ist zu verkaufen. Näheres 
bei Frl. Emilie Herbst, Nürnberg, Veilhofstraße 24, 
Telephon 51435. Steinheimer. 

BUcherschau. 
Einführung in die Diathermie. Vom medizinischen und technischen 

Standpunkt. Von Dr.med. H. Henseleru. Dipl.Tng. E. Fritsch 
(Radionta-Verlag, Berlin N 24.) Preis geb. Mk. 3.50. 

Unter den elektro physikalischen Heilverfahren steht heute 
die Diathermie unzweifelhaft an erster Stelle. Mit ihrer Aus¬ 
übung befassen sich nicht nur Spezialisten und Krankenanstalten, 
sondern auch der praktische Arzt bedient sich bei einer grossen 
Anzahl von Erkrankungen der ausserordentlichen Heilkraft der 
durch Elektrizität im Körperinnern erzeugten Wärme. Nichts 
beweist das besser als die ständig wachsende Verbreitung der 
Diathermieapparate, nicht nur der grossen und grössten Typen, 
sondern auch der in der privatärztlichen Praxis besonders bellt Uten 
mittelgrossen Apparate. Wie die Erfolge einer jeden physikalischen 
Heilmethode eine gewisse praktische Uebung sowie ein theoreti¬ 
sches Studium zur Voraussetzung haben, so gilt dies auch von 
der Diathermie- Da es aber dem vielbeschäftigten Arzt häufig an 
der erforderlichen Zeit mangelt, um sich eine breitere theoretische 
Basis zu schaffen, so liegt ein ausgesprochenes Bedürfnis nach 
einer kurz gefassten physikalischen, technischen und medizinischen 
Einführung vor, die es dem Arzt nicht nur ohne nennenswerten 
Zeitaufwand ermöglicht, die Diathermie erfolgreich anzuwenden, 
sondern ihm auch praktisch wichtige Gesichtspunkte für die Wahl 
eines geeigneten Apparates mitteilt Diesem Bedürfnis entspricht 
das mit 63 Textabbildungen versehene, auf Kunstdruckpapter ge 
druckte Buch in ausgezeichneter Weise. 

FGr die Redaktion verantwortlich: Dr. H Srholl, München. 
Für die Inaerate: Adolf Dohn. München. 

Zur ge fl. Beachtung l 
Der Gesamtauflage dieser Nummer liegt ein Prospekt über 

Die Ausstellung der Electrlcltäts-Gesellschaft »Sanitas« auf 
dem Internationalen Röntgen-Kongreß 1928 ln Stockholm, 
sowie der Firma Dr. Degen & Kuth, Düren 1. Rheinl., über 
»Duka«-Verbandwatte in Zick-Zackform und der Verband¬ 
watte- und Verbandstoff-Fabriken Paul Hartmann A.-G., Helden¬ 
heim a. Brz. über »Zlnkocoll Hartmann« bei. 

Wir empfehlen diese Beilagen der besonderen Beachtung 
unserer Leser. 
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Die Medizinische Fakultät der Universität München 

zur Erweiterung der Krankenversicherung. 

In 'Kreisen des Reichstags besteht die Absicht, die 
Versicherungsgrenze noch weiter zii erhöhen und die 
freien Berufe in die Krankenversicherung einzubeziehen. 
In Ueberci»Stimmung mit dem Bayerischen Aer/.te- 
Verband und der Bayerischen Landesärztekammer sieht 
die Medizinische Fakultät der Universität München in 
dem Plan eine schwere Bedrohung nutzbringender ärzt¬ 
licher Tätigkeit und dadurch der Volksgesundheit. Fast 
die gesamte Bevölkerung wird dann Krankenkassen 
angehören. Noch mehr als jetzt wird die unabhängige 
Ausübung des ärztlichen Berufs eingeschränkt. Nur in 
beruflicher Freiheit hei freiwilliger Unterordnung unter 
die notwendige Disziplin der ärztlichen Organisationen 
können sich aber vollwertige ärztliche Persönlichkeiten 
entwickeln und kann der ärztliche Nachwuchs sich in 
erwünschter Weise betätigen. Die Fakultät wird alle 
Maßnahmen zur Abwendung der drohenden Gefahr be¬ 
grüßen. 

Einladungen zu Versammlungen. 

Bund Deutscher Aerztinnen, Bezirksgruppe Bayern. 

Einladung zur Mitgliederversammlung am Freitag, 
dem 15. Oktober. Briennerstraße 37/0. 

Tagesordnung: 1. Bericht über die Mitgliederver¬ 
sammlung in Bamberg. 2. Geschäftliches. 

Der Vorstand. 

Tagung der oberfränkischen Aerzte. 

Die diesjährige Ilcrbsttagung der oberfränkisehen 
Aerzte (Kreisverhandes, Gaues) findet am Sonntag, dem 
I. November, nachmittags 121/» Uhr, in Kulmbach in 
den Sauermannschen Gaststätten statt. 

Tagesordnung: 1. Wissenschaftliche Vorträge und 
Vorführungen; 2. ‘Standes- und wirtschaftliche Fragen. 

Nach der Tagung, gegen l Uhr nachmittags, ge¬ 
meinsames, einfaches Mittagessen. Vorträge wollen bis 
spätestens 20. Oktober heim Vorsitzenden, Herrn Geh.- 
Ral Dr. Herd (Bamberg), Teilnahme am Essen bis 
31. Oktober bei Herrn Facharzt Dr. Engel (Kulmbach) 
angemeldet werden. Dr. Kröhl. 

Aerztlicher Bezirksverein und Aerztlich-wirtschaftlicher 
Verein Fürth. 

Donnerstag, den 18. Oktober 1928, S1,/ Uhr, pünkt¬ 
lich, im Berolzheimerianium Versammlung. 

Tagesordnung: 1. Bezirksverein: a) Aufnahme (Dr. 
Bergmann. Sponheimer, Beselau); b) Bericht über den 
Bayer. Aerztetag; c) Demonstrationen (Dr. Frank). 
2. Aerztlich-wirtschaftlicher Verein: Bericht über die 
Sitzung des Bayer. Aerzteverbandes, Mitteilungen, Ver¬ 
schiedenes. Dr. Wollner. 

Beitrag zur Bayerischen Aerzteversorgung für das 

3. Vierteljahr 1928. 

I. 

Der Beitrag für das 3. Vierteljahr 1928 (1.Juli 
bis 30. Sept.) beträgt 7 Proz. des tatsächlich erzielten 
reinen Berufseinkommens (Gesamteinkommen nach Ab¬ 
zug von durchschnittlich 30 Proz. Werbeunkosten . 

" Der Mindestbeitrag von SO RM. reicht nur bei sol¬ 
chen Mitgliedern aus, welche im Vierteljahr kein höhe¬ 
res Reineinkommen als 1143 RM. erzielt haben. Alle 
anderen Mitglieder müssen 7 Proz. ihres Reineinkom¬ 
mens zahlen. 

Der Betrag ist bis 15. November 1928 auf das Post¬ 
scheckkonto München Nr. 56G6 „Versicherungskammer 
(Aerzteversorgung)“ zu überweisen. 

II. 
Das Staatsministerium des Innern hat mit Entschlie¬ 

ßung vom 27. Sept. 1928 Nr. 5072 b 25 folgende vom 
Verwaltungsausschuß beschlossenen Aenderungen 
der Satzung der Bayer. Aerzteversorgung genehmigt: 

1. In § 13 Abs. III Satz 2 wird statt „zur Hälfte“ 
gesetzt „zu drei Viertel“ imd als Anmerkung zu diesem 
Salz in einer Fußnote bemerkt: „Gilt mit Wirkung vom 
1. Jan. 1929 an“. 

2. In § 9 Abs. V wird als zweiter Satz eingefügt: 
..Die Versorgung wird nicht ausgezahlt, solange das Mit¬ 
glied mit mehr als einem Jahresbeitrag oder mit sonsti¬ 
gen Verpflichtungen an die Anstalt im Rückstand ist." 

Hiernach erhalten Mitglieder der Aerzteversorguug, 
welche auf Gnmd einer amtlichen oder vertraglichen 
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Anstellung einen Rechtsanspruch auf gleichwertige Ver¬ 
sorgung haben mid während der ganzen Dauer ihrer 
Mitgliedschaft wenigstens che Mindestbeiträge gezählt 
haben, neben dem Zuschlag drei Viertel des Grund¬ 
betrags, falls sie nach dem 31. Dezember 192S um die 
Einweisung des Ruhegeldes nachsuchen. Durch die Er¬ 
gänzung des § 9 Abs. V wird die Anstaltsverwaltung 
ermächtigt, die Auszahlung der Versorgungen solange 
zurückzuhalten, bis größere Rückstände an Umlagen, 
Darlehenszinsen, Tilgungsraten von Darlehen usw. voll¬ 
ständig gedeckt sind; von dieser Ermächtigung wird 
che Anstaltsverwaltung regelmäßig Gebrauch machen. 

München, 4. Oktober 1928. 
Versicherungskammer, Abt. für Aerzteversorgung, 

I. A.: Oberregierungsrat Hilger. 

/ - 
Die Bekämpfung der, Lungentuberkulose auf Grund 

der jetzigen Anschauung. 

^711. Die Aufgaben der Fürsorgestellen für Lungenkranke. 
Berichterstatter für den 10. Bayerischen Aerztetag 

Geheimrat Dr. Frankenburger, Nürnberg. 

Der hochgeehrte Herr Vorsitzende der Landesärzte¬ 
kammer hat mir den ehrenvollen Auftrag erteilt, zu 
dem Beratungsgegenstande dieser Sitzung die Bespre¬ 
chung des Teilgebietes „die Aufgaben der Für¬ 
sorgestellen“ einzuleiten. Und zwar ist mir der 
Auftrag erteilt — ich bitte das als mildernden Umstand 
für mich festzuhalten — vom Standpunkte des Für¬ 
sorgearztes aus zu sprechen. 

Ich glaubte mich diesem Aufträge als ältester — 
wahrscheinlich an Jahren, sicher an Dienstjahren 
ältester — bayerischer Fürsorgearzt nicht entziehen zu 
dürfen. 'Nicht, weil ich glaubte, daß mit den Jahren 
die Weisheit wächst, sondern wegen der über 22 jähri¬ 
gen Erfahrungen, über welche ich als Fürsorgearzt 
verfüge. 

Aus diesen Erfahrungen heraus ist mein Bericht 
entstanden und als solchen, als einen Bericht nicht 
der Theorie, sondern der Erfahrungen, bitte ich ihn 
zu nehmen. 

Lassen Sie mich absehen von allen Erörterungen 
über die Bedeutung der allgemeinen Fürsorge, wie der 
Tuberkulosen-Fürsorge, sowohl für die Allgemeinheit 
des Volkes wie für die Aerzte. Solcher Ausführungen 
bedarf es in diesem Kreise nicht. 

Die geschichtliche Entwicklung der deutschen Für¬ 
sorgestellen für Lungenkranke hat Scheyer schon in 
seinem Berichte auf dem vorjährigen deutschen Aerzte¬ 
tag in Würzburg gestreift. Sie liegt in ihren Anfängen 
jetzt über 25 Jahre zurück. Inzwischen haben die 
Fürsorgestellen für Lungenkranke großen Aufschwung 
erlangt, sind zu wichtigen Organen der allgemeinen 
öffentlichen Gesundheitspflege geworden, anerkannt und 
in ihrer Bedeutung gewürdigt von den öffentlichen 
Körperschaften, von der weitesten Allgemeinheit, aber 
in ihren eigentlichen Aufgaben und Zwecken noch nicht 
genügend bekannt und teilweise verkannt bei vielen 
Kollegen. Diese sehen in unseren Fürsorgestellen viel¬ 
fach immer noch Stellen, um den zugewiesenen Kran¬ 
ken Milch oder sonstige Stärkungsmittel zu verschaffen, 
Gutachten über Jnvalidität oder sonstiger Art auszu¬ 
stellen, höchstens noch in den Städten sich durch die 
Ueberweisung an die Fürsorgestelle gegen Beanstandung 
der Krankenkasse wegen zu langer Behandlungsdauer 
der berühmten „Lungenspilzenkatarrhe“ zu decken. Ge¬ 
wiß gehören mit Ausnahme des letztangeluhrten Zweckes 
auch diese Maßnahmen in den Bereich der F ürsorgc- 
aufgaben. 

Unsere Hauptaufgabe ist aber die Wirksam¬ 
keit nicht zu Nutzen des einzelnen Krank¬ 
heitsfalles, sondern der Allgemeinheit. 

Diese, unsere Tätigkeit zum Zwecke der Bekämp¬ 
fung der Tuberkulose als Volksseuche ist es, welche 
von einem Teil der Aerzte noch zu wenig gekannt 
ist. Es ist das umso weniger verständlich, als gerade 
bei der Tuberkulose-Bekämpfung und der Entwicklung 
der Fürsorgestellen für Lungenkranke — ganz im Ge¬ 
gensatz zur Entwicklung anderer sozialer Einrichtun¬ 
gen — die berechtigte Forderung der Aerzte gehört 
zu werden und maßgebenden Einfluß zu haben, von 
Anfang an und immer erfüllt war und als gerade die 
bei der Entwicklung des Fürsorgestellenwesens leitend 
und maßgebend gewesenen Persönlichkeiten, ebenso wie 
die großen Spitzenverbände des Deutschen Zentral-Komi- 
lees zur Bekämpfung der Tuberkulose, des Bayer. Lan¬ 
desverbandes und vor allem auch die staatlichen Stellen 
stets für eine Gemeinschaftsarbeit unter mög¬ 
lichster Heranziehung und Mitwirkung aller Aerzle 
eingetreten sind. 

Wir Vertreter der Tuberkulose-Bekämpfung, ins¬ 
besondere wir Fürsorgeärzte, waren und sind uns stets 
bewußt, daß unsere Arbeit abhängig ist von der Mit¬ 
wirkung aller Aerzte, daß sie ersprießlich und um¬ 
fassend nur in Gemeinschaft mit allen Aerzten geleistet 
werden kann; daß andererseits ein N ersagen in dieser 
Beziehung die Erfüllung unserer Aufgaben wesentlich 
erschwert. Es fehlt uns aber noch vielerorts die (regen- 
liebe der Aerzte. Mit umso größerer Freude habe daher 
auch ich als ältester Tuberkulosc-Fürsorgearzt Bay¬ 
erns cs empfunden und darf unserem weitblickenden 
Herrn Vorsitzenden besten Dank aussprechen, daß er 
folgend der guten alten Hebung der alten bayerischen 
Acrztekammern, schon dieser 2. Sitzung der neuen 
Bayerischen Landesärztekammer die Frage der Tuber¬ 
kulose-Bekämpfung zur Besprechung gestellt und uns 
Gelegenheit gegeben hat, mit der Vertretung der Kol¬ 
legen unsere Bestrebungen zu erörtern. 

Die Aufgaben der Fürsorgestellen unler- 
. scheiden sich von der Fürsorgetatigkcit, welche der ein¬ 
zelne Arzt seinem Kranken angedeihen läßt dadurch, 
daß der Arzt seinen Kranken als Einzelobjekt faßt, 
während der Fürsorgetäligkeit der Kranke Betreuungs¬ 
gegenstand ist, insoweit er eine Gefahr für seine nähere 
und weitere Umgebung in bezug auf die Krankheits- 
ausbreilung bietet. Die Gefahr der Krankheitsverbrei¬ 
tung bietet der Kranke wohl erst, wenn er an offener 
Tuberkulose leidet. Die Seuchenbekämpfung erfordert 
aber ihn zu fassen, möglichst ehe er offen wird und 
zu verhüten, daß er offen wird; sic erfordert weiter 
zu verhüten, daß in seiner Hingebung neue Seuchen¬ 
herde entstehen; sic erfordert also neben der Ucber- 
wachung des Kranken noch die Betreuung der gesun¬ 
den aber ansteckungsgefährdeten Umgebung des Kran¬ 
ken. In diesen Aufgabenkreis gehören vor allem die 
Regelung der Wohnverhältnisse des Kranken, die Ab¬ 
sonderung in der Wohnung im eigenen Zimmer, min¬ 
destens einem eigenen Bett, die Absonderung der ge¬ 
fährdeten Angehörigen in- oder außerhalb der Woh¬ 
nung, die eingehende Belehrung und Anleitung über 
die Behandlung des Auswurfes, der Wäsche usw., die 
fortlaufende Desinfektion. Es gehört weiter hierzu die 
alsbaldige und zeitweise wiederholte Untersuchung der 
gefährdeten Angehörigen und anderes mehr. Eine solche 
fortgesetzte Betreuung einer ganzen Familie kann bei 
der im Zeitgeist liegenden und iu der Auswirkung durch 
mit dem Krankenkassenwesen zusammenhängende Um¬ 
stände geförderten Neigung der weitesten Bevölkerungs¬ 
kreise den Arzt häufig zu wechseln, heute durch den 
einzelnen Arzt nur ganz ausnahmsweise geübt werden. 
Wo gibt cs denn heute noch den Hausarzt oder Kami- 
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lienarzl? Wieviele sind derer? Der Kranke selbst ent¬ 
zieht sich dem Arzt und seiner Aufsicht, wann es ihm 
paßt. Er wechselt den Arzt wie das Hemd, manchmal 
auch noch häufiger. Der Arzt ist gar nicht in der Lage 
ihm nachzugehen. Die Angehörigen seiner Kranken 
kennt der Kassenarzt in der Stadt vielfach überhaupt 
nicht. Sie haben wieder einen anderen Arzt. Der be¬ 
handelnde Arzt kommt — ich kann das hundertfach 
belegen — selbst bei offen Tuberkulose-Kranken solange 
nicht in ihre Wohnung, als sie überhaupt noch be¬ 
wegungsfähig sind. 

Die öfter gehörte Meinung, jeder Arzt solle und 
könne hinreichend Familienlürsorge treiben, klingt in 
der Theorie sehr schön; in der Praxis wird diese Für¬ 
sorgetätigkeit von uns meistens nicht gefunden. Sie 
ist auch für den einzelnen Arzt nur vereinzelt durch¬ 
führbar und wird übrigens auch da, wo sie ausnahms¬ 
weise geübt werden könnte, durchaus nicht immer 
geübt. 

Es ist deshalb das Vorhandensein und Eingreifen 
von Fürsorgestellen unerläßlich. Es ist umso not¬ 
wendiger, als für die Einleitung und Durchführung der 
Eürsorgemaßnahmen Verhandlungen mit anderen oft 
mehreren, in Betracht kommenden Stellen, z. B. Ver- 
sicherungsämtern, Heilstätten, Krankenhäusern, Woh¬ 
nungsämtern. Wohlfahrtsämtern, Desinfektionsanstalten 
für die Unterbringung gefährdeter Kinder usw. zu pfle¬ 
gen sind, für welche den meisten Kollegen die Zeit 
und der Mehrzahl auch die Lust fehlt. Machen wir 
doch immer mehr die Erfahrung, daß sogar die \orbe- 
rcitung reiner Heilmaßnahmen, wie die Stellung von 
Heilverfahrensanträgen von der Mehrzahl der Aerzte 
mehr und mehr abgclehnt und den Fürsorgestellen 
übertragen wird. Wir leisten diese Arbeit gerne; denn 
auch diese Aufgaben erachten wir als in unser Ar¬ 
beitsgebiet einschlagend, da die rechtzeitige Einleitung 
geeigneter Heilverfahren den Uebergang geschlossener 
in offene Tuberkulose oder die Wandlung offener in 
geschlossene bezwecken und häufig erreichen kann und 
deshalb auch in den Aufgabenbereich der Seuchen¬ 
bekämpfung der Tuberkulose gehört. 

So gehen also die beiden Hauptzweige der Tuber¬ 
kulose-Fürsorge. Verhütungsfürsorge und Ileil- 
fürsorge fließend ineinander über. 

Da die Anordnung der einzelnen in Betracht kom¬ 
menden Fürsorgemaßnahmen abhängig ist von dem je¬ 
weiligen GesundheiLs- bzw. Krankheitszustande der ein¬ 
zelnen zu betreuenden Personen und ihrer Umgebung 
kann die Fürsorgestelle auch einer diagnostischen 
B e l ä t i gu n g nicht entbehren. Die diagnostische Tätig¬ 
keit der Fürsorgestellen kann schon nicht entbehrt 
werden bei denjenigen Fällen geschlossener oder offener 
Tuberkulose, bei welchen vom Einzelbefundc die An¬ 
wendung und die Erfolgsaussicht bestimmter Heilver¬ 
fahren abhängt, welche den Seuchenherd noch oder 
wieder zu sperren oder einzudämmen geeignet sind. Die 
diagnostische Tätigkeit kann erst recht nicht entbehrt 
werden bei den Frühfällen, nicht bei den Schulzfällen. 

Die Ihnen selbst genügend bekannten Schwierig¬ 
keiten der Diagnostik, die Notwendigkeit der Heran¬ 
ziehung besonderer dem Arzt in der täglichen Praxis viel¬ 
fach nicht zugänglicher I lilfsverfahren, wie der Röntgen¬ 
untersuchung, der Blutuntersuchung und anderer Labo¬ 
ratoriumsverfahren, welche nicht nur Apparatur, Zeit 
und Kenntnis der Verfahren, sondern auch vor allem 
U c b u n g u n d E r f a h r u n g bei der Bewertung 
der Ergebnisse der Unlersuchuogsmethoden erfordern, 
brauchen nur gestreift zu werden. 

Wir stellen fast, daß gerade die diagnostische Tätig¬ 
keit der Fürsorgestellen bei den Kollegen — mit Aus¬ 
nahme der Herren Fachärzte, auf welche ich gleich zu¬ 
rückkomme — sich am meisten in der Anerkennung 

durchgesetzt hat. so daß sogar viele Kollegen darin die 
Haupt- und einzige Tätigkeit der Fürsorgestellen sehen. 

In der diagnostischen Betätigung wollen die Für¬ 
sorgestellen den paktischen Aerzten gegenüber keines¬ 
wegs den Ruf übergeordneter oder gär sich überheben¬ 
der Stellen einnehmen, sie wollen nur dem Arzte als 
treue Fachberater zur Seite stehen. Die Kollegen wissen 
auch genau, daß diese beratende diagnostische Tätig¬ 
keit die Kranken ihnen nicht wegnimmt, sondern in 
den ausgefundenen behandlungsbedürftigen Fürsorge- 
pi'leglingen, insbesondere auch in den bei den Um- 
gebungsuntersuchungen ausgefundenen Erkrankten neue 
behandlungsbedürftige Personen zuführt. 

Durch die von Herrn Geheimrat von R o m b e r g 
Ihnen eben vorgetragenen neuen Forschungsergebnisse 
über Beginn und Verlauf der Tuberkulose haben die 
Aufgaben der Fürsorgestellen eine noch wesentlich ge¬ 
mehrte Bedeutung erlangt. Diese Fälle, welche so rasch 
offen sind, slark Bazillen streuen müssen, abgesehen 
von ihrer sofortigen Behandlungsbedürftigkeit, auch von 
der verhütenden, vorbeugenden Fürsorgetätigkeit rasch 
erfaßt werden. Ein neues, weites Feld ersprießlicher 
Zusammenarbeit von Aerzten und Fürsorgestellen hat 
sich erschlossen, auf welchem dem Eingreifen des Arztes 
durch rechtzeitige Ueberweisung an die Fürsorgestelle, 
durch rasche Zusammenarbeit mit dieser bezüglich der 
einzelnen einzuleitenden Maßnahmen der Vortritt ge¬ 
bührt und gerne überlassen wird. 

Nun ein paar Worte darüber, ob und wie weit die 
Aufgaben der Fürsorgestellen durch die Fachärzte ge¬ 
leistet werden können. In diagnostischer Beziehung 
können gewiß zuverlässige und erfahrene Fachärzte 
dasselbe leisten wie eine Fürsorgestelle. Nicht allerdings 
kann das jeder, der sich nur Facharzt nennt. Es 
kann und will auch die Fürsorgestelle niemals dem 
praktischen Arzte verwehren, seine Kranken zur Siche¬ 
rung der Diagnose zuerst dem Facharzte seines Ver¬ 
trauens zu überweisen; aber er muß sie auch der Für¬ 
sorgestelle überweisen. Die fürsorgerischen Aufgaben 
der Seuchenbekämpfung kann auch der Facharzt nicht 
durchführen. Ich erinnere hier an das, was ich vorhin 
über die Beziehungen der praktischen Aerzte zu ihren 
Kassenkranken gesagt habe. Das trifft noch mehr für 
die Fachärzte in den Städten zu: auf dem Lande gibt es 
ja ohnedies keine. Aber auch auf dem Lande ist die 
Durchführung der Fürsorgemaßnahmen durch den 
praktischen Arzt nicht so leicht und wird nicht so 
häufig geübt als man theoretisch kann. 

Kann und will die Fürsorgestelle die Fachärzte in 
ihrer diagnostischen Betätigung nicht beschränken und 
ebensowenig die praktischen Aerzte. welche die Pähig- 
keit dazu sich Zutrauen, so muß andererseits der Für- 
sorgcstelle unverwehrl bleiben, die als Grundlage für die 
Fürsorgemaßnahmen notwendig erscheinenden L nter- 
suchungen auch selbst auszuführen, soweit sie es für 
erforderlich hält; insbesondere auch selbst zu entschei¬ 
den. auf welches ihr vorgelegte Röntgenbild sie sich 
verlassen kann und will und dergleichen. 

Bezüglich der Behandlung der Kranken be¬ 
schränkt sich die Aufgabe der Fürsorgestellen darauf, 
für diejenigen Kranken, bei welchen eine bestimmte Be¬ 
handlungsmaßnahme notwendig erscheint, um sie als 
Seuchenherde auszuschalten, die hierfür ihr geeignet 
erscheinenden Maßnahmen vorzuschlagen. Auch hierbei 
beansprucht die Fürsorgestelle kein selbständiges N er¬ 
gehen. Sie will nur mit ihrer Erfahrung dem behandeln¬ 
den Arzte beratend zur Seite treten, in enger Zusam¬ 
menarbeit mit ihm wirken, ihm bei der \ orbereitung 
der Maßnahmen wie der Verweisung in ein Kranken¬ 
haus oder in eine Heilstätte, soweit es gewünscht wird, 
die Verhandlungsarbeit äbiiehmen. Sie muß allerdings 
auch erwarten, daß die'Von ihr gegebenen Vorschläge 
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dann nicht ohne weiteres ad acta gelegt werden. Da¬ 
gegen erachten wir selbst die Durchführung der 
Behandlungsmaßnahmen als nicht zum Aufgaben¬ 
bereich der Fürsorgestellen gehörig. Ich gebe ohne 
weiteres zu. daß aus der Entwicklung des Fürsorge¬ 
stellenwesens heraus — übrigens auch nur vereinzelt 
und keinesfalls in einem etwa für die Aerzteschaft >n 
Betracht kommenden materiell schädigenden Aus¬ 
maße — es sich ergab, daß gewisse besondere Behand¬ 
lungsmaßnahmen. die Tuberkulinbehandlung, Quarz¬ 
lampenbehandlung. Pneumothoraxnachfüllungen, in ein¬ 
zelnen Fürsorgestellen geübt wurden. Unter den heuti¬ 
gen Verhältnissen geben wir solche Maßnahmen für die 
Fürsorgestellen vollständig preis. Sie brauchen dort 
nicht mehr geübt zu werden und sollen dort nicht geübt 
werden. Es ist aber Aufgabe der Fürsorgestellen, dafür 
zu sorgen, daß die Maßnahmen den Kranken an für 
die Durchführung geeigneten, zuverlässigen Stellen zur 
\ erfügung stehen. Wir wissen, daß einen Teil dieser 
Maßnahmen jeder gute Arzt leisten kann. Einen anderen 
Teil, wie die Pneumothoraxnachbehandlung jeder 
erfahrene Facharzt: dagegen gehört die Pneumothorax¬ 
anlage zunächst in Krankenhäuser oder Heilstätten. 

Da die Fürsorgestellen, besonders die ersten baye¬ 
rischen Fürsorgestellen, von praktischen Aerzten ge¬ 
gründet und geleitet wurden, wie die in Nürnberg 15)06 
durch mich und die in München 1907 durch Ferdinand 
May in Betrieb genommenen, so ergab sich von selbst, 
daß von verneherein bei uns auf die Belange der prak¬ 
tischen Aerzte. auf die Vermeidung der Beeinträchtigung 
ihrer Tätigkeit und auf ihre Heranziehung zur Mit¬ 
arbeit weitgehendste Rücksicht genommen wurde. Alle 
Richtlinien und Leitsätze für die Gründung von Für- 
sorgeslellen haben darauf Bezug genommen. Die vom 
Bayer. Staatsministerium des Innern unterm 2. März 
1911 nach Vorschlag des Bayer. Landesverbandes her¬ 
ausgegebenen Leitsätze für die Errichtung und den 
Betrieb der Fürsorgestellen für Tuberkulöse besagen 
unter anderem: ..Sie die Fürsorgestellen suchen mit 
Hilfe der Aerzte usw. die an Tuberkulose leidenden 
oder von ihr bedrohten Personen zu ermitteln'1,• es 
heißt dort weiter: „Die ärztliche Behandlung 
der Kranken liegt außerhalb der Zwecke der 
Fürsorgestelle für Tuberkulöse und soll deshalb 
von der Fürsorgestelle für Tuberkulöse aus nicht 
stattfinden.“ 

Zweifellos ist die Behandlungsfrage bzw. die Aerzte- 
frage ein ausschlaggebender Punkt in den Beziehungen 
zwischen Fürsorgestelle und Aerzten. Mit Recht wird 
gefordert, daß die Fürsorgestellen nicht nur nicht be¬ 
handeln sollen, sondern daß auch die Fürsorgeärzte 
nicht die Gefahr bringen dürfen, Fürsorgepfleglinge 
zur Behandlung als Privatpatienten absichtlich oder 
unabsichtlich an sjch heranzuziehen, daß sie jeden 
Schein, aus der Fürsorgearzttätigkeit Nutzen für ihre 
Praxis ziehen zu wollen, unbedingt meiden müssen, ln 
den großen Städten hat die Entwicklung von selbst da¬ 
zu geführt, diese Gefahr aüszuschließen. Die Tätigkeit 
der städtischen Fürsorgestellen ist eine so ausgedehnte 
geworden, daß eine Ausübung der fürsorgeärztlichen 
Arbeit durch praktische Aerzte im Nebenamte dort 
kaum mehr möglich ist. So ist man in Großstädten fast 
überall daz.u gekommen, hauptamtliche Fürsorgeärzte 
mit dem Verbote der Praxisausübung anzustellen. In 
den wenigen größeren Städten, in welchen das noch 
nicht geschehen ist, wird es geschehen müssen. 

Anders allerdings liegen die Verhältnisse in den 
mittleren und kleineren Städten bzw. auf dem Lande. 
Bei uns in Bayern liegt die Ausübung der Fürsorge- 
täligkeit außerhalb der großen Städte mit wenigen Aus¬ 
nahmen nicht in den Händen der praktischen Aerzte, 
sondern der Herren Bezirksärzte, zu deren amtlichen 

Pflichtenkreis dieses Arbeitsgebiet gehört. In den großen 
Städten können die Amtsärzte wegen ihres umfang¬ 
reichen sonstigen Arbeitsgebietes die Fürsorgelätigkeit 
nicht selbst ausüben. Sie müssen sich auf die amtliche 
Ueberwachung beschränken. Außerhalb der großen Städte 
und auf dem Lande ist das nicht der Fall; hier hält 
eben meist der Bezirksarzt, vereinzelt ein praktischer 
Arzt, die Fürsorgesprechstunde ab. Es ist mir. wie auch 
vielen von Ihnen und wohl den amtlichen Stellen selbst 
bekannt, daß eine größere Zahl der ländlichen Für- 
sorgestcllen nicht so arbeitet, vor allem nicht so besucht 
wird, wie es im Interesse der Seuchenbekämpfung ge¬ 
fordert werden muß; und zwar kommt das daher, daß 
im Gegensatz zu den städtischen Stellen, bei welchen 
auch jetzt schon ein Teil der Aerzteschaft die Fürsorge¬ 
stelle unterstützt und nur ein kleiner Teil abseits steht, 
diese ländlichen Fürsorgestellen mit wenigen Ausnahmen 
ohne jede M i t w i r k u n g de r p ra k t i s c h e n 
Aerzte arbeiten und ihren Wirkungskreis beschränken 
müssen auf diejenigen Fälle, welche dem Amtsärzte 
selbst in seiner Praxis Vorkommen oder amtlich zur 
Kenntnis kommen. Ich weiß das aus meiner Erfahrung 
aus meinem Kreise Mittelfranken. Ich weiß es auch aus 
anderen Kreisen. Die Fürsorgestellen werden von den 
praktischen Aerzten nicht unterstützt, weil die letzteren 
in dem die Stelle leitenden Bezirksärzte, ebenso in dem 
ausnahmsweise als Fürsorgestellcnleiter vorhandenen 
praktischen Arzte des Ortes den Konkurrenten in der 
Praxis sehen, dem sie ihre Kranken vorenthalten wollen. 
Ferner haben mir viele Kollegen erklärt: „Ja mehr als 
ich kann der Herr Bezirksarzt bei der Untersuchung 
auch nicht finden, andere Hilfsmittel hat er auch nicht.“ 
Darin steckt ein Korn Wahrheit. Auch die ländlichen 
Fürsorgestellen bedürfen für die Untersuchungstätigkeit 
ihrer Fürsorgesprechstunden einer fachärztlichen Bei¬ 
hilfe. Es kann und muß anerkannt werden, daß die 
Bayer. Staatsregierung in sehr großzügiger Weise ihren 
Herren Amtsärzten und praktischen Aerzten 'Gelegenheit 
gegeben hat und fortlaufend gibt, sich in allen wissen¬ 
schaftlichen und sozialen Fürsorgefragen, insbesondere 
auch in der Tuberkulosenfürsorge, durch Teilnahme an 
Fortbildungskursen auf dem Laufenden zu halten, und 
daß von den Herren Kollegen ausgiebigster Gebrauch 
von den Fortbildungsgelegenheiten gemacht wird. 

Allein ich muß hier wiederholen, was ich schon 
gesagt habe, mit der diagnostischen Kenntnis allein ist 
es auch noch nicht getan. Es bedarf auch der Uebung 
und Erfahrung, welche nur ein großer Wirkungs¬ 
kreis und ein sehr großes Kranken- bzw. Untersuchungs¬ 
material bringen kann. Darum hat der Bayer. Landes¬ 
verband zur Bekämpfung der Tuberkulose jetzt auch 
in den einzelnen Kreisen sogenannte Vertrauensstellen 
bezeichnet, von welchen aus erfahrene Fachärzte der 
Fürsorgestellen oder Heilstätlenürztc die kleineren Für¬ 
sorgestellen des Kreises bereisen und dort in Gemein¬ 
schaft mit den Amtsfürsorge- und praktischen Aerzten 
an bestimmten Unlcrsuchungslagen (Sprechtagen die 
krankheitsverdächtigen Personen der Umgehung und 
vor allen Dingen die von den einzelnen Aerzten selbst 
vorgcstellten Personen einer fachärzllicheif Unter¬ 
suchung unterziehen. Diese Sprechtage, deren selbst 
ich schon eine Reihe abgehalten habe, scheinen mir den 
Beifall der Kollegen gefunden zu haben, nur ein einziges 
Mal bin ich bis jetzt abgelehnt worden. In dieser Weise, 
in Form der von Fachärzten in Gegenwart der Amts¬ 
ärzte und aller hierzu eingeladenen praktischen Aerzte 
des Bezirks abgehaltenen Sprechtage mit gemeinsamer 
konsularischer Untersuchung der vorgeführten Personen, 
denke ich mir die weitere Organisation der Fürsorge- 
steilen auf dem Lande. Dabei müssen, sollen und können 
die Rechte der Herren Amtsärzte ebenso voll gewahrt 
werden wie die der praktischen Aerzte. Dazu gehört 
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nichts als ein bißchen gegenseitiges Vertrauen und 
etwas weniger Mißtrauen, als sich bis jetzt gewöhnlich 
lindet. 

Die Leitung der Fürsorgestelle, die Ueberwachung 
der Fürsorgeschwester, die Anordnung und Ueber¬ 
wachung der hygienischen Maßnahmen muß und soll 
selbstverständlich dem Amtsärzte oder sonstigen Für¬ 
sorgearzte überlassen bleiben. Die Abhaltung von 
Sprechtagen ist ja auf dem Lande gar nicht so häufig 
notwendig. Selbstverständlich ist notwendig, daß die be- 
Ireffenden Orte mit geeigneten Sprechräumen aus- 
gestattet sein müssen und daß diese an unparteiischer 
Stelle vorhanden sind, nicht im Privatsprechzimmer 
des Bezirksarztes. 

Ich darf hinzufügen, daß ein solcher Fürsorge- 
betrieb in Form der Sprechtage in größeren Landbezir¬ 
ken bei uns schon mit Erfolg durchgeführt wird, so in 
Oberbayern, in Mittelfranken; in ausgedehnterer Weise 
noch geschieht das in Thüringen, Schlesien und ander¬ 
wärts. : 

Ebenso wie bezüglich des Fürsorgearztes ist bei 
der Arbeit der Fürsorgeschwestern von vorne- 
hcrein und immer darauf gehalten worden, die Aufgaben 
und den Pflichtenkreis genau zu umgrenzen und jede 
Ueberschreilung zu verhüten. Ich habe den kurzen Aus¬ 
führungen meines Leitsatzes darüber gar nichts hinzu¬ 
zufügen. Es wird von uns Fürsorgeärzten darauf ge¬ 
halten werden, daß die L'ürsorgeschWestern sich auf 
ihre Aufgaben beschränken, daß sic bei ihrer Tätigkeit 
im Hause der Kranken jede Ueberschreilung, insbeson¬ 
dere jedes Erteilen von Ratschlägen über Behandlung, 
jede Kritik meiden. Die Fürsorgestelle muß in dieser 
Beziehung für ihre Schwestern die volle Verantwortung 
übernehmen. 

Daß die Eürsorgeslelle selbst, insbesondere der Für- 
sorgearzt im Verkehre mit den Pfleglingen die not¬ 
wendige Vorsicht und Rücksicht auf den behandelnden 
Arzt walten lassen wird, daß in Einzelfragen möglichst 
wenig mit dem Kranken selbst und vorwiegend mit »lern 
behandelnden Arzt verkehrt wird, liegt im eigenen Be¬ 
streben tler Fürsorgestelle, und wird nur in der all¬ 
gemeinen Durchführung durch die Abneigung der Kol¬ 
legen gegen schriftlichen Verkehr und durch die Zeit¬ 
beschränkung der Kollegen behindert. 

Da ich es nicht als Aufgabe erachte, die Organi- 
sationsfragen der Fürsorgestellen in allen Einzelheiten 
zu besprechen, sondern nur insoweit, als sie für den 
Verkehr und die Gemeinschaftsarbeit mit den Kollegen 
in Frage kommen, so glaube ich, zunächst die wichtig¬ 
sten Punkte besprochen zu haben. Sollte noch eine Aus¬ 
sprache über einen oder den anderen Punkt gewünscht 
werden, so können wir das in der Erörterung nachholen. 

Sic ersehen, meine Herren Kollegen, daß die. Für- 
sorgeslellen bereit sind, sich erhebliche Bindungen auf¬ 
zuerlegen. Es müssen aber dafür selbstverständlich auch 
Bindungen der anderen Seite geboten werden. Es geht 
nicht an, daß unter kollegialen Rücksichten das Wohl 
der Fürsorgepflcglingc leiden muß, daß die Fürsorge¬ 
zwecke behindert werden. Die Rücksicht, welche von 
den Fürsorgcslellen gefordert wird, muß auch ihnen 
gegenüber geübt werden. Vor allem müssen sich die 
Fürsorgestellen auf die Mitarbeit aller Acrzte ver¬ 
lassen können. 

Daß wir die Organisation in ihrer Gesamtheit, daß 
wir die Führer, daß wir die Herren hier alle hinter 
uns haben, das wissen wir; aber am weiteren Gefolge 
fehlt es. Ein nicht unerheblicher Teil der Kollegen, 
selbst bei uns in Nürnberg unter günstigsten Verhält¬ 
nissen sind das noch etwa der dritte Teil der Acrzte, 
kennen die Fürsorgestelle nicht, andere überweisen nur 
ausnahmsweise Pfleglinge; auch werden nicht immer 

diejenigen Fälle uns überwiesen, welche wir in erster 
Linie erfassen müssen. 

Wir haben wohl in Bayern seit 1911 die amtliche 
Anzeigepflicht, aber nur für Todesfälle an Tuberkulose. 
Wir haben in Nürnberg schon damals auch die Anzeige¬ 
pflicht für alle Fälle von Wohnungswechsel von Kran¬ 
ken mit offener Tuberkulose eingeführt und neuerdings 
seit zwei Jahren die Anzeigepflicht für alle Fälle von 
offener Lungen- und KehlkopftuberkuJo.se. Aber die An- 
zeigepflicht wird nur lückenhaft geübt. Wir müßten um 
so mehr erwarten, daß die Herren diesen Schaden durch 
rechtzeitige und lückenlose Ueberweisung der Fälle an 
die Fürsorgestellen ausgleichen würden. Wollen die 
Kollegen, daß beibehalten wird, was wir in Nürnberg 
und was die meisten Fürsorgestellen eingeführt haben, 
daß abgesehen von der Ueberweisung durch amtliche 
und öffentliche Stellen nur solche Fälle in der Für¬ 
sorgestelle angenommen werden, welche vom behan¬ 
delnden Arzt überwiesen werden, dann müssen aber 
auch von allen Aerzten uns alle in Betracht kommen¬ 
dem Personen lückenlos überwiesen werden! Das ist aber 
leider nicht der Fall. Es wird angewendet, der Ueber¬ 
weisung an die Fürsorgestellen stehe die Schweige¬ 
pflicht gegenüber und der überweisende Arzt setzte sich 
Schadenersatzansprüchen aus, wenn durch Ueberwei¬ 
sung an die Fürsorgestelle dem Kranken Schaden er¬ 
wüchse. Dieser Einwand ist hinfällig, da die Ueberwei¬ 
sung, soweit sie infolge gesetzlicher Anzeigepflicht 
geschieht, keine Verletzung des Berufsgeheimnisses dar¬ 
stellt, und da andererseits keine Fürsorgestelie verlangt, 
daß ihr Personen gegen ihren Willen überwiesen werden 
sollen. Der Schaden, der durch die Nichtzuweisung von 
Personen, welche nicht überwiesen werden wollen, ge¬ 
schieht, der ist nach meiner Erfahrung sehr gering. 
Viel mehr bedeutet für uns die von Aerzten ver¬ 
weigerte Ueberweisung vieler Fälle, die überwiesen wer¬ 
den wolle n. 

Ais ganz unzulässig muß es natürlich bezeichnet 
werden, wenn von Aerzten direkt den Fürsorgestellen 
entgegengearbeitet wird. Es gehl nicht an. daß die vom 
Kranken gewünschte Ueberweisung an die Fürsorge¬ 
stelle als nutzlos und überflüssig erklärt wird, daß 
offene Tuberkulosekranke erst Im Endstadium über¬ 
wiesen werden, daß ein Heilstätteuantrag erst dann 
gestellt wird oder daß Kranke erst überwiesen werden, 
wenn die 26wöchentliche Behandlungszeit der Kranken¬ 
kasse abgelaufen ist. Es geht nicht au. daß gesundheit¬ 
liche Anordnungen der Fürsorgestellen über Auswurf-. 
Wäschebehandlung usw. für zwecklos und für Unsinn 
erklärt werden und daß ein Kollege es für eine Rohheit 
erklärt, wenn die Fürsorgestelle einen offenen Tuber¬ 
kulosekranken darüber unterrichtet, daß er mit seinem 
Auswurf vorsichtig sein müsse, um seine Angehörigen 
nicht zu schädigen. 

Es soll durchaus nicht gesagt sein, daß sehr viele 
Kollegen so ausgesprochen ablehnend den Fürsorge¬ 
stellen gegenüberstehen. Aber ein großer Teil steht uns 
zu gleichgültig gegenüber. Er kennt unsere Arbeit nicht 
genügend und unterschätzt unsere Aufgaben und ihre 
Bedeutung. 

Deshalb ist uns die Hilfe der Landesärztekammer 
so wünschenswert, und deshalb darf ich wiederholt 
danken, daß wir hier über die Frage sprechen durften. 

Einer so mächtigen Bewegung, wie die Fürsorge- 
bewegung ist. kann man nicht sieh in den Weg stellen 
wollen. Denjenigen, der das versuchen wollte, über den 
würde die Bewegung hinweggehen. Wohl aber können 
wir in Gemeinschaftsarbeit der Bewegung angemessene 
und richtige Bahnen geben! 

Es liegt gar kein Grund vor, die Losung zu geben: 
„Hie Fürsorgestelle, hie Aerzte“, sondern es gibt nur 
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feine richtige Losung: „A e r z t e Und Fürsorge- 
stelle!“ 

Die Fürsorgestellen reichen Ihnen die Hand zu ge¬ 
meinsamer Arbeit im gemeinsamen Interesse. Schlagen 
Sie ein! Ich wiederhole: „Mit den Kollegen Zu¬ 
sammenarbeiten.“ Das erachten wir Fürsorge¬ 
stellen, wir Fürsorgeärzte als unsere Aufgaben vor¬ 
nehmste! 

* * 
* 

III. Auswirkungen für den praktischen Arzt. 

Berichterstatter: 
Geh. San.-Rat Dr. Hans Doerfler, Weissenburg i. B. 

Nach den ausgezeichneten Referaten der beiden auf 
ihren Gebieten besonders sachverständigen Herren möchte 
es beinahe vermessen erscheinen, noch ein drittes Referat 
über denselben Gegenstand Ihnen zuzumuten. Und doch 
hat unsere Vorstandschaft recht getan, wenn sie sich ent- 
schloh, das Thema nach jeder Richtung hin Ihrer Auf¬ 
merksamkeit näherzubringen. Die beiden Herren Vor¬ 
redner haben als Autoritäten auf ihren Gebieten, der 
wissenschaftlichen Forschung und der Tubekulosenfürsorge, 
beide als Vorkämpfer im Kampfe gegen die Tuberkulose, 
das Thema uns erläutert. Es ist aber sicher richtig, wenn 
ich sage, daß die neuen Ergebnisse der Tuberkuloseerfor¬ 
schung erst dann für das Volkswohl d. h. für die All¬ 
gemeinheit wertvoll sich auswirken können, wenn die 
Männer, die täglich es mit der Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose im Einzelfalle zu tun haben, wenn die praktischen 
Aerzte in die Materie eingedrungen und zu ihr die rich¬ 
tige Stellung eingenommen haben. Von der Stellungnahme 
der praktischen Aerzte, der Hausärzte, hängt letzten 
Endes auch auf diesem Gebiete wissenschaftlicher For¬ 
schung alles ab, wenn , die Bewegung den Nutzen bringen 
soll, den wir von ihr erwarten dürfen. Es ist und bleibt 
glücklicherweise doch so, daß naturgemäß auch in Zukunft 
die Masse der tuberkulösen Einzelfälle in erster Linie 
den Hausarzt aufsuchen werden. Er muß vor allem für 
die Sache gewonnen werden. Wenn die praktischen 
Aerzte die neuen Lehren einfach zur Kenntnis nehmen 
würden, ohne sie sich innerlich ganz zu eigen zu machen, 
so würde die Arbeit der beiden Herren Erstreferenten der 
Tätigkeit von Architekten gleichen, die einwandfrei und 
künstlerisch vollendet den Plan zu einem prächtigen Haus¬ 
bau entwarfen, dessen Ausführung aber wTegen Fern¬ 
bleibens eines Baumeisters nicht zustande kommt und 
immer nur ein schönes Gebilde künstlerischer Phantasie 
zu bleiben verurteilt ist. 

Es ist darum ein Verdienst unserer Vorstandschaft, 
ja geradezu eine Notwendigkeit zu nennen, daß auch aus 
der Praxis heraus von einem Arzte, der lange genug mit 
offenen Augen in der Praxis gestanden ist, im Namen der 
praktischen Aerzte zu dem neuen Problem Stellung ge¬ 
nommen wird. 

Ich habe geglaubt, diese ehrenvolle Aufgabe um so 
bereitwilliger übernehmen zu dürfen, als ich seit Jahren 
der Tuberkulosefürsorge meine Aufmerksamkeit zugewen¬ 
det-habe und der Behandlung der Lungentuberkulose seit 
42 Jahren mit ihren sich immer mehr vertiefenden Proble¬ 
men in großer praktischer Tätigkeit mein besonderes akti¬ 
ves Interesse habe zuteil werden lassen. 

Die Tuberkulosefürsorge wird in unserem engeren 
Vaterland seit zwei Jahrzehnten nach bestimmten Metho¬ 
den ausgeübt und ist in diesen Formen Allgemeingut der 
bayerischen Aerzte geworden. Ich fasse meine heutige 
Aufgabe so auf, daß ich darauf verzichten kann, die 
beste Art der Tuberkulosefürsorge in Stadt und Land, 
wie sie sich aus den Vorschriften der Tuberkulosefürsorge 
herausgewachsen hat, Ihnen nochmals vor Augen zu füh¬ 
ren. Meine heutige Aufgabe scheint mir in erster Linie 
darin zu liegen, die Stellung der praktischen Aerzte zu 

den neuen Ergebnissen der wissenschaftlichen und für¬ 
sorgerischen Forschung zu erörtern und soweit als möglich 
mit Ihrer Hilfe festzulegen. 

So ergeben sich für uns Praktiker folgende Fragen: 
1. Wie gestaltet sich die neue Lehre in der Praxis? Welche 

Stellung soll der praktische Arzt als Sachverwalter des 
allgemeinen Volkswohles und der Gesundheit der ein¬ 
zelnen Privatperson in seiner Eigenschaft als Diagnosti¬ 
ker und Therapeut zu ihr einnehmen? 

2. Kann und soll der praktische Arzt selbst den gegebenen 
Fortschritt der Forschung auf dem Gebiete der Vorbeu¬ 
gung der Volkskrankheit der Tuberkulose für den Ein¬ 
zelfall sowohl als für die Allgemeinheit nutzbringend 
verwerten oder soll er diese Auswertung der öffentlichen 
Lungenfürsorge überlassen? 

3. Welche Stellung muß er den Bestrebungen der öffent¬ 
lichen Tuberkulosefürsorge gegenüber überhaupt ein¬ 
nehmen? 

Bevor ich in die Materie eintrete, halte ich es für 
meine Referentenpflicht, an Sie als die Vertreter der 
bayerischen Aerzte die eindringliche Mahnung zu richten, 
Ihre ganze Aufmerksamkeit der uns beschäftigenden 
Frage zuzuwenden im Interesse einer erfolgreichen ge¬ 
meinsamen Bekämpfung der Tuberkulose als Volkskrank¬ 
heit sowohl als vor allem auch im Interesse unseres 
Standes. Die Bereitwilligkeit der Aerzteschaft, ihre Mit¬ 
arbeit im Kampfe gegen diese Volksscuche zur Verfügung 
zu stellen, steht ja außer Zweifel. Die uns heute beschäf¬ 
tigende Frage schneidet aber ganz anders wie beispiels¬ 
weise die Fürsorge für Geschlechtskranke, Geisteskranke 
oder Krüppelhafte so tief in unser tägliches Praxisleben 
ein, daß jeder von Ihnen das lebhafteste Interesse daran 
haben muß, selbst die Materie zu beherrschen. Erst wenn 
jeder von uns, soweit er dazu in der Lage ist, wissen¬ 
schaftlich die neuen Forschungsergebnisse sich zu eigen 
gemacht hat, kann er verlangen, daß er als praktischer 
Arzt nicht aus der Bew'egung ausgeschaltet wird. 

Es wird Ihnen allen, die Sie nicht zu der kleinen Zahl 
der Forscher und der großen Zahl der Lungentuberkulose¬ 
fürsorgeärzte und Heilstättenleiter gehören, gegangen sein 
wie mir, als Sie zum erstenmal das von Herrn Geheim rat 
von Romberg mit ebensoviel Sachkenntnis als wissen¬ 
schaftlicher Begeisterung geschriebene Rundschreiben an 
alle Aerzte gelesen haben. Waren wir praktischen Aerzte, 
die wir unser ganzes Leben lang in heißem Bemühen die 
rechtzeitige Erkenntnis und richtige Abschätzung des ein¬ 
zelnen Tuberkulosefalles als eine unserer Hauptaufgaben 
betrachtet haben und durch die von uns erzielten Hcil- 
und Vorbeugungserfolge als rechte Diener an der Ge¬ 
sundheit unseres Volkes mit wachsender Erfahrung immer 
mehr uns fühlen konnten, waren wir Hausärzte bisher auf 
falschen Bahnen gewandelt? Hatten wir Aerzte, indem 
wir unsere ganze Aufmerksamkeit auf Veränderungen der 
Lungenspitzen bei wohlerwogener Berücksichtigung an 
derer Lungenteile richteten, wirklich eine beachtenswerte 
Zahl von Lungentuberkulosen ganz übersehen und durch 
Unterlassung rechtzeitiger Behandlung und Vorbeugung 
unseren Kranken und der Allgemeinheit Schaden zu¬ 
gefügt? 

Die Zeit, die hinter uns liegt seit wdr uns mit der 
neuen Lehre hinsichtlich ihrer Auswirkung auf die Praxis 
beschäftigen konnten, bemißt sich erst nach Monaten. 
Nach einem intensiven Studium der Sache kann ich aber 
jetzt schon sagen: Bei aller Wertschätzung der Bedeu¬ 
tung der neuen Lehre steht so viel fest: Das uns von 
unseren Universitätskliniken überkommene ärztliche Rüst¬ 
zeug hinsichtlich der Erkenntnis, Behandlung und Vor¬ 
beugung hat auch heute noch seine volle Bedeutung und 
seinen vollen Wert behalten. Jeder praktische Arzt, der 
die Vorgeschichte, die Inspektion, Perkussion und Aus¬ 
kultation, die bakteriologische Untersuchung des Aus- 
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wurfes, Fiebermessung und Blutsenkungsgeschwindigkeit 
richtig und sorgsam zu verwerten weiß, wird auch heute 
noch als vollwertiger Erkenner und Arzt der Tuber- 
kulosekrankheit sich betrachten dürfen. Soviel kurz zu- 
sannnenget'aßt gleich am Anfang zur Beruhigung ängst¬ 
licher Gemüter. Und nun gleich den Nachsatz: Die neue 
Lehre bedeutet aber eine beachtenswerte Vermehrung un¬ 
serer Kenntnisse Uber die Ausbreitungswege der Lungen¬ 
tuberkulose, sie wird in Zukunft unser therapeutisches 
und diagnostisches Handeln stark beeinflussen und uns 
wie alles vermehrte Wissen noch mehr befähigen, der 
schrecklichen Volksseuche entgegenzutreten. Und das, 
wir wollen auch dies schon hier laut und vernehmlich 
aussprechen, verdanken wir Aerzte klinischer Forschung 
und mühevoller Arbeit tüchtiger Fürsorgeärzte. 

Zunächst „Frühinfiltrat und praktischer Arzt“. Die 
Tatsache steht heute fest, daß es außer den Erscheinungs¬ 
formen, die wir Praktiker zur Stellung der Diagnose 
Lungentuberkulose anerkannten und benötigten und die 
uns allermeist auch ganz richtig geleitet haben, in Gestalt 
der Redekerschen Frühinfiltrate und Aßmannschen in- 
fraklafikulären meist lateralwärts nahe der Thoraxwand 
gelegenen rundlichen Verschattungen nicht nur für die 
praktischen Aerzte, sondern auch für die Kliniker und 
Fürsorgeärzte erst seit kurzem bekannte Erscheinungsfor¬ 
men der Lungentuberkulose gibt, die beachtenswert sind. 
Beachtenswert sind sie hinsichtlich der rechtzeitigen Er¬ 
kenntnis, der zweckmäßigen Behandlung und wegen der 
gesteigerten Infektionsgefahr für den Kranken selbst und 
seine Umgebung, wenn sie unerkannt bleiben. Erhebt sich 
die Frage: Ist der praktische Arzt imstande, diese sog. 
Früh Infiltrate zu erkennen, kann er selbst sich am Kampfe 
gegen die Tuberkulose aktiv beteiligen, kann er die Früh¬ 
infiltrate selbst behandeln oder muß er sic den Heilstätten 
oder gar behandelnden Fürsorgestellen zuführen? Für 
mich steht fest, daß der tüchtige praktische Arzt, der mit 
einem Röntgenapparat ausgestattet ist und sich das Stu¬ 
dium der neuen Lehre angelegen sein läßt, in kurzer Zeit 
sich so in die Materie hincinarbeiten kann, daß er als 
vollwertiger Behandler gelten und als trefflicher Seuchen- 
bekämpfer den Fürsorgestellen zu Hilfe kommen kann. 
Wenn man das bisherige Schrifttum über diesen Gegen¬ 
stand durchmustert, so stellt man zunächst fest, daß es 
überwiegend von Fürsorgeärzten, Klinikern und Heil¬ 
stättenärzten bestritten worden ist. Es liegt in der Natur 
der Sache, die ja erst durch v. Rombergs kräftigen 
Vorstoß für die Praktiker akut geworden ist, daß bei der 
Neuheit der Sache praktische Aerzte gar nicht oder in 
kaum beachtenswerter Weise und Zahl zum Wort gekom¬ 
men sind. Darin liegt aber eine gewisse Gefahr. Die 
Kliniker, Hoilstättcnarzte und Fürsorgeärzte, die sich 
öffentlich mit der Sache beschäftigen, erkennen zwar alle 
einmütig die Wichtigkeit der Mitarbeit der Aerzte an dem 
neuen Problem als absolut notwendig an, sie stimmten 
aber bis vor kurzem auffallenderweisc alle darin überein, 
daß zur Erkenntnis der neuen Krankheit nahezu spezia- 
listischc Kenntnisse und zur Behandlung eigentlich nur 
Heilstätten und Fürsorgestellen in Frage kämen. Sagt 
doch unser allverehrter Referent Herr Geheimrat v. Rom¬ 
berg in seinem zu Godesberg am 5. 7. 1927 gehaltene*!, 
die. Bewegung einleitenden Vortrag wörtlich: „Werden 
solche Frühinfilti'ate festgestellt, dann müssen sie so 
rasch wie möglich in Heilstätten, in geeigneten Tuber¬ 
kulosekrankenhäusern untergebracht und der notwendigen 
Behandlung zugeführt werden.“ 

Auch der von dem Reichsarbeitsministerium an den 
Rcichsraf und den sozialen Ausschuß des Reichstages 
hinausgegebene Entwurf von Richtlinien in der Gesund¬ 
heitsfürsorge für tuberkulöse Versicherte geht von der 
Voraussetzung aus, daß die Hauptaufgabe bei Bekämpfung 
der Tuberkulose als Volksseuche den Fachärzten, Für¬ 
sorgestellen und Heilstätten zufalle, der praktische Arzt 

nur als unterstes Organ gleichsam als Agent den genann¬ 
ten Stellen die Patienten mit Hilfe der Krankenkassen 
zuführen müssen. Ich möchte unsere Standesvertretung 
auf diese Richtlinien sowie auf die in gleicher Rich¬ 
tung sich bewegende Anweisung der Reichseisenbahn 
hin weisen, darauf aufmerksam machen, daß rechtzeitige 
Sorge dafür getragen wird, daß in diesen Richtlinien auch 
geeigneten praktischen Aerzten, Krankenhausärzten und 
Fachärzten der ihnen gebührende Platz eingeräumt wird. 
Wir müssen uns darüber klar werden, welche Konse¬ 
quenzen sich daraus ergeben, wenn diese Richtlinien Ge¬ 
setz werden, ohne daß die geeigneten und gewillten 
praktischen Aerzte und Krankenhausärzte mit ihren Rönt¬ 
genapparaten in ihnen ausdrücklich bezeichnet sind. Die 
Folge würde sein, daß die begutachtenden und zuweisen¬ 
den Fürsorge- resp. Vertrauensärzte, wohl allermeist von 
den Landesversicherungsanstalten aufgestellt, die genann¬ 
ten Praktiker, Krankenhausärzte und Fachärzte grund¬ 
sätzlich nicht mit der Ausführung der von ihnen für gut 
gehaltenen Heilmaßnahmen betrauen, sondern die Kran¬ 
ken, den Richtlinien gemäß, nahezu ausschließlich den 
Heilstätten zuweisen. Höchstens für unheilbare Schwind¬ 
süchtige kämen die Krankenhäuser noch in Betracht. Und 
doch besteht für den Praktiker kein Zweifel, daß es mit 
zu seinen befriedigendsten Leistungen gehört, auch zu 
Hause oder vor allem im beheimateten Krankenhause die 
heilbaren Tuberkulosen genau so der Genesung entgegen¬ 
zuführen wie dies in Heilstätten möglich oder unmöglich 
ist. Daß die Tuberkulose aber auch in unseren Niederun¬ 
gen, ja allerorts heilbar ist, insbesondere die Pneumo¬ 
thoraxbehandlung in jedem gut geleiteten Krankenhause 
durchgeführt werden kann, darf heute nicht mehr bezwei¬ 
felt werden. Freilich, wenn die Aerzte auf solche Zu¬ 
weisung mit Recht Anspruch machen und nicht aus der 
ganzen Fürsorgebewegung ausgeschlossen werden wollen, 
dann haben sie auch die Pflicht, die Kenntnisse sich zu 
erwerben und nachzuweisen, die man benötigt, wenn man 
den heutigen Anforderungen der zweckmäßigsten Behand¬ 
lung und Vorbeugung gerecht werden soll. Für jeden 
Arzt, der diese Kenntnisse sich nicht erwirbt — und jeder 
mit einem Röntgenapparat ausgestattete Krankenhausarzt 
kann sie erwerben und mit Hilfe des Tuberkulosefürsorge¬ 
arztes ausbauen — für jeden so saumseligen Arzt entfällt 
das Recht, sich darüber zu beklagen, daß ihm die Behand¬ 
lung seiner Patienten entzogen wird und er aus dem Für¬ 
sorgekreis ausgeschaltet bleibt. Die Seuchenbekämpfung 
muß sich eben selbstverständlich der Faktoren bedienen, 
die sachverständig und erfolgversprechend sind. Welche 
Folgen aus dem Beiseitestehen oder Fehlen sachverstän¬ 
diger Praktiker bei strikter Anwendung der angegebenen 
Richtlinien für die Praxis sich ergeben, kann man aus 
den Erfahrungen, wie sie in Württemberg erlebt wurden, 
erkennen. Ich komme darauf nochmals zurück. 

Also, nur wenn die Allgemeinheit der Aerzte die 
Wichtigkeit des Problems erkannt und zu ihrem eigenen 
gemacht hat, ist auf Erfolg der ganzen Bewegung und 
die freudige Mitarbeit der Aerzte zu rechnen. Meines 
Erachtens wird und muß die Gesamtheit der Aerzte bei 
der Wichtigkeit der Sache, und dem Hinübergreifen auf 
alle Gebiete der praktischen Betätigung — denn Tuber¬ 
kulosebekämpfung und Verhütung ist doch überhaupt 
geradezu das A und 0 jeder ärztlichen Praxis — in kür¬ 
zester Frist sich mit der neuen Lehre bekannt machen 
müssen, aus der erweiterten Sachkenntnis heraus für das 
Volk größten Nutzen schaffen und so zu den besten Mit¬ 
arbeitern der Tuberkulosefürsorge werden. 

Ich muß Ihnen beweisen, daß es gut möglich ist, 
diesen Idealzustand zu erreichen d. h. allerorts die prak¬ 
tischen Aerzte als Pioniere unserer Bewegung zu mobili¬ 
sieren. Ich darf Ihnen gleich an meiner Person demon¬ 
strieren. wie ich mir rasch die notwendigen Kenntnisse auf 
dem neuen Gebiete erworben habe. v. Rombergs klarer 
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Godesberger Vortrag, der ja in die Hände aller bayeri¬ 
schen praktischen Aerzte gelangt ist, interessierte mich 
zuerst lebhafter für die Sache. Dabei leichtes Murren 
des Widerspruches in meinem Innersten. Der lebendige 
Vortrag v. Rombergs über das gleiche Thema in Nürn¬ 
berg vor geladenen mittelfränkischen Venvaltungsbeamten 
und Aerzten mit zahlreichen Röntgenbildern zeigte, was 
man als Frühinfiltrat in der Praxis anzusprechen habe. 
Zur Vertiefung der hier gewonnenen Anschauungen bat 
ich unseren zweiten Herrn Referenten, Herrn Geheimrat 
Frankenburger, in einer unserer Bezirksvereinsversamm- 
sammlungen unseren südfränkischen Kollegen insgesamt 
die Materie näher zu bringen. Hier wurde durch Vor¬ 
führung zahlreicher Röntgenbilder das Interesse der- zahl¬ 
reicher als sonst erschienenen Aerzte gewonnen und die 
Kenntnis durch die wiederholte Vorführung vertieft. Nun 
galt es, zu Hause im eigenen Krankenhause die eigenen 
Fälle nicht mehr nur zu durchleuchten, sondern durch 
Aufnahmen auf die neue Lehre hin anzusehen, d. h. so 
am eigenen Material die Diagnose selbst zu erlernen. 
Es war wunderbar, wie, einmal interessiert, die Zahl der 
Fälle wuchs und durch Mitbeteiligung auch aller Orts¬ 
kollegen am Bilderstudium das Erteil gefestigt wurde. 
Ein günstiger Zufall wollte es, daß gleich der erste Fall 
(eines Zimmermannslehrlings), der mich am Tage nach 
dem Vortrag v. Rombergs aufsuchte, über Husten und 
mehrwöchentliche Abgeschlagenheit klagte und bei Freisein 
der Spitzen einfach die Symptome einer Bronchitis beider 
ünterlappen darbot, bei meinen früheren Anschauungen 
sicher nicht röntgenologisch untersucht worden wäre, we¬ 
gen seines reduzierten Aussehens und mit Rücksicht auf 
das gestern Gehörte einer Röntgenaufnahme zugeführt 
wurde und eine deutliche kleine Kaverne aus einem ent¬ 
zündlichen Frühinfiltrat hervorgegangen, von Geheimrat 
Frankenburger bestätigt, ergab. Der gleiche Fall lehrte 
mich gleich bestätigen, daß das Fieber bei einfacher Bett¬ 
ruhe in zirka 3 Wochen schwand und nach 3 Monaten 
die kleine kavernöse Einschmelzung nahezu verschwunden 
war bei einer Gewichtszunahme von 16 Pfund in dieser 
kurzen Zeit. Die neue Lehre von 'Frühinfiltrat mit oft 
rascher Ausheilung mußte ich also anerkennen. Ich darf 
aber gleich einfügen, daß bei den darauffolgenden zirka 
50 Aufnahmen sicher tuberkulöser und tuberkulosever¬ 
dächtiger Fälle dieser Fall zunächst der einzige geblie¬ 
ben ist, der ohne jede Spitzen Veränderung nur das Früh¬ 
infiltrat im Mittelfeld aufwies. Die täglich sich mehren¬ 
den Zweifel über die richtige Deutung der Bilder ver- 
anlaßte mich dann, mich, bewaffnet mit meiner ganzen 
Serie in den nächsten Wochen gewonnenen Bildern, zur 
Lungenfürsorgestelle Nürnberg zu begeben, mich dort 
durch das freundliche Entgegenkommen des Herrn Ge¬ 
heimrat Frankenburger und Oberarzt Dr. Riedel über 
die Bedeutung meiner eigenen Bilder aufklären und durch 
Vorführung einer großen Zahl von Bildern aus der Samm¬ 
lung genannter Herren immer mehr mit dem neuen Pro¬ 
blem bekannt machen zu lassen. Schließlich wurde der 
Schlußstein in das Ausbildungsgebäude eingesetzt da¬ 
durch, daß Herr Geheimrat Frankenburger die erste ße- 
raiungsstunue für Lungentuberkulose, deren Familien und 
deren Aerzte in unserem Weißenburger Krankenhausc in 
Anwesenheit aller Weißenburger Aerzte, die mit Feuer¬ 
eifer gleich mir sich der Sache annahmen, abzuhalten 
die Güte hatte. Wir hatten Aufnahmen von unseren 
Kranken und deren gefährdeten Familienangehörigen an¬ 
fertigen lassen und nun Gelegenheit, am eigenen Material 
die Bedeutung der neuen Lehre ermessen zu lernen. Es 
war natürlich notwendig, die grundlegenden Arbeiten von 
Redeker, Assmann, v. Romberg, auch aus der Zeitschrift 
für Tuberkulose Band 48, Ergänzungsheft 7, die Dis¬ 
kussion über diesen Gegenstand aus dem Bericht der Ta¬ 
gung der Tuberkuloseärzte in Salzungen sich eigen zu 
machen. Da die Tuberkuloseversammlung in Wildbad den 

aktuellen Gegenstand nach jeder Richtung hin behandeln 
mußte, habe ich persönlich an dieser Tagung teilgenommen 
und mir ein Bild gemacht davon, wie Fürsorgeärzte, Heil¬ 
stättenärzte und Wissenschaftler die moderne Lehre be¬ 
urteilen. Nun war man im Bilde! Ich glaube mit ruhigem 
Gewissen sagen zu können, daß ich auf diesem Wege die 
ersten Anfangsgründe des Röntgenbilderlesens mir in dem 
Maß angeeignet habe, wie es anfänglich auch den Tuber¬ 
kulosefachärzten nicht anders möglich war, und daß ich 
getrost auf diesen grundlegenden Kenntnissen aufbauen 
konnte. Da zur Fertigung von guten Röntgenbildern die 
Beherrschung der Technik nötig war, habe ich meine 
Röntgenassistentin an die Beobachtungsstelle für Lungen¬ 
tuberkulose in Nürnberg zur Unterweisung geschickt, wo 
sic durch die Liebenswürdigkeit des leitenden Arztes, 
Herrn Geheimrat Frankenburger, Gelegenheit hatte, die 
auf diesem Gebiet besonders wichtigen Einzelheiten der 
Technik genauer kennen zu lernen. 

Der Vollständigkeit halber möchte ich an dieser Stelle 
auch empfehlen, einen erschwingbaren Röntgenatlas der 
Lungentuberkulose, wie ihn Alexander und Beekmann- 
Agra bei Barth in Leipzig haben erscheinen lassen, mit 
Sorgfalt zu studieren, um so, Bilder und Krankengeschich¬ 
ten gegeneinander haltend, zu lernen, daß und wie das 
Röntgenbild von den neuen Gesichtspunkten aus eine 
wertvolle Ergänzung unserer alten durchaus bewährten 
Untersuchungsmethoden darstellt. 

Ich habe Ihnen diesen Werdegang meiner persönlichen 
Ausbildung in dieser Sache genauer geschildert, weil ich 
Ihnen an einem Beispiel zeigen-wollte, wie allerorts und 
von jedem Arzte, der über einen guten Röntgenapparat 
und den nötigen Eifer verfügt, die Beherrschung der 
Diagnosestellung erworben werden kann. Den Einwand, 
daß, was mir möglich war, anderen Ortes nicht zu er¬ 
warten sei, kann ich nicht gelten lassen. Die Angelegen¬ 
heit ist für die Praxis aller Aerzte so wichtig, daß sie 
an ihr nicht vorübergehen können; die praktischen Aerzt 
müssen sich damit beschäftigen, wenn sie zu ihrem und 
ihrer Patienten Schaden nicht ins Hintertreffen geraten 
sollen. Und dann gibt es in Bayern so zahlreiche Rönt¬ 
genapparate und so viele strebsame tüchtige Krankenhaus¬ 
ärzte, daß es nur eine Frage kurzer Zeit sein wird, bis 
allenthalben die Auswertung der neuen Lehre Allgemein¬ 
gut der Praxis geworden sein wird. Ich denke mir den 
Gang der Dinge so, daß neben gutgeleiteten Fürsorge¬ 
stellen zahlreiche gutgeleitete Krankenhäuser zu solchen 
Zentralpunkten röntgenologischen Erkcnnens sich entwik- 
keln werden; diesen kleinen Zentren werden die prak¬ 
tischen Aerzte ihre Fälle zur Deutung und Selbststudium 
zuführen, mehrmals des Jahres durch hauptamtlich auf¬ 
gestellte Fürsorgeärzte an diesem Zentrum in ihren Ein¬ 
zelfällen beraten werden und so bald ein Heer von Aerzten 
vorhanden sein, die nicht nur die Sache beherrschen, 
sondern auch der Vorbeugung ein besonderes Interesse 
entgegenbringen werden. Um diese hier geäußert« An 
schauung stützen zu können, habe ich eine Umfrage an¬ 
gestellt über die Anzahl der in Bayern vorhandenen 
Krankenhäuser, der dort vorhandenen Röntgenapparate 
und der mit Röntgenapparaten ausgestatteten Tuberku¬ 
losefürsorgestellen. Meine Umfrage hat ergeben, daß in 
Bayern in 314 Krankenhäusern vorhanden sind 141 Rünt- 
genapparate, daß 33 Tuberkulorscfürsorgcsteilen Röntgen 
apparate besitzen und daß außerdem an Plätzen, an denen 
das Krankenhaus keinen Röntgenapparat besitzt, 15 
Aerzte über einen solchen Apparat privatim verfügen. 
Es ist nicht einzusehen, warum diese allenthalben vor 
handenen diagnostischen Hilfsmittel bei einer so sehr in 
die Praxis einschneidenden Angelegenheit nicht allent¬ 
halben sollten in Anwendung gebracht werden. Es geht 
aus der staatlichen Statistik Bayerns hervor, daß die 
amtlich gemeldeten Blinddarmentzündungsfälle vom Jahre 
1908 mit 2817 Fällen auf 17340 im Jahre 1926 gestiegen 
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sind. Diese Statistik hat ihre Zahlen aus den Kranken¬ 
haustabellen, die alljährlich an den Amtsarzt einzusenden 
sind. Sie beweist, daß in der kurzen Zeit von zwei Jahr¬ 
zehnten die Erkenntnis dieser früher so oft nicht erkann¬ 
ten und deshalb tödlichen Krankheit heute Allgemeingut 
der Aerzteschaft geworden ist. Warum sollte es nicht 
möglich sein, auf einem Gebiete, das alle Aerzte gleicher¬ 
maßen aufs lebhafteste interessieren muß, die gleiche 
Verbreitung der Erkenntnis zu erreichen? Dadurch, daß 
die Lehre vom Frühinfiltrat der Lungentuberkulose auf- 
gedeckt hat, daß nicht nur Spitzentuberkulose, sondern 
auch sog. Grippe, Blutleere, Bronchitis, Kehlkopfkatarrh, 
Rippenfellentzündung usw. heute in ganz anderem Maße 
als bisher uns den Verdacht auf Tuberkulose erwecken 
müssen, kann meines Erachtens kein zuverlässiger Arzt 
mehr an der Angelegenheit Vorbeigehen, wenn er nicht 
bald seinen Kollegen gegenüber ins Hintertreffen kommen 
soll. Ich halte deshalb dafür, daß sich jeder Arzt zu sagen 
hat: Tua res agitur und daß die neue Lehre nicht nur 
eine weitere Waffe im Kampfe gegen die verheerende 
Volksseuche, sondern auch ein mächtiger Antrieb zur 
Vermehrung des Wissens und Könnens der Aerzte ins¬ 
gesamt werden wird und werden muß. 

Einige Worte an dieser Stelle noch über „die armen 
Lungenspitzen“, welches Wort ich als Stoßseufzer aus 
dem Munde eines erfahrenen alten Amtsarztes aus dem 
Hintergründe unserer Vereinsversammlung gelegentlich des 
Frankenburgerschen Vortrages gehört habe. Hat die Fest¬ 
stellung einer Spitzendämpfung durch den Praktiker wirk¬ 
lich an Bedeutung verloren in Fällen, die wegen erneuter 
Lungenerkrankung oder auch verschleppter Grippeerkran¬ 
kung uns in unserer Sprechstunde aufsuchen? Ist daraus, 
daß bei nur 7 °/o von 4o0 zur Begutachtung in die erste 
medizinische Klinik Münchens eingewiesenen Kranken ein 
wirkliches Fortschreiten der Spitzentuberkulose festzustel¬ 
len war und die Fürsorgeärzte Bräuning und Redeker 
den gleichen Prozentsatz nachgewiesen haben, der Schluß 
zu ziehen, daß den Kranken, die uns zur Behandlung und 
nicht zur Begutachtung aufsuchen, die also erneut mit 
Klagen auf der Brust, der Lunge oder Störung des All¬ 
gemeinbefindens zu uns kommen, ebenfalls der Nachweis 
der Spitzentuberkulose keine Rolle mehr spielt? Wie 
müssen wir praktischen Aerzte uns in unserer Sprech¬ 
stunde und bei unseren Krankenbesuchen verhalten, wenn 
wir ohne Röntgenapparat festzustellen uns anschicken, 
ob eine Lungentuberkulose vorliegt oder nicht? Meine 
Herren, ich glaube es mit allem Nachdruck und Vor¬ 
bedacht aussprechen zu dürfen, daß wir es in den Ge¬ 
dankengängen unserer Untersuchung vorerst ganz beim 
alten, d. h. bei unseren bisherigen bewährten Unter¬ 
suchungsmethoden und Schlüssen belassen dürfen. Es hat 
sich bis heute nichts an der Tatsache geändert, daß man 
bei Sektionen fast aller Menschen, besonders aber der an 
Lungentuberkulose gestorbenen, die Lungenspitzen als Prä¬ 
dilektionsstellen der Tuberkulose findet. Die diesjährige 
Tagung der Tuberkulosefürsorgeärzte in Wildbad hat bei 
aller Anerkennung der neuen Lehre soviel als zweifellos 
festgestellt. die patholog. Anatomen Gfäff-Heidelberg 
und Löschkc-Mannheim haben sich ganz präzis dahin aus¬ 
gesprochen —, daß der Erstherd der neuen 2. anatomi¬ 
schen Infektions- und Reaktionsperiode in der Lungen¬ 
spitze sitzt und daß das sog. Frühinfiltrat meist nicht 
der Erstherd der zweiten anatomischen Periode, sondern 
späterer Periode und somit nicht selten nur der scheinbare 
Erstherd der klinisch in die Erscheinung tretenden Periode 
ist. In letzter Zeit sind gewichtige Stimmen vernommen 
worden, die mit allem Nachdruck trotz der neuen For¬ 
schungsergebnisse an den Lungenspitzen als den häufig¬ 
sten Ausgangspunkt der Lungenschwindsucht festhalten. 
Ich nenne neben den pathologischen Anatomen Gräff-Hei- 
delberg, Löschke-Mannheim, Aschoff-Freiburg den Kli¬ 
niker Brauer-Hamburg und zu allem die bedeutendsten 

Lungenheilstättenärzte Deutschlands Professor Schröder- 
Schömberg und Backmeister-St. Blasien. Erst in den letz¬ 
ten Tagen hat sogar ein Vertrauensarzt der württem- 
bergischen Landesversicherungsanstalt, Herr Obermedi¬ 
zinalrat Dr. Bräcke-Stuttgart auf dem württembergischen 
Aerztetag zu Mergentheim mit allem Nachdruck sich in 
diesem Sinne ausgesprochen. Wenn wir auch aus Rankes 
Lehren und dem Studium der Röntgenbilder wissen, daß 
Primäraffekte nach Ranke an allen Stellen, besonders in 
der Umgebung des Hilus sich finden, ausgeheilte Tuber¬ 
kulosenherde in Erbsen- bis Kirschengröße wir bei unseren 
Lungenkranken nie vermissen, so steht auch heute noch 
so viel fest, daß klinisch Lungenkranke, also solche Men¬ 
schen, die nicht mehr die gleichen Abwehreinrichtungen 
und Schutzstoffe besitzen wie die Menschen mit ausgeheil¬ 
tem Primärherd, mit Vorliebe in den Oberlappen nachweis¬ 
bare Veränderungen erkennen lassen, leichter und ver¬ 
lässiger erkennen lassen als in anderen Teilen der Lunge. 
Die Assmannschen infraklavikulären Herde liegen ja auch 
im Oberlappen und müssen früher oder später durch exsu¬ 
dative oder schrumpfende Prozesse den Luftgehalt der 
Spitzen beeinflussen und sich so bei der Auskultation und 
Perkussion gerade dieser Lungenteile uns erkennbar 
machen. Wir haben bisher auch schon besonders bei der 
Auskultation auf die infraklavikulären Gegenden geachtet 
und uns durch das ominöse inspiratorische Rasseln beson¬ 
ders beim Husten richtig zur Diagnose Lungentuber¬ 
kulose leiten lassen; wir haben aber in solchen Fällen 
auch Veränderungen im Klopfschall und Atmungsgeräusch 
oberhalb der Schlüsselbeine, also in den benachbarten Spit¬ 
zen selten vermißt. Die neue Lehre von den infraklavi¬ 
kulären Frühinfiltraten wird uns also erst recht festigen 
in unserer Ueberzeugung, daß wir der Spitzenuntersuch¬ 
ung größte Aufmerksamkeit zu schenken haben. Der 
Hauptwert der sorgfältigen Spitzenuntersuchung wird 
aber immer darin liegen, daß hier gefundene pathologische 
Veränderungen uns mit großer Sicherheit darüber be¬ 
lehren. ob wir ein tuberkulöses, d. h. gegen das Tuber¬ 
kulosevirus empfindliches, also gefährdetes Individuum 
vor uns haben oder nicht. Haben wir durch Inspektion 
das Zurückbleiben der einen über den obersten Lungen¬ 
partien gelegenen Brusthälfte, durch Auskultation Ver¬ 
schärfung oder Abschwächung des Atmungsgeräusches 
oder gar bronchiales Atmen und Rasselgeräusche fest- 
gestellt, so haben wir festen Boden unter den Füßen: 
mittelst Auswurfuntersuchung, Temperatur- und Ge¬ 
wichtsmessung, Feststellung der Blutsenkungsgeschwindig¬ 
keit werden wir unsere Meinung stützen, ja sogar den 
Charakter der Erkrankung meist prognostisch richtig ab¬ 
schätzen können. Das war bisher unser Rüstzeug und 
wird es auch in Zukunft in erster Linie bleiben. Nun 
kommt aber als große Bereicherang die genaue Diagnose 
durch das Röntgenbild auf Grund der neuen Lehre. Heute 
ist es unsere Aufgabe, ausgehend von unserem Spitzen¬ 
befund, nachzusehen, ob neben der ja nunmehr scheinbar 
nicht mehr so gefährlich erscheinenden Spitzenaffektion 
auch noch frische infektiöse Frühinfiltrate oder Früh¬ 
kavernen vorhanden sind. Nach meinen bisherigen Erfah¬ 
rungen wird man sich immer wundern, daß ihr Auffinden 
oder Vorhandensein doch gegenüber den alten Herden ver¬ 
hältnismäßig selten oder nicht immer ganz leicht ist: 
ich zweifle aber nicht, daß bei zunehmender Uebung auch 
wir praktischen Aerzte an Unsicherheit der Deutung 
der Bilder unsere Spezialkollegen von der Lunge bald 
nicht mehr übertroffen werden. Die zweite große Berei¬ 
cherung. die uns die neue' Lehre gebracht hat. ist die. daß 
uns eine neue, ich möchte sagen, akutere Verlaufsart 
der Tuberkulose nähergebracht worden ist. eine Verlaufs¬ 
art, die uns sicher bisher häufig entgangen ist, entgangen 
ist deshalb, weil auch die meisten der so gefährlich 
geschilderten Frühinfiltrate wie auch die früheren Primär¬ 
herde spontan nach Wochen und Monaten zur Ausheilung 
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gekommen sind. Daß wir praktischen Aerzte durch die 
neue Lehre gezwungen sein werden, bei Fallen verschlepp¬ 
ter Grippe, langdauernden Bronchtiden, Katarrhen der 
Luftwege, Blutleere und zunehmender Entkräftung, be¬ 
sonders wenn sie in gefährdeieu Familien auftreten, an 
die Möglichkeit eines Frühinfiltrates zu denken und der 
Aufdeckung desselben unsere ganze Aufmerksamkeit zu¬ 
zuwenden, daß wir Angehörige von Offentuberkulösen 
gerade auf diese Infektionsart in viel reichlicherem Maße 
als bisher untersuchen, das macht die neue Lehre auch 
für uns Praktiker so wertvoll. Es wird nicht ausbleiben, 
daß diese Erkenntnis bald Allgemeingut der Praktiker 
sein wird und so die einzig wirksamen Hilfstruppen ent¬ 
stehen den Führern auf dem Gebiete der Lungenfürsorge, 
denen wir diese Kenntnisse zu danken haben. Bevor ich 
dieses Kapitel verlasse, müssen sie mir als Sachverwalter 
der Praktiker noch ein Wort zur Behandlung gestatten. 
Bei allen Vorträgen und Bichtlinien des Reichsarbeits¬ 
ministeriums und der Reichseisenbahn, die bisher veröf¬ 
fentlicht worden sind, steht als Hauptgrundsatz obenan 
die Forderung, solche Frühentzündungen so rasch wie 
möglich in Heilstätten, in geeigneten Tuberkulosekranken¬ 
häusern einzuweisen und sie der notwendigen Behandlung 
zuzuführen. Die Behandlung in der Häuslichkeit und die 
ambulante Behandlung durch praktische Aerzte wird kaum 
oder nur so nebenher erwähnt. Hier liegt meines Erach¬ 
tens der springende Punkt des ganzen Problems. Ich 
glaube nicht zu viel zu behaupten, wenn ich sage: Die 
Behandlung der großen Mehrzahl auch der neurubrizierten 
Tuberkulosefälle wird auch in Zukunft in den Händen 
der praktischen Aerzte, der Hausärzte, verbleiben müssen. 
Wo sollen alle die Tuberkulosekrankenhäuser herkommen, 
die wir benötigen, um alle nunmehr scheinbar allerorts 
an Zahl gewaltig ansteigenden Tuberkulosefälle unter¬ 
zubringen? Wer wird die Mittel hiefür aufbringen? Wie 
viele Väter und Mütter werden ihre Häuslichkeit ver¬ 
lassen können und wollen, um sich einer mehrmonatlichen 
Kur fern von den Ihren unterziehen zu können? Auch 
ich stehe auf dem Standpunkt, daß der Arzt nach Fest¬ 
stellung einer aktiven Lungentuberkulose am richtigsten 
handelt, wenn er solche Kranke in Krankenhäuser ein- 
weist, die in der Lage sind, nach gleichen Grundsätzen 
wie Tuberkulosekrankenhäuser ja wegen der Familien¬ 
kenntnisse noch zweckentsprechender, hinsichtlich Entlas¬ 
sungszeit und Auswahl der Behandlungsmethoden, die 
Behandlung durchzuführen. Wie es bisher geschehen, 
so wird auch in Zukunft die Behandlung vor allem in 
den über das ganze Land zerstreuten Krankenhäusern 
durchgeführt werden und durchgeführt werden müssen. 
Wir haben ja allerorts in Bayern Krankenhäuser zur 
Verfügung. Eine in dieser Sache durchgeführte Rund¬ 
frage hat ergeben, daß in Oberbayern 70, in Niederbayern 
50, in der Pfalz 19, in der Oberpfalz 29, in Oberfrankon 
30, in Mittelfranken 34, in Unterfranken 38, in Schwaben 
und Neuburg 44 Krankenhäuser, im ganzen Land 314 
Krankenhäuser vorhanden sind; dabei sind alle großen 
Krankenhäuser der Großstädte und Universitäten, Privat¬ 
kliniken und Heilstätten nicht mitgezählt. Ich will nicht 
behaupten, daß alle diese Krankenhäuser und alle Kran- 
kenhausieiter geeignet wären, unserem Zwecke zu dienen. 
Sicher ist dies aber bei mindestens der Hälfte von ihnen 
der Fall. Heute wird kein Krankenhaus mehr gebaut 
oder eingerichtet, das nicht mit Freiluftliegehallen, Rönt¬ 
genapparat, Höhensonne und Sonnenbädereinrichtung ver¬ 
sehen ist; und wo dies nicht geschehen ist, können diese 
Einrichtungen leicht nachgeholt werden, sind zum Teil 
auch schon in der Ausführung begriffen. Wenn nun aber 
solche Krankenhäuser, geleitet von tüchtigen Aerzten, in 
großer Zahl vorhanden sind, dann sehe ich nicht ein, 
warum diese bei der zukünftigen Organisation nicht in 
erster Linie als die in Betracht kommenden Heiliäktoren 
in den Richtlinien aufgeführt werden sollen. Die meisten 

Krankenhäuser von irgendwelcher Bedeutung in unserem 
Bayernland verfügen heute über gutausgebildete Chirurgen 
oder auch Internisten, die aus ihrer Assistentenzeit oder 
durch Selbstbildung sich mit der Anlegung des künstlichen 
Pneumothorax bekannt gemacht haben oder sich jederzeit 
bekanntmachen können. Ich habe schon Hunderte von 
Pneumothoraxanlegungen ausgeführt und glaube die Tech¬ 
nik so gut zu beherrschen wie jeder Assistent der Uni¬ 
versität oder jeder Heilstättenarzt. Ebenso wie die Tuber¬ 
kulosekrankenhausärzte sich erst allmählich die nötige 
Erfahrung in dieser Behandlungsart erwerben mußten und 
konnten, ebenso muß und kann dies von jedem ernst¬ 
nehmenden Krankenhausarzte erwartet werden. Ja ich 
glaube, daß die Krankenhäuser, an denen, wie so oft, 
chirurgisch ausgebildetc Aerzte angestellt sind, besser 
und aseptischer die Pneumothoraxtherapie durchführen 
werden, als dies den Internisten möglich ist. Wenn ich 
aus den Berichten der Tuberkuloseärzte von dem so häu¬ 
figen Vorkommen von Pleuraexsudaten nach Anlegung 
von Gasbrust lese — vor kurzem berichtete ein Autor 
gar über 80—90 0o —, so sind mir diese Zahlen un¬ 
begreiflich, da ich bei Hunderten von Füllungen erst drei¬ 
mal ein Exsudat erlebt habe. Wenn ich auch weiß, daß 
leichte Läsionen der Lungenoberfläche bei Trennung der 
Pleuraverwachsungen solche Infektion setzen können, so 
habe ich doch die Meinung, daß ein Chirurg, dem die 
Asepsis in Fleisch und Blut übergegangen ist, unbewußt 
die Asepsis besser beherrscht als ein Tuberkulosearzt oder 
ein Internist und so seltener Exsudate erleben muß als 
jener. Jedenfalls steht so viel fest, daß auch der tüchtige 
Krankenhausarzt voll berechtigt ist, die Gasbrust in wei¬ 
testem Umfang seinen Patienten zugute kommen zu lassen. 

Ich bin der festen Ueberzeugung, daß meine beiden 
Herren Vorreferenten auch in dieser Hinsicht mit mir 
einig gehen; ich hielt es aber doch für notwendig, gerade 
auch auf die Behandlungsfrage besonders einzugehen, da 
von einer die Praktiker restlos befriedigenden Lösung der 
Erfolg oder Nichterfolg der von uns mit neuer Kraft 
vorgetragenen Bewegung des Kampfes gegen die \ olks- 
seuche der Tuberkulose abhängig ist. Es sollte auch in 
Bayern vermieden werden, was in Württemberg durch 
die wortgetreue Einhaltung der Richtlinien so unliebsam 
eingetreten ist, daß die dort aufgestellten \ ertrauensärzte, 
die zumeist Heilstättenärzte sind, von den Krankenkassen 
von dem Vorhandensein eines Tuberkulosefalles benach¬ 
richtigt, mit ihrem Auto zur Untersuchung anfahren und 
den Kranken sofort in die Heilstätte mitnehmen. Ich 
glaube, daß man so die Lust der Aerzte zur Mitarbeit' 
nicht steigern wird. 

Die zweite F’rage, welche Stellung der praktische 
Arzt auf Grund der neuen wissenschaftlichen Tatsachen 
der Tuberkulosefürsorge gegenüber cinzunehmen hat, ist 
wesentlich rascher und einfacher zu beantworten als die 
erste. Sie ist eigentlich mit der Beantwortung der ersten 
gegeben. Wenn, wie wir wünschen, allenthalben die 
praktischen Aerzte wissenschaftlich fest mit der neuen 
Lehre verbunden sind, versteht sich eine bedingungslose 
Einreihung der Aerzte in die Phalanx der Tubcrkulose- 
bekämpfer ganz von selbst. Er wird zuerst auch in Zu¬ 
kunft in jedem Einzelfalle der gegebene Kämpfer und 
Vorbeuger für seinen Patienten und dessen hamilie unter 
allen Umständen sein, wic(cr es bisher gewesen ist. An 
dieser Stelle darf es wohl ausgesprochen werden, daß das 
Sinken der Tuberkulosezahlen der letzten Jahrzehnte 
sicher außer auf öffentliche Tuberkulosefürsorge auch aui 
die allseitige Tuberkulosebekämpfung in den Familien 
durch die Hausärzte zurückzuführen ist, wenn auch die 
Hebung des Lebensniveaus der Arbeiterschaft in der 
Nachrevolutionszeit wohl den meisten Anteil an dieser 
erfreulichen Tatsache für sich in Anspruch nehmen kann. 
Aber auch die Stellung der Allgemeinheit der Aerzte zum 
Problem der Tuberkulosefürsorge ist heute schon klar 
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vorgezeichnet. Hat doch erst der vorigjährige 46. deutsche 
Aerztetag die ihm angeschlossenen Vereine, also nahezu 
die ganze deutsche Aerzteschaft, ausdrücklich verpflichtet, 

berall an den Aufgaben der Fürsorge sich zu beteiligen 
und die bestehenden Fürsofgeeinrichtungen sowie die Für- 
orgeärzte selbst nach besten Kräften zu unterstützen, wie 
Arselbe Aerztetag auch die Fürsorgeärzte aufgefordert 
iat, als .Mitglieder des ärztlichen Standes diese Beschlüsse 
des Aerztetages auch im Konfliktsfalle zu beachten und 
dessen Bestrebungen zur Erhaltung der Freiheit des ärzt- 
drben Standes stets im Auge zu behalten. Wenn weiter 

i us einer von mir in Bayern angestellten Umfrage her- 
orgeht, daß in unserem engeren Vaterlande bereits 153 
•'uberkuloscfürsorgestellen zu zählen sind, so geht doch 
daraus hervor, daß allenthalben die Aerzteschaft bereit ist, 
alle Bestrebungen zur Bekämpfung der Tuberkulose tat- 
achlich zu unterstützen. Alles hängt aber auch weiterhin 

davon ab, daß diese Freudigkeit der Aerzte zur Mitarbeit 
am gemeinsamen Kampf erhalten, ja vielleicht in noch 
gesündere Bahnen gelenkt wird und weiter gestärkt wird, 
als bisher. 

Es sind, meine ich, somit die Voraussetzungen als 
rünstig zu bezeichnen, unter denen die bayerische Aerzte- 
chaft heute Stellung zu nehmen hat zur Frage der Tuber¬ 

kulosefürsorge, wie sic auf Grund der aus der neuen 
Forschung sich ergebenden Notwendigkeiten ausgestaltet 
werden soll. Aus den Ausführungen meiner beiden Herren 
Vorredner haben Sie kennengclernt die Wege, auf denen 
das Ziel einer erfolgreichen Fürsorge erreicht werden 
soll. Meine Ausführungen haben klargelegt, welche Vor¬ 
aussetzungen eintreffen müssen, soferne wir eine freudige 
lückenlose Mitarbeit der Gesamtärzteschaft erhoffen wol¬ 
len. Ich wiederhole in Uebereinstimmung mit meinen 
beiden Chorreferenten als Bedingung einer solchen Mit¬ 
arbeit die Aufrechterhaltung des auch auf dem vor¬ 
jährigen Aerztetage angenommenen Grundsatzes aus den 
Leitsätzen Stephani: „Hie ärztliche Behandlung des 
Krankheitsfalles muß der Fürsorgearzt der praktizieren¬ 
den Aerzteschaft überlassen.“ Ich erweitere für Bayern 
diesen Grundsatz noch dahin, daß ich fordere, daß dieser 
Grundsatz der Heranziehung der Aerzteschaft und der 
öffentlichen Krankenhäuser zur Behandlung auch der 
Frühinfiltrate als unumgänglich notwendig ausgesprochen 
und in die Richtlinien, die wir wohl auch für Bayern 
erwarten müssen, ausdrücklich eingefügt wird. Die be¬ 
gutachtenden Vertrauensärzte haben die Möglichkeit, ja 
sogar die Pflicht, im gegebenen Falle den Kranken nicht 
nur den Heilstätten, sondern auch geeigneten Kranken¬ 
häusern zuzuweisen. Als solche Vertrauensärzte sollten in 
Bayern, wo nur irgend möglich, Fürsorgeärzte im Haupt¬ 
amte und nicht, wie es in Württemberg geschehen, Heil- 
stättenärzte aufgestellt werden. Daß in jedem einzelnen 
Falle geprüft werden muß, ob wirklich die nötigen Vor¬ 
aussetzungen in dem betr. Krankenhause vorhanden sind, 
versteht sich von selbst. Aber grundsätzlich dürfen ge¬ 
eignete Aerzte und Krankenhausleiter von jeglicher Zu¬ 
weisung rtesp. Behandlung nicht ausgeschlossen werden. 
Ist dieser fundamentale Grundsatz: Behandlung den 
Acrzten, aufsuchende sowohl als nachgehende Fürsorge 
den Fürsorgeärzten, unsere einmütige Meinung, dann ist 
die. Bahn frei für ein wirksames Einsetzen der Tuber¬ 
kulosefürsorge auch nach den neuesten Forschungsergeb¬ 
nissen in ganz Bayern und ein ersprießliches Zusammen¬ 
arbeiten von Fürsorgestellen und Aerzten mit Sicherheit 
vorauszusagen. 

Wenn ich nun zum Schlüsse als Vertreter der Praxis 
mich noch darüber äußern soll, wie in Bayern die Tuber¬ 
kulosefürsorge praktisch gehandhabt werden soll, so meine 
ich, daß man aufbauen oder anbauen sollte bei den alten 
bisherigen Fürsorgestellen, sie befruchten durch Heran¬ 
ziehung hauptamtlich aufgestellter Kreisfürsorgeärzte, wie 

sie ja die Landesversicherungsanstalt für Mittelfranken 
bereitwillig zur Verfügung gestellt hat. Wir sind uns 
alle darüber im Klaren, daß recht oft nebenamtliche 
Fürsorgestellen, mit bestem Willen gegründet und weiter- 
geführt, wegen Mangels der Anteilnahme der übrigen 
Aerzte ein Dofnröschendasein geführt haben. Die Mög¬ 
lichkeit der ungerechtfertigten Begünstigung des neben¬ 
amtlichen Fürsorgearztes in der Praxis, besonders wenn er 
nicht Amtsarzt sondern praktischer Arzt war, war sicher 
der Hauptgrund, warum kein rechtes Leben in den allent¬ 
halben gemeldeten Fürsorgestellen aufsprießen wollte. Das 
kann und wird anders werden, wenn die bisherigen neben¬ 
amtlichen Fürsorgeärzte als Mittelpunkt statistischer Er¬ 
hebungen und als Leiter der etwa aufgestellten Für¬ 
sorgerin erhalten bleiben, die eigentliche Fürsorgetätigkeit 
in Gestalt der ständigen Nachkontrolle, Familiendurch- 
forschung aber durch mehrmals des Jahres erscheinende 
hauptamtlich aufgestellte Fürsorgeärzte, von denen für 
jeden Kreis einer oder zwei genügen dürften, in Zusam¬ 
menarbeit mit den örtlichen Fürsorgeärzten und allen zum 
Fürsorgetag zu ladenden praktischen Aerzten die eigent¬ 
liche Fürsorge ausgeübt wird. Solche Fürsorgetage wer¬ 
den sich wie die in Bayern zweimal jährlich stattfindenden 
Krüppeltage bald allgemeinen Interesses und weitgehender 
Anteilnahme von seiten der Aerzte zu erfreuen haben. 
Hier kann jeder Arzt seine Schutzbefohlenen dem Für¬ 
sorgearzte vorführen, mit ihm vorher gefertigte Röntgen¬ 
bilder der Kranken und Angehörigen durchsprechen, die 
eigenen Kenntnisse dadurch erweitern und immer mehr 
Lust und Freude daran gewinnen, alle Maßnahmen des 
Fürsorgearztes mit Nachdruck zu unterstützen. Selbst¬ 
verständlich müßten bei dem heutigen Stand der Wissen¬ 
schaft die Sprechstunden der Fürsorgestelle in den Kran¬ 
kenhäusern mit Röntgenapparaten und Vorführungsschir¬ 
men abgehalten werden, ein Fortschritt der Fürsorge, 
der bald die Krankenhausarzte interessieren und zu 
lebhafter Mitarbeit anregen würde. 

Sie sehen, ich lege in der neuen Aera der Tuber¬ 
kulosefürsorge das Hauptgewicht auf die enge Fühlung¬ 
nahme der hauptamtlich aufgestellten Reisefürsorgeärzte 
mit den praktischen Aerzten und den äußeren, geschäfts¬ 
führenden, lokalen Fürsorgestellen. Nur auf diesem Wege 
halte ich eine baldige Durchdringung der Aerzteschaft 
mit dem neuen Wissen für möglich, nur auf diesem Wege 
den Anschluß der Allgemeinheit der praktischen Aerzte 
an die Seuchenbekämpfung durch öffentliche Organe, wie 
sie die Fürsorgestellen und Fürsorgeärzte darstellen, für 
gesichert. Das heißt also: Die hauptamtlich angestellten 
Fürsorgeärzte als Sachverstänlige übernehmen die Aus¬ 
bildung der Aerzteschaft in der Diagnose der Früh¬ 
infiltrate und die praktischen Aerzte leisten dafür 
dankbar ihre Hilfe zur gemeinsamen Bekämpfung der 
Volksseuche. Daß da, wo geeignete Kliniken. Tuber¬ 
kulosefachärzte und Röntgenfachärzte zu solcher Ausbil¬ 
dung vorhanden und bereit sind, auch diese für diesen 
Zweck herangezogen werden sollen, versteht sich von 
selbst. Ebenso selbstverständlich muß es auch sein, daß 
alle Aerzte der öffentlichen Tuberkulosefürsorge sich 
jeglichen Eingriffes in die Behandlung der von den Aerz¬ 
ten zugewiesenen Fälle strengstens zu enthalten haben. 
Es kann nicht ausbleiben, daß, wenn die Sache in der 
geschilderten Weise angepackt wird — und soviel Sie 
aus den Thesen des Kollegen Frankenburger ersehen, 
besteht auf Seite der Fürsorgeärzte die Bereitschaft, in 
diesem Sinne mitzuwirken — wir auch einen vollen Er¬ 
folg erzielen und die ganze Tuberkulosefürsorge besonders 
auch auf dem Lande einen mächtigen Antrieb und dauern¬ 
den Fortgang erfahren wird. Nochmals möchte ich an 
dieser Stelle hervorheben, daß es dringend notwendig ist, 
daß der Entwurf von Richtlinien für Maßnahmen der 
Träger der Kranken-, Invaliden- und Angestelltenver¬ 
sicherung in der Gesundheitsfürsorge für tuberkulöse und 
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geschlechtskranke Versicherte eine gründliche Umarbei¬ 
tung im ärztefreundlichen Sinne erfährt. 

Ich bin am Ende meiner Ausführungen. In den in 
Ihren Händen sich befindenden Thesen finden Sie den 
Kernpunkt meiner Anträge und Anregungen kurz zusam¬ 
mengefaßt. Sie haben die Zustimmung meiner beiden 
Herren Chorreferenten gefunden. Ich bitte Sie deshalb 
um ihre einstimmige Annahme. Mit dieser einmütigen 
Zustimmung bekunden Sie Ihre lebhafte Bereitwilligkeit, 
mitzuwirken an den neuen Aufgabbn,- die die Tuberkulose¬ 
fürsorge sich und uns gestellt hat. Mögen sich unsere 
Beschlüsse auswirken zum Segen unseres Vaterlandes und 
auch zum Segen unseres Standes! 

Das Programm der Reichsregierung zur Sozial¬ 
versicherung. 

Am 3. Juli 1928 hat Reichskanzler Müller vor dem 
Reichstag zur Sozialversicherung folgendes Programm 
verkündet: 

Im Rahmen der allgemeinen Sparmaßnahmen wird 
zu erwägen sein, wie die Reichsversicherung einfacher, 
wirtschaftlicher und infolgedessen ertragsfähiger ge¬ 
macht werden kann. Dabei kommt ein Abbau der Lei¬ 
stungen oder eine Beschränkung der Selbstverwaltung 
nicht in Betracht. Es wird sogar zu prüfen sein, ob 
und inwieweit die Ersparnisse im Versicherungsbetriebe 
durch verstärkte Sachleistungen den Versicherten und 
ihren Angehörigen wieder gutgebracht werden müssen. 
(Bravo! links. Namentlich werden die Versicherungs¬ 
träger sich noch schärfer als bisher auf vorbeugende 
und verhütende ^Maßnahmen einstellen können, ins¬ 
besondere auf die Bekämpfung von Volkskrankheiten 
und den Schutz gegen Arbeitsunfälle. (Erneutes Bravo.) 
Auch die Ausdehnung der Unfallversicherung auf noch 
nicht versicherte Berufskrankheiten dient dieser Auf¬ 
gabe. Eine Terordnung wird das Verzeichnis der Be¬ 
rufskrankheiten. die für die Entschädigung den Ar¬ 
beitsunfällen gleichstehen, auf Grund eines Gutachtens 
des Vorläufigen Reichswirtschaftsrates erweitern. Der 
Reichstag erhält sofort den schon vom Reichsrat ver¬ 
abschiedeten Gesetzentwurf über Ausdehnung der Un¬ 
fallversicherung aid weitere Betriebe. Ob und wie eine 
Einbeziehung noch anderer Kreise in die Unfallver¬ 
sicherung erfolgen kann, soll in einer dem Reichstag 
vorzulegenden Denkschrift geprüft werden. (Zuruf von 
den Kommunisten: Beziehen Sie das Kabinett ein! 
Heiterkeit.) 

Die Träger der Sozialversicherung müssen sich in 
den Dienst der Bevölkerungspolitik stellen, die den 
Schutz und die Förderung der Familie betont. In 
diesem Zusammenhang gewinnt die Versicherungspflicht- 
grenze in der Kranken- und Angestelltenversicherung 
eine besondere Bedeutung. Es wird daher zu erwägen 
sein, ob und inwieweit die Grenzen zu erweitern sind. 

In der internationalen Sozialversicherung werden 
die bisher mit Erfolg beschrittenen Wege fortgesetzt. 
In Slaatsverträgen und internationalen Abkommen wer¬ 
den den Versicherten auch beim Gebietswechsel die 
Rechte aus der Versicherung gegenseitig gewahrt. Solche 
'.'ertrüge und Abkommen bilden zugleich die Brücke 
zwischen den Versicherungen der einzelnen Länder und 
fördern die Rechtsangleichung. Die enge Zusammen¬ 
arbeit mit dem Internationalen Arbeitsamt, die schon 
zu erfreulichen und bedeutsamen Ergebnissen für die 
deutsche wie auch die internationale Sozialpolitik ge¬ 
führt hat, wird fortgesetzt werden. (Lachen und Zu¬ 
rufe von den Kommunisten.; Sie verpflichtet auf der 
anderen Seite die Reichsregierung, Deutschland den 
gebührenden Platz in der internationalen Arbeitsorgani¬ 
sation zu sichern. 

Was sagen die Beteiligten zu den Plänen betr. Erhöhung 
/ der Versicherungsgrenze? 

! Zu den Plänen mancher Krankenkassenverbände 
über eine Erweiterung der Versicherungspflicht und 
die Umorganisierung des gesamten Krankenkassenwesens 
im Sinne einer Erweiterung des Einflusses der Orls- 
krankenkassen hat die Oeffentlichkeit bisher leider nur 
sehr zögernd Stellung genommen. Das liegt vielfach 
daran, daß diese weitgehenden Forderungen in einer 
Zeit aufgestelll worden sind, die man allgemein als 
politische Ferienzeit zu betrachten pflegt. Es wird sich 
aber in der Zukunft erweisen, daß die Oeffenllichkeil 
allen Grund hat, sich mit diesen durchaus ernstgemein¬ 
ten Absichten des näheren zu befassen. 

Immerhin liegen schon einige Aeußerungcn von 
Berufsgruppen vor, die die Leidtragenden bei der ge¬ 
planten Neuregelung der Versicherungsgrenze und der 
Einbeziehung bisher versicherungsfreier Berufe sein 
müßten. Zunächst haben sich die leitenden Ange¬ 
stellten im 2. Septemberheft ihrer Verbandszeilschrift 
..Der leitende Angestellte“ zu der Frage geäußert. In 
durchaus klaren Ausführungen schildert Dr. Müffel- 
mann (Berlin) die mutmaßliche Entwicklung dieser 
Angelegenheit und erklärt dabei: 

„Gegen eine schematische Jleraufsetzung der Grenze 
in der Krankenversicherung muß von den leitenden 
Angestellten aufs schärfste Protest erhoben 
werden. Dem ersten Schritt, eine Erhöhung auf viel¬ 
leicht 5400 R.M., werden weitere folgen. Am Ende 
steht die Einbeziehung aller Angestellten in die Kran¬ 
kenkassenversicherungspflicht.“ 

Weiterhin richtet dieser Kritiker gegen die hier 
beabsichtigte Ausweitung der Sozialversicherung fol¬ 
gende Ausführungen: 

„Die leitenden Angestellten müssen es ablehnen, 
lediglich als Objekt der sozialpolitischen Gesetzgebung 
betrachtet zu werden und eine Sozialpolitik über sich 
ergehen zu lassen, die nach keiner Richtung hin ihren 
Interessen dient. Diese Art von Sozialpolitik ist gewiß 
geeignet, die Kassen der Krankenkassen zu füllen und 
ihnen weitere Möglichkeiten zu bieten, große Erholungs- 
anwesen und herrliche Einrichtungen zu schaffen. Sie 
dient aber nicht dazu, den Zweck, den die höher besol¬ 
deten Angestellten an Krankenkassen stellen müssen, 
irgendwie zu erreichen.“ 

Der Verband privater KrankenVersiche¬ 
rungen Deutschlands, Sitz Leipzig, hat am 8. August 
d. J. in dieser Frage ein Rundschreiben versandt, 
in dem zunächst der sehr beachtliche Gesichtspunkt 
ausgeführt wird, daß die Mittelslandskreise heute we¬ 
niger den Ersatz aller noch so geringen Kosten bei 
einer Erkrankung verlangen, daß sie jedoch in schweren 
Krankheitsfällen, die mit einem Klinikaufenthalt und 
Operationen verbunden sind, vor Vermögensschäden be¬ 
wahrt werden wollen, und zwar ohne daß sie „durch 
die Erkaufung des Versicherungsschutzes zu Kassen¬ 
patienten werden“. Hiermit sind die Grundsätze der 
Mittelstandsversicherung klar bezeichnet. Man 
kann hinzufügen, daß der deutsche Mittelstand selbst 
den Weg gefunden hat, der es ihm ermöglicht, die 
Grundlagen seiner wirtschaftlichen Freiheit aufrechtzu¬ 
erhalten und sich trotzdem die Rückversicherung für 
schwere Schicksalsschläge zu schaffen. In dem Rund¬ 
schreiben heißt es weiterhin sehr richtig: 

„Man sollte endlich in Deutschland auf die fort 
währende Bevormundung und Gängelung, um nicht zu 
sagen, Schematisierung, durch gesetzgeberische Maßnah¬ 
men verzichten und der persönlichen Freiheit mehr 
Raum lassen. Sozialpolitik um des Prinzips willen oder 
um der staatlichen Zwangversicherung eine finanzielle 
Entlastung auf Kosten von Bevölkerungskreisen, die 
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für diese Versicherimgsart keinen Bedarf haben, zuteil 
werden zu lassen, geht nicht an.“ 

In der gleichen Linie liegt eine Entschließung, die 
Ende August von 'der geschlossenen Mitgliederversamm¬ 
lung des Deutschen Handwerks- und Gewerbe- 
lages gefaßt wurde. Sie gewinnt ein um so größeres 
Gewicht, als es sich hier um die Gesamtverlretung des 
deutschen Handwerks handelt. Die Entschließung be¬ 
sagt, daß der Deutsche Handwerks- und Gewerbe¬ 
lag „die Einbeziehung des selbständigen Handwerks 
in die Reichspflichtversicherung für Krankheit, Alter 
und Invalidität ablehnt, weil sie mit der Stellung des 
Handwerks als eines freien Berufsstandes unvereinbar 
sei. Auch die Ausdehnung der bestehenden freiwilligen 
Weiterversicherung wird von der Vertretung des deut¬ 
schen Handwerks nicht für erforderlich gehalten“. 

Diese maßgeblichen Aeußerungen wichtiger deut- 
scher Berufsstände beweisen zur Genüge, wie man dort 
über die Wohltaten denkt, mit denen auf Vorschlag 
der Ortskrankenkassen das deutsche Volk beglückt wer¬ 
den soll. Es ist höchste Zeit, daß über die wahre 
Stimmung der Betroffenen Klarheit in der ganzen 
Oeffentlichkeit geschaffen wird, zumal gerade in diesem 
Falle das verführerische Wort „Sozialpolitik“ nur all¬ 
zugern als Deckmantel für andere Absichten benutzt 
wird. _ 

Die Verbindung der Sozialversicherung mit den 
Gewerkschaften. 

In der Tagespresse und insbesondere in der Fach¬ 
presse wird gegenwärtig viel erörtert, daß Herr Mini¬ 
sterialdirektor Dr. Grieser vom Reichsarbeitsministe¬ 
rium auf der Tagung der Freien Gewerkschaften in 
Hamburg auch zu dem Thema sich geäußert haben 
soll über die Verbindung der Sozialversiche¬ 
rung mit den Gewerkschaften. Danach soll Herr 
Ministerialdirektor Dr. Grieser folgendes gesagt haben: 

„Die Hauptforderung geht dahin, die Sozialversiche¬ 
rung zu vereinfachen und die Idee der Selbstverwal¬ 
tung in ihr besser zu verankern. Wertvolle Ansätze 
für die Umgestaltung der Sozialversicherung im Sinne 
der Selbstverwaltung liegen bereits vor. Im Reichs- 
arbeiLsministerium denkt man an eine engere Verbin¬ 
dung der Sozialversicherung mit den Gewerkschaften. 
Es könnten vielleicht besondere Spitzen geschaffen wer¬ 
den, in denen die Gewerkschaften maßgebenden Einfluß 
ausüben. Es ist ja heute schon so, daß niemand in ein 
Amt kommen kann, der nicht von den Gewerkschaften 
vorgescblagen worden ist. Die Verbindung der Versiche¬ 
rung mit den Berufsverbänden wäre für die nächste 
Zukunft ein gangbarer Weg in der Richtung der Re- 
formVorschläge. Auf diese Weise würde der Arbeiter 
für die Dauer seines ganzen Lebens auf das engste mit 
der Sozialversicherung verbunden bleiben. Die Reichs¬ 
regierung steht den Forderungen der Gewerkschaften 
auf Ausbau der Sozialversicherung im Sinne der Selbst¬ 
verwaltung sympathisch gegenüber.“ 

Das Gesetz über die Wahlen vom 8. April 1927 
hat ja bereits den wirtschaftlichen Vereinigungen, also 
den Gewerkschaften, einen maßgebenden Einfluß ein¬ 
geräumt auf die Wahlen in der Sozialversicherung. Man 
clarf daher gespannt sein, Näheres zu erfahren, was 
die Regierung bezüglich der weiteren Forderungen der 
Gewerkschaften beahsichtigt. 

(Die Deutsche Landkrankenkasse 1928 19.) 

Anmerkung der Schrifllcitung: Das würde eine Poli¬ 
tisierung der sozialen Gesetzgebung bedeuten, wie sic 
schlimmer nicht gedacht werden kann. Es ist geradezu 
erschreckend, daß in Deutschland nicht mehr sachliche 
Motive entscheiden, sondern politische. Das muß zur 
Katastrophe führen! 

W-k. Aerztliche Messungen bei Jugendwanderungen. 
1/ Daß Wanderungen zuträglich seien, wußte man wohl 
immer. Es fehlte aber der zahlenmäßige Nachweis. 
Der gefallene Arzt Dr. Köder (Berlin war der erste, 
der genaue Feststellungen für Größe, Gewicht und Brust¬ 
umfang vor und nach Beendigung und einige Monate 
später machte. Seine Ergebnisse haben den Wissen¬ 
schaftler wie den Laien in gleichem Maße verblüfft. 
So groß hatte man sich die gesundheitliche Wirkung 
einer längeren Wanderung denn doch nicht vorgestelll. 
Inzwischen sind andere Aerzte seinem Beispiele gefolgt. 
Immer wieder konnten ausgezeichnete Fortschritte im 
Körperzustand der Teilnehmer festgestellt werden. So¬ 
weit die Ergebnisse bekannt wurden, sind sie von dem 
Verband für Deutsche Jugendherbergen zusammenge¬ 
stellt worden. Zahllose Behördenverlreter. Aerzte, Lehrer 
und vor allem Eltern sind dadurch in ihrer Auffas¬ 
sung beeinflußt worden. 

Die Zahl dieser Messungen ist indessen noch immer 
viel zu gering, um ein abschließendes Urteil zu ge¬ 
statten. Darum wendet sich der Verband erneut an die 
Stadtverwaltungen mit der Bitte, ihn in dem Bemühen 
um weitere ärztliche Messungen zu unterstützen und 
rechtzeitig die Vorbereitungen zu treffen. Die Sache 
wird durch die Benutzung von Vordrucken „Feststellung 
über die Wirkung von Wanderungen' sehr erleichtert. 
Dieser Vordruck ist unter Mitwirkung einer Reihe her¬ 
vorragender Fachärzte zustande gekommen. 

Forderungen zur Ausgestaltung der Heilfürsorge für 
Alkoholkranke und -gefährdete innerhalb der öffent¬ 

lichen Wohlfahrtspflege. 
Dem preußischen Wohlfahrlsminister ist eine 

„Denkschrift über Zunahme des Alkoholismus und Aus¬ 
bau der Spezialfürsorge für Alkoholkranke und -ge¬ 
fährdete" zugegangen, in welcher ausführlich die Not¬ 
wendigkeit einer Einbeziehung der Alkoholkranken- und 
-gcfährdelenfürsorge in die Ausbildung der W ohlfahrts- 
pfleger und Wohlfahrlspfiegerinnen begründet wird. In 
der Denkschrift wird gefordert, daß dieses F ürsorge- 
gebiel zu einem gewissen selbständigen Ausbildungsfach 
der Wohlfahrtsschulen erhoben wird. Es wird die stän¬ 
dig und rasch ansteigende Zunahme des Alkoholismus 
nachgewiesen und auf Grund der bisherigen Entwick¬ 
lung der Wohlfahrtspflege behauptet, daß zur wirk¬ 
samen Durchführung heilender und vorbeugender Maß¬ 
nahmen gegen den Alkoholismus die Ausgestaltung der 
Spezialfürsorge der Alkoholkranken und -gefährdeten 
zu eigenen Fürsorgeslcllen mit entsprechend vorgebilde¬ 
tem Fürsorgepersonal notwendig sei. Allgemeine wohl¬ 
fahrtspflegerische Ausbildung reiche zur Alkoholkran¬ 
kenfürsorge nicht aus. Die Vorschläge der Denkschrift 
gehen sowohl auf eine entsprechende Ausgestaltung 
des Lehrplanes der Wohlfahrtsschulen (auch für die 
Nachschulungslehrgänge), wie auf die Einrichtung be¬ 
sonderer Ergänzungskurse für die schon im Dienst be¬ 
findlichen Wohlfahrtspfleger und Wohlfahrtspflege¬ 
rinnen. 

Von allgemeinerer Bedeutung noch als die erwähn¬ 
ten Ausführungen in der Denkschrift sind die beigegebe¬ 
nen 16. bisher noch unveröffentlichten Statistiken über 
Zunahme des Alkoholismus, Belastung der Wohlfahrts¬ 
pflege durch den Alkoholismus. Erfolge der Fürsorge 
usw. Die Denkschrift, von der eine Bearbeitung jetzt 
veröffentlicht werden wird (sie erscheint im Neuland- 
Verlag. Berlin W 8. unter dem Titel: Johannes Thiken. 
Denkschrift über Zunahme des Alkoholismus und Aus¬ 
bau der Spezialfürsorge für Alkoholkranke und -ge- 
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fährdete. Preis für 32 Seiten einzeln 1.75 RM., bei 
Mengenbezug Staffelpreise), dürfte sich auch besonders 
gut zur Massenverbreitung eignen. 

Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes.) 

Aerztlicher Bezirksverein Hof. 

(Bericht über die Jahreshauptversammlung am Sonntag, 
dem 30. September 1928.) 

Tagesordnung: 1. Bericht über den Bayerischen 
Aerztetag. 2. Kassenbericht. Festsetzung des Jahres¬ 
beitrages. 3. Aerztl. Bezirksverein Coburg zu dem Ent¬ 
wurf für die Satzungen der Sterbekasse der ober¬ 
fränkischen Aerzte1'. 4. Eingänge. W ünsche, Anträge. 

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzen¬ 
den des ärztlichen Bezirksvereins, Herrn Dr. Klitzsch, 
wird das Wahlresultat des Aerztlichen Bezirksvereins 
Hof vom 16. Juli 1928 bekanntgegeben. Gewählt wurden: 
I. Vorsitzender: Klitzsch. Kammer: Bach mann. 
Klitzsch. Röder. II. Vorsitzender, lieber all. 
Schriftführer: Seiffert. Kassier: Kunst mann. Be- 
rufsgerichtsverfahren: Klitzsch. L ü 11 gen, k rank. 
Beitragserhebung: K u n s t m a n n, F r i e d m a n n. K n o r r. 
Beisitzer: Landgerichtsarzt Dr. Braun. Frank (\\ un- 
siedel), Lüttgen. Röder. Köhl, Westermeyer. 

Der Vorsitzende referiert nun über den Bayerischen 
Aerztetag. der für die bayerische wie für die gesamte 
deutsche Aerzteschaft ein Ereignis von hoher Bedeutung 
und besonderer Tragweite darstellt. Die Tagung, unter 
Stauders gewohnt glanzvoller Führung, ruft den 
deutschen Arzt erneut zu einmütiger und pflichtgemäßer 
Kulturarbeit an der Wohlfahrt des deutschen Volkes 
auf. eine Aufgabe, die sich nur auf der Grundlage und 
unter Wahrung der Freiheit des ärztlichen Standes 
gedeihlich und reibungslos vollziehen kann. Insbeson¬ 
dere gilt unsere Arbeit der Bekämpfung der Tuberku¬ 
lose. deren" allmähliche Ueberwindung durch absolutes 
Handinhandarbeiten aller öffentlichen Wohlfahrtsein¬ 
richtungen mit der Tätigkeit des Praktikers gewähr¬ 
leistet ist. Hierfür einen Modus zu finden ist eines der 
wichtigsten gegenwärtigen Ziele. Hierbei sind vor allem 
folgende Richtlinien maßgebend: Sorgfältige ärztliche 
Prüfung aller in der allgemeinen Praxis erreichbaren 
Krankheitsfälle in Zusammenarbeit mit den Anstalts-, 
Fach- und Fürsorgeärzten unter Wahrung der Rechte 
des Patienten in bezug auf seine freie Arztwahl und 
des überweisenden Arztes in bezug auf sein Recht zu 
persönlicher Weiterbeobachtung und Behandlung. Die 
Beobachtung dieser beiden Erfordernisse dürfte wesent¬ 
lich zur Erzielung des gewünschten Erfolges beitragen. 
Ein ebenso wichtiges Gebiet berührt die krage der 
Schwangerschaftsunterbrechung, für die die bisherigen 
Richtlinien auch weiterhin Geltung haben: die Ucber- 
einstimmung eines aus drei Aerzten bestehenden Kon¬ 
siliums. In besonders gelagerten Fällen z. B. für länd¬ 
liche Verhältnisse; kann unter Umständen ein aus zwei 
Aerzten gebildetes Konsilium zur Entscheidung der 
Frage als ausreichend angesehen werden. 

Was die Frage der Erhöhung der Versicherungs- 
grenze anlangt, so kann hier auf das ausführliche 
Referat im „Correspondenzblatt“, Nr. 39, verwiesen 
werden, dessen Inhalt ein anschauliches Bild von den 
Befürchtungen und Wünschen der deutschen Aerzte¬ 
schaft bietet. 

Zum Kassenbericht ^Dr. Ueberall; ist zu be¬ 
merken. daß ein Defizit von 1106.— M. gedeckt werden 
muß. Dies soll geschehen durch Vierteljahresbeiträge 
von je 5— M. und eine Extraumiage von 10. M. Die 
Ortsverbände werden ersucht, den Gesamtbetrag für 
zw'ei Vierteljahresbeiträge und die Extraumlage um¬ 

gehend an die Bezirksvereinskasse abzuführen. Herr 
Dr. Ueberall verwaltet die Kassengeschäfte des Aerzt¬ 
lichen Bezirksvereins Hof bis Ende 1928. Herr Dr. 
Kunst mann ist als Nachfolger bestimmt. Es wird 
außerdem beschlossen: Beamtete Aerzte ohne Praxis 
und Assistenzärzte zahlen die Hälfte des satzungsgemäß 
beschlossenen Beitrages für den ärztlichen Bezirksverein; 
ebenso die Hälfte der Extraumlage. 

Es folgt die Verlesung eines Schreibens des Aerzt- 
fichen Bezirksvereins Coburg: „Bemerkungen zu dem 
Entwurf für die Satzungen der Sterbekasse der ober¬ 
fränkischen Aerzte.“ Von anderen, nebensächlichen 
Fragen abgesehen, wird als wichtigster Punkt hierin 
die Mitversicherung der Arztwitwen für notwendig 
erachtet und gefordert. Der Antrag Coburg wird nach 
eingehender Aussprache abgelehnt als zu weit führend. 
Im übrigen sollen künftig zwrei statt nur einer \ or- 
auszahlung geleistet werden. 

Nach einem kurzen Referat über den gegenwärtigen 
Stand der Aerztevcrsorgung, die am 1. Oktober 1928 
nunmehr voll in Kraft getreten ist, wird die interessante, 
von 21 Kollegen besuchte Sitzung gegen 6 Uhr ge¬ 
schlossen. Ur. Sei ff er t. 

Aerztlicher Bezirksverein Würzburg (Land) -Ochsenfurt. 

(Versammlung am 6. Oktober 1928.) 

Vorsitz: San.-Rat Dr. En giert h. 
Dr. Laubmeister in Zell a. M. wird als Pflicht¬ 

mitglied, Dr. Klett in Zellingen als freiwilliges Mit¬ 
glied aufgenommen. Der I. Vorsitzende erklärt, aus 
gesundheitlichen Gründen den Vorsitz nicht mehr führen 
zu können., für den Rest der Wahlzeit wird an seine 
Stelle San.-Rat Dr. Bechmann einstimmig gewählt. 
Der bisherige Vorsitzende wird auf Antrag des Ge¬ 
schäftsausschusses einstimmig zum Ehrenvorsitzenden 
gewählt, der neue I. und der II. Vorsitzende danken 
ihm herzlich für alles, was er für den Verein seit dessen 
Gründung geleistet hat. San.-Rat Dr. Bechmann be¬ 
richtet über die Sitzung der Landesärztekammer in 
Neustadt. Der Beschluß betr. Einleitung des künstlichen 
Aborts wird in der Weise durchgeführt, daß einstimmig 
San.-Rat Dr. En gier th als Konsiliarius bestimmt wird 
für den Fall, daß ein Vereinsmitglied einen künstlichen 
Abort einleiten will; das Protokoll muß bei der Ge¬ 
schäftsstelle des Vereins hinterlegt werden. Herr Dr. 
Lu her von der Bayer. Versichcrungskammer soll ein¬ 
geladen werden, uns wieder einmal einen Vortrag über 
die Bayerische Aerzteversorgung zu halten. Ein Antrag 
I k e n b e r g und B e c h m a n n betr. Versäumen von 
Versammlungen wird dem Geschaflsausschuß über¬ 
wiesen. 

Im Anschluß daran Sitzung des ärztlich-wirtschaft¬ 
lichen Vereins. Vorsitz San.-Rat Dr. Englerth. 

Ein Schreiben vom Obcrvcrsichcrungsamt Würz¬ 
burg wird zur Kenntnis genommen. Dr. Laubmeister 
in Zell a. M. wird ohne Widerspruch aufgenommen. Da 
der bisherige I. Vorsitzende auch hier den \ orsitz 
niederlegt, wird San.-Rat Dr. Bechmann auch hier 
einstimmig an seiner Stelle gewählt. Ein Zusammen¬ 
gehen der Vereinskrankenkasse mit benachbarten Ver¬ 
einen wird nicht für ratsam gehalten. Die Kosten der 
letzten Zulassungsausschußsitzung übernimmt der Ver¬ 
ein. Ueber die Hauptversammlung des Bayer. Aerztc- 
verbandes berichtet Dr. Schömig. Auf Antrag Dr. 
Schmidt beschließt der Verein, bei der Geschäfts¬ 
stelle Einspruch dagegen zu erheben, daß für die Ver¬ 
handlungen und für die Wahlen auf der letzten Haupt 
Versammlung des Bayer. Aerzteverbandes viel zu wenig 
Zeit angesetzt war, so daß eine wirkliche Aussprache 
und eine wirkliche Wahl so gut wie unmöglich waren. 
Mit 8 gegen 5 Stimmen und 1 Enthaltung wird he- 
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schlossen, den Beilrilt des Vereins zu einer Yerrech- 
inmf'sslelle für die Privatpraxis in der Tagesprcsse des 
Vereinsgebietes bekanntzugeben. Dr. Schömig. 

Amtliche Nachrichten. 
Dienstesnachrichten. 

Dem am 1. November 1928 wegen Erreichung der 
Altersgrenze in den dauernden Ruhestand tretenden 
II. Direktor der Untersuchungsanstalt für Nahrungs¬ 
und (ienußmiltel in Würzburg, Professor Dr. Ferdinand 
Wir Ihle, wurde die Anerkennung seiner Dienstleistung 
ausgesprochen. 

Vereinsmitteilungen. 
Mitteilungendes MünchenerAerztevereinsfürfreie Arztwahl. 

1. Die Krankenkasse der Schutzmannschaft gibt 
bekannt, daß die Behandlung von Mitgliedern, welche 
wegen eines Dienstunfalles ärztliche Hilfe in An¬ 
spruch nehmen, in den Krankenlisten der Kranken¬ 
kasse der Schutzmannschaft verrechnet werden können 
und damit auch bei Dienstunfällen die mit der Kranken¬ 
kasse der Schutzmannschaft vereinbarten Sätze ver¬ 
gütet werden. 

2. Zur Aufnahme in denVerein als außerordentliches 
Mitglied hat sich gemeldet: Frl. Dr. med. Sophie Bach- 
hammer, prakt. Aerzlin ohne Geburtshilfe, Frauen- 
straße 12/11. 

Mitteilungen des Aerztlichen Bezirksvereins Nürnberg 
und des Kassenärztlichen Vereins Nürnberg e. V. 

1. Die Lcichenschauerstellc für den XV. Bezirk 
(Bahnhofgegend,Galgenhof) ist sofort zu besetzen. Acrzle. 
die in diesem Bezirk oder in unmittelbarer Nähe des¬ 
selben wohnen und noch keine städtische Stelle be¬ 
kleiden, werden eingeladen, ihr Bewerbungsgesuch um¬ 

gehend bei dem Städt. ßestattungsamt. Hauptmarkt 12, 
Zimmer 6, einzureichen, woselbst weitere Aufschlüsse 
erteilt werden. 

2. Die Krankenkasse Siemens-Schuckert hat uns 
mitgeteilt, daß sich die Fälle mehren, in denen Patienten 
bei Verweisungen in eine Privatklinik mit Nebenkosten 
belastet werden. Auf Ersuchen der Krankenkasse er¬ 
innern wir daran, daß in solchen Fällen die Patienten 
zu unterrichten sind, daß sie entweder den Verpfleg¬ 
satz und die Kasse die übrigen Kosten zu tragen haben, 
oder für den Fall, daß die Kasse die Verpflegkosten 
übernimmt, die übrigen Nebenkosten zu Lasten des 
Mitglieds gehen. 

3. Wir bitten zu beachten, daß bis auf weiteres 
bei den kaufmännischen Ersatzkrankenkassen nach wie 
vor die alte Adgo Gültigkeit hat. 

Verzeichnis der Spenden zur Stauderstiftung 
im 3. Vierteljahr 1928. 

Verlag Otto Gmelio, München 200 M.: Herausgeberkollegitim 
der Münchener Med. Wochenschrift 2000 M.: Aerztlicher Bezirks¬ 
verein München 10 M. Summa 2210 M. 

Für alle Zuwendungen wird hiermit herzlich gedankt I 
Bayerische Landesärztekammer. 

Dr. Stauder. 
Spenden zur Stauderstiftung bitten wir auf das Postscheck¬ 

konto Nr. 37 596 der Bayerischen Landesärztekammer Nürnberg 
überweisen zu wollen. 

Tagung der Eugenik. 
In der Zeit vom 26. bis 28. Oktober 1928 wird in Berlin eine 

vom Deutschen Bund für Volksaufartung und Erbkunde ver- 
anlasste Tagung stattfinden. Es werden ausführliche Berichte er¬ 
stattet über Eugenik und Volk, über Eugenik und Schule und 
über Eugenik und Familie. Als Redner sind die Professoren 
Baur, Eugen Fischer und Grotjahn, Muckermann und Ober-Reg.- 
Rat Dr. Ostermann vorgesehen. 

ÄRZTLICHE RUNDSCHAU Heft 19 n Inhalt: Dr. August Heisler, Königsfeld: Erfahrungen und Betrachtungen aus der Praxis. — Dr. Max Henke, München: 
Die Blutprobe im Vaterschaftsbeweise. — Dr. M. W. Scheltema. Delft (Holland): Einige Bemerkungen über Appendizitis. — 
Dr. W. Meyer, Hannover: Rhodan Calcium-Diuretin gegen Arteriosklerose. — Dr. med. W. Pflüger, Stuttgart: Sammel¬ 
referat über Kinderkrankheiten. — Dr. Carl Haeberlin, Bad Nauheim: Bericht über den 3. Allgemeinen Aerztlichen Kongress 

für Psychotherapie in Baden-Baden. — Bücherschau. — Zeitschriftenübersicht. 

DIE TUBERKULOSE Heft 10 n Inhalt: Stadtmedizinalrat Dr. Fiatzeck, Plauen: Aktuelle Probleme und Aufgaben der Tuberkulose-Bekämpfung. — 
Prof. Dr. F. Blumenfeld, Wiesbaden: Tuberkulose des Kehlkopfes. — Dr. J. Poras, Wien: Ueber vegetative Störungen 
der Abdominalorgane bei Lungentuberkulosen. — Dr. M. Baumwell, Heilanstalt Alland, N.-Oe.: Zur Perkutanbehandluog 
der Pleuritis tuberculosa. — Dr. A. Mendelssohn, Chefarzt: Der Neubau für infektiöse Tuberkulose der Kinderheilstätte 

Cecilienstift in Lippspringe. — Referate. — Tagesgeschichte. 

Vom Verlag der Aerztlichen Rundschau Otto Gmelln, München 2 NO 3, 
Wurzerstrasse 1 b, erbitte ich 

Aerztliche Rundschau mit Tuberkulose, m. 4.— vierteljährlich, 

Tuberkulose allein M. 3.— vierteljährlich (in besserer Ausstattung) 

vom ..... an. 

Name:....Adresse:.-..1- 

Bestellzettel. 
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Lehrgang für gärungslose Fruchteverwertung. 
Die Lehr- und Forschungsanstalt für Gartenbau in Berlin- 

Dahlem veranstaltet vom 4. bis 6. Oktober d- J. einen Kursus 
für gärungslose Früchteverwertung. Diese Zeit ist gewählt, weil 
dann reichlich Obst, insbesondere Aepfel zur Verfügung stehen, 
so dass Gewinnung von Süssmost nach allen Verfahren für Haus¬ 
halt und Erwerbsbetriebe praktisch vorgeführt werden kann. 

Die 39. Jahresversammlung des Deutschen Vereins 
gegen den Alkoholismus 

tagt vom 4. bis 7. November in Münster in Westfalen. Im Mittel¬ 
punkt stehen diesmal die Fragen: »Wie gewinnen wir die Indu¬ 
striegebiete, wie die Landbevölkerung für unsere Arbeit?« 
Mitverbunden sind eine Tagung des Deutschen Trinkerheilstätten¬ 
verbandes und je eine Konferenz für gärungslose Früchte¬ 
verwertung, für Trinkerfürsorge, für Verkehrswesen. Den 
ausführlichenTagungsplan versendet die Geschäftsstelle des Vereins, 
Berlin-Dahlem, Werderstrasse 16. 

BUcherschau. 
Probleme aus der Geschichte der Chemie. Von Dr. Otto Zekert 

Sonderabdruck aus den »Pharm. Monatsheften« 1927. 
Eine sehr interessante Abhandlung, die in 52 Seiten im Fluge 

durch die Geschichte der Chemie vom Altertum bis in die Neu¬ 
zeit führt. Besonders interessiert den Arzt das Zeitalter der Jatro- 
chemie, in dem die geistige Grösse des seiner Zeit weit voraus¬ 
eilenden Arztes Paracelsus geschildert wird. Auch in dem weiteren 
Kapitel der Phlagistontheorie stossen wir auf viele Aerzte, die 
sich bei der Fortentwicklung der Chemie Verdienste erworben 
haben. Etwas kurz gehalten ist der letzte Absatz, der auf die 
neue Zeit Bezug hat. Die Fussnoten, die allenthalben bei den 
Namen der einzelnen Forscher angebracht sind, zeigen von dem 
Verständnis für die Materie und von dem Fleisse, mit dem diese 
Abhandlung ausgearbeitet wurde. Kustermann. 

Bericht über'die Internationale Kropf konferenz in Bern 1927. 
Herausgegeben von der Schweizer Kropfkommission. Verlag 
Hans Huber, Bern 1928. 569 Seiten. 

In der Zeit vom 24.-26. August 1927 tagte in Bern diese 
Konferenz. Sie war einberufen und vorbereitet von der Schweizer 
Kropfkommission auf Anregung von Aschoff (Freiburg) und von 
einer grossen Anzahl von Forschern besucht. Sie sollte die Ge¬ 
lehrten, welche sich mit dem Probleme beschäftigen, zu geistigem 
Austausch zusammenführen über die Frage: was ist der Kropf, wie 
entsteht er und wie kann er verhütet werden? Die Jodfrage, seine 
Beziehungen zum vegetativen Nervensystem, zum Trinkwasser, 
seine geographische Verbreitung, hereditäre Fragen, die bakterio¬ 
logische Seite, alles wurde eingehend behandelt. Das Material 
der Verhandlungen liegt in einem stattlichen Bande mit zahl¬ 
reichen mikroskopischen Abbildungen vor. Die einzelnen Referate 
und Referatgruppen gipfeln in bestimmten zusammenfassenden 
Thesen, welche, um dieselben allen internationalen Lesern zu¬ 
gänglich zu machen, in deutscher, englischer, französischer und 
italienischer Sprache wiedergegeben sind und damit auch dem 
Fernerstehenden gestatten, sich mit den wichtigsten Forschungs¬ 
ergebnissen und daraus entspringenden neuesten Anschauungen 
bekannt zu machen. Dadurch erhöht sich der Wert des Buches 
für einen weiteren Leserkreis. 

In seinem Schlusswort sprach Friedrich von Müller aus, 
dass von einer Konferenz nicht erwartet werden kann, dass sie 
eine endgültige Lösung der besprochenen Probleme herbeiführt, 
es wird vielmehr ihre Aufgabe sein, eine Verständigung unter 
den Aerzten und Forschern der verschiedenen Länder anzu¬ 
bahnen. Und dies um so mehr, als sich gezeigt hat, wie verschie¬ 
den sich das Kropfleiden in den verschiedenen Ländern dar¬ 
stellt. Schon die Schweizer Schilddrüse des Neugeborenen ist 
von der Münchener verschieden, ganz bestimmte anatomische 
Elemente kennzeichnen die eine und die andere. In Wien und 
in der Schweiz steht der parenchymatöse Jugendkropf dem mehr 
kolloidalen der süddeutschen Bevölkerung gegenüber. Noch mehr 
ist der letztere in Holland und Norwegen vertreten. Die endemi¬ 
schen Bezirke in Frankreich, Holland und am Himalaya und 
namentlich der Schweiz bieten kein konstantes Verhalten dar, 
sondern unterliegen im Verlauf der Jahrzehnte einem ausge¬ 
sprochenen Wandel. Jedenfalls stellt der Kropf keineswegs ein 
Leiden einheitlicher Art dar, die Wirksamkeit und die Ge¬ 
fahren der Joddarreichung scheinen in den einzelnen Ländern 
recht unterschiedlich zu sein. Neger, München. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Dohn, München. 

Arzneimittelreferate. 
lieber Erfahrungen mit Dumex-Salbe berichtet Dr. Ewald 

Jaffe, aus der Poliklinik für Haut- und Geschlechtskrankheiten, 
in der Klinischen Wochenschrift 1928, Nr. 1: Von zahlreichen 
therapeutischen Heilmitteln, die in der letzten Zeit üns in unserer 
Poliklinik zur Verfügung gestellt wurden, verdient die von der 
Firma Dr. K. & H. Seyler, Berlin NO 18, hergestellte Dumex-Salbe 
erwähnt zu werden. Verfasser hat sie seit Monaten in hunderten 
Fällen bei den verschiedensten Hauterkrankungen angewandt und 
ist besonders auf Grund der erzielten Ergebnisse zu dem Urteil 
gekommen, dass die Dumex-Salbe ein äusserst brauchbares Heil¬ 
mittel ist. Zu den Hautkrankheiten, die in ihrer schlechten Re¬ 
aktion auf therapeutische Massnahmen eine ständige Crux für 
Arzt und Patienten darstellen, gehört u. a. auch der Pruritus ani 
und das intertriginöse Ekzem der Inguinalgegend. Der Pruritus 
ani hat sehr häufig innere und äussere Hämorrhoiden zur Ursache. 
Die wenigsten Patienten sind bereit, sie auf operativem Wege 
beseitigen zu lassen. Da die Dumex-Salbe speziell als Hämor 
rhoidalsalbe empfohlen, wurde sie bei den oben erwähnten Leiden 
besonders ausprobiert, wobei in vielen Fällen ganz ausgezeichnete 
Erfolge erzielt wurden. Das starke Hautjucken verschwand be 
merkenswert schnell, die Hämorrhoiden erfuhren nach mehr 
maliger Einführung der Dumex-Salbe eine deutliche Zurück 
bildung, bei weniger ausgeprägten Fällen ein völliges Verschwinden 
Auch bei chronischen Fällen von intertriginösem Ekzem, bei der 
die übliche Therapie (Teertrockenpinselungen usw.) nur vorüber 
gehend von Erfolg war. hat die Dumex Salbeneutral gute Erfolge 
gezeitigt. Die Dumex Salbe wurde auch bei anderen chronischer 
Dermatitiden, so bei schlecht heilenden Ulcera cruris, mit guten 
Erfolg angewendet. Die chemische Zusammensetzung der Dumex 
Salbe ist folgende: Auf einer Grundlage von Vaseline und Lano 
line sind Kampfer, reine Karbolsäure und Extr. hamamelid. gelöst, 
also eine Salbe, die zugleich desinfizierend, juckreizstillena unc 
schmerzlindernd, sowie hyperämisierend wirken muss. 

Klinische Erfahrungen mit Phanodorm. Von Dr. O- Mondr 
aus der Frauenabteilung und Gebärabteilung des Landeskranker 
hauses in Klagenfurt (Vorstand: Prof. V. Hiess). (Wiener-Klir 
Wo 1928 No. 4). Der Wert des Phanodorms liegt unseres Er 
achtens gegenüber manchen bisher gebräuchlichen Schlafmittel i 
1. in der relativen Ungiftigkeit, 2. in der grossen Dosieiungsbreite 
und 3. in der raschen und leichten Resorption und dem schnellen 
Abbau. Nach den bisher veröffentlichten Arbeiten hat es shh 
vielfach bei akuten und chronischen Schlafstörungen auf nervöser 
Grundlage bewährt. Diese Erfahrungen können wir ebenfalls be¬ 
stätigen. Um auch eine schmerzlindernde Wirkung auf direkte 
Weise zu erzielen, haben wir mit Phanodorm in entsprechenden 
Fällen zusammen mit 0,25 Antipyrin gegeben und damit sehr 
häufig, wenn nicht zu starke Schmerzen störend auftraten, be 
friedigende Erfolge erzielt. Im Verlauf der Rekonvaleszenz nach, 
verschiedensten gynäkologischen Operationen angewendet, blieb 
das Phanodorm nur in wenigen Fällen seine Wirkung schuldig. 
Wir gaben allerdings nie mehr als höchstens 1V« Tabletten, d i. 
0,2 bis 0,3 g pro dosi. Auch bei Adnexerkrankungen erzielten 
wir in konservativer Behandlung bei fehlenden Schmerzen mit 
Phanodorm allein, bei mässigen Schmerzen mit Zugabe von 0.-'> 
Antipyrin gute Wirkung. Frauen mit inoperablen Neoplasmen im 
Bereich des Genitales, die der Röntgen Radiumbehandlung unter 
zogen wurden, erhielten Phanodorm, um ihnen die Nacht während 
der Applikationsdauer des Radiums angenehmer zu machen, mit 
fast durchwegs befriedigendem Erfolg. Ein weiteres Indikations- 
ebiet zur Anwendung des Phanodorms bietet die Geburtshilfe, 
ast ohne Versager erreichten wir die gewünschte Wirkung bei 

schwangeren Frauen. Bei Wöchnerinnen gaben wir, gerade der 
nicht allzulang anhaltenden Wirkung wegen, das Phanodorm um 
so lieber, seit der Nachweis erbracht wurde, dass es nicht in die 
Milch übergeht. 

Zusammen fassend kann gesagt werden, dass das Phanodorm 
auch in der Geburtshilfe und Gynäkologie eine erfreuliche Be 
reicherung des Arzneischatzes darstellt. Da es ein leichtes, sich 
nicht kumulierendes uud nicht verwöhnendes Sedativum ist, sich 
weiter in der Muttermilch nicht nachweisen lässt, hat seine Indi¬ 
kation fast keinerlei Einschränkungen. 

Zur gefl. Beachtung! 

Der Gesamtauflage der heutigen Nummer liegt ein Prospekt der 
Firma Pearson & Co., Hamburg 19, über »»Vasogene«, 

ferner ein Prospekt der Firma Airosana, Trocken-Inhalations- 
Gesellschaft m. b. H., Berlin NW 6, Schiffbauerdamm 1, über 
»»Airosana«, bei. 

Wir empfehlen diese Beilagen der besonderen Beachtung unserer 
Leser. 
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Bayerische Aerztezeitung. 
Amtliches Blatt der Bayerischen Landesärztekammer und des Bayerischen Aerzteverbandes (Geschäftsstelle Nürnberg 
Luitpoldhaus, Gewerbemuseumsplatz 4, Telephon 23045, Postscheck-Konto Nürnberg Nr. 15376, Bankkonto Bayerische 

Staatsbank Nürnberg Offenes Depot 32926). 

Schriftleiter San.-Rat Dr. H. Scholl, München, Pettenbeckstrasse 8. Tel. 92001. 

Verlag der Aerztlichen Rundschau OttoGmelin München 2 N0.3, Wurzerstr. I b, Tel.20443, Postscheckkonto 1161 München. 

Dai >B»yer. Aerztl. Correapondeni-Blatt« erscheint jeden Samstag. Bezugspreis vierteljährlich 4 Mit. — - Anzeigen kosten für die 6 gespaltene Millimeter- 
zeile 16 Goldpfge. — Alleinige Anzeigen- u. Beilagen-Annahme: ALA. Anzeigen-Aktiengesellschaft in Interessengemeinschaft mit Haasenstein & Vogler A.-G. 

Daube & Co., G. m. b. H. München, Berlin und Filialen. 

Jfä 42. München, 20. Oktober 1928. XXXI. Jahrgang. 

Inhalt: Die Medizinische Fakultät der Universität Würzburg zur Erweiterung der Krankenversicherung. — Erweiterung 
der Versicherung in der Krankenversicherung und Reform der RVO. — Einkommensteuerpflicht der Beiträge zur Bayeri¬ 
schen AerztcVersorgung. — Durchfülirung des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten — Vertrauensarzt 
und Krankenstand. — Bekanntmachung des Städtischen Versicherungsamts Nürnberg. — Hauptvertretertag des Reichs¬ 

verbandes angestellter Aerzte e. V. — Vereinsmitteilungen: Nürnberg. 

Oie Medizinische Fakultät der Julius-Maximilians- 

Universität Würzburg zur Erweiterung der Kranken- 

. / Versicherung. 

' Die Medizinische Fakultät der Universität Würz- 
Inirg hat mit wachsender Sorge die Entwicklung ver¬ 
folgt, welche die Krankenversicherung in den letzten 
Jahren genommen hat. Der ursprüngliche Zweck, die 
wirtschaftlich schwachen, auf feste Entlohnung ange¬ 
wiesenen Bevölkerungsschichten, in Sonderheit die Ar¬ 
beiter. vor Not und Bedrängnis in Erkrankungsfällen 
zu schützen, ist allmählich in die immer deutlicher zu¬ 
tage tretende. Absicht umgewandelt worden, auf dem 
Wege der Einbeziehung auch der höher Besoldeten, ja 
der freien Berufe, eine Sozialisierung der ärztlichen 
Fürsorge für die Gesamtbevölkerung durchzuführen. 
In völliger Verkennung des Wertes der freien Beziehun¬ 
gen zwischen dem kranken Menschen und dem Arzte 
soll eine immer größere Bevölkerungsschicht dazu ge¬ 
zwungen werden, in die Kassen einzutreten und kasseiv 
ärztliche Hilfe nachzusuchen. Als Hüterin der Verant¬ 
wortung vor dem heran wach senden Aerztegcschlecht 
warnl die Fakultät eindringlichst vor diesem Beginnen, 
das den freien deutschen Acrzlcsland. damit aber auch 
die wissenschaftliche Geltung der deutschen Heilkunde, 
wie sic in jahrhundertelanger Entwicklung den Ruhm 
des Vaterlandes im Auslande mitbegründet hat, be¬ 
graben muß. 

Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlich-wirtschaftlicher Verein Amberg. 

Nächste Sitzung: Samstag, den 27. Oktober, nach¬ 
mittags l.lf> Uhr, im Bahnhofholel. Tagesordnung: Be¬ 
richt über den Bayerischen Aerztelag; drohende Er¬ 
höhung der Versichcrungsgrenze: Verschiedenes. 

Dr. Gillitzer. 

Nürnberger Medizinische Gesellschaft und Poliklinik e. V. 

Wissenschaftliche Sitzung am Donnerstag, den 
■i). Oktober 1928, abends 8 l hr, im Gesellschaflshause. 
Marientormauer 1. Tagesordnung: 1. Demonstrationen; 
-■ Herr Kreut er: a) Demonstrationen, b) Ueher sym¬ 
ptomatische Tetanusbehandlung. I A.: Voigt. 

Aerztlicher Bezirksverein Kulmbach. 

Sonntag, den 28. Oktober 1928. nachmittags 3 Uhr. 
Versammlung in Neuenmarkt. Tagesordnung: 1. Be¬ 
zirksverein: a Bericht über den Bayerischen Aerztetag. 
h Bericht über die Sitzung des Kreisausschusses, 
c wichtige Mitteilungen; 2. Aerztlich-wirtschaftlicher 
Verein: Kassenangelegenheiten. Die Führer der Verrech¬ 
nungsstellen werden dringend gebeten, zu erscheinen. 

y Dr. Gaßner. 

Erweiterung derVersicherung in der Krankenversicherung 

^ und Reform der RVO. 
/' cJ Von Sanitätsrat Dr. Scholl, München. 

Relerai für die Zweite Hauptversammlung des Bayerischen Aerzte¬ 
verbandes in Neustadt a. d. H. vom 23. September 1928. 

Das Thema, das alljährlich auf den bayerischen 
Aerztetagen wiederkehrt, lautet: „Wirtschaftliche 
Fragen des Standes“, ein Thema mit weitem Spiel¬ 
raum für den Berichterstatter. Bisher wurde aus dem 
reichhaltigen Bukett der ärztlich-wirtschaftlichen Fra¬ 
gen behandelt: Das Verhältnis zu den Krankenkassen, 
der KLB.. Ersatzkrankenkassen. Berufsgenossenschaften. 
Mütelslandsversicherungen usw. Heute treten diese Fra¬ 
gen. so wichtig sie sind, zurück gegenüber einer am 
innerpolitischen Horizont auftauchenden Gefahr für die 
Aerzteschaft. 

Nach den vor kurzem in der Tagespresse erschie¬ 
nenen Nachrichten ist zu erwarten, daß der Reichstag 
in absehbarer Zeit die Versicherungspflicht¬ 
grenze in der Krankenversicherung erhöhen 
wird, und zwar wahrscheinlich in einem weit über die 
Anpassung an die wirtschaftlichen Verhältnisse hin¬ 
ausgehendem Umfange. Weiter wurde gefordert, auch 
neue Kreise selbständiger Personen in den Versiche¬ 
rungszwang einzubeziehen, also von dem ursprünglichen 
Prinzip einer Arbeiter- und Angestelltenversicherung 
überzugehen zur allgemeinen Volksversichrung. 
Daß eine so weitgehende und grundsätzliche Aenderung 
der \ ersicherungsgesetze für den ärztlichen Stand und 
seine wirtschaftlichen und kulturellen Interessen von 
der ernstesten Bedeutung ist. wird niemand bezwei¬ 
feln. Es haben deshalb zunächst alle anderen wirt¬ 
schaftlichen Fragen in den Hintergrund zu treten und 
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unsere ganze Aufmerksamkeit ist dieser Schicksals¬ 
frage der deutschen Aerzte zu widmen. — Die 
deutsche Aerzteschaft steht am Scheideweg. Die Sphinx- 
Frage lautet: Sozialisierung des Heilwesens in 
irgendeiner Form oder A n f r e c h t e r h a 11 u n g 
des freien Berufsstandes durch Selbstver¬ 
waltung innerhalb einer Reichsürztekammer. 

Die soziale Gesetzgebung des Reiches hat in den 
ärztlichen Beruf umwälzend eingegriffen. Aus dem 
freien Arzt, der allein seinem Patienten gegenübersland, 
ist der durch eine Gesetzgebung gebundene Arzt ge¬ 
treten. Nicht nur seine Stellung zum Patienten hat sich 
geändert durch das Dazwischentreten eines Vermittlers, 
der Krankenkasse, auch seine Arbeitsmethode ist 
durch den größeren Konsum bei geringerem Gewinn 
eine ganz andere geworden. Die ärztliche Kunst ist 
zum ärztlichen Handwerk herabgesunken. Der Arzt ist 
nicht mehr frei, sondern eingezwängt in eine ungesunde 
und für seinen Beruf nicht passende Zwangsordnung. 
Er steht zwischen Patient, der das Interesse hat, aus 
seiner Versicherung möglichst viel herauszuschlagen und 
der Krankenkasse, dem Versicherungsträger, der in 
erster Linie fiskalische Interessen hat. Beiden Teilen 
soll der Kassenarzt gerecht werden. So hat sich sein 
Antlitz und seine Stellung geändert. Vom individuellen 
Künstlertum sinkt der ärztliche Beruf immer mehr 
herab zum mechanistischen Großbetrieb. 

Der von Anbeginn der sozialen Gesetzgebung an 
gemachte Grundfehler, die Aerzte nur als Hand¬ 
langer der Gesetzgebung zu betrachten, wurde trotz 
der langjährigen Kämpfe der Aerzteschaft mit den 
Krankenkassen, die jedem Unbefangenen deutlich zeig¬ 
ten, daß etwas nicht in Ordnung ist, nicht geändert, 
sondern noch durch eine Ausnahmegesetzgebung 
gegen die Aerzte im Jahre 1923 verschärft. Statt daß 
man den Aerzten, die, wie die Krankenkassenvertreter 
sich ausdrücken, „den Schlüssel zum Geldschrank der 
Krankenkassen besitzen", innerhalb der Verwaltung 
eine maßgebliche Stellung eingeräumt hätte, um sie 
für das Gedeihen der Krankenkassen mitverant¬ 
wortlich zu machen, hat man die Aerzte immer mehr 
unter ein kaudinisches Joch gezwungen. Die letzte 
Kassenarztgesetzgebung mit Reichsausschuß, Reichs- 
schiedsamt usvv. hat zwar eine gewisse Ruhe gebracht, 
aber keine Ruhe der Zufriedenheit, sondern eine auf- 
gezwungene Ruhe, weil man die Aerzte entrechtete 
und sie der Bureaukratie überantwortete. Wenn die 
Krankenversicherung nur auf einen kleinen Teil der 
Bevölkerung, wie ursprünglich beabsichtigt war, be¬ 
schränkt geblieben wäre, hätten die Aerzle diesen 
kleinen Teil der Beschränkung ihrer freien Praxis noch 
ertragen. Aber jetzt, wo schon fast drei Viertel der 
Bevölkerung versichert ist und die Parteien des Reichs¬ 
tages planen, die Grenze noch weiter zu stecken und 
neue Kreise einzubeziehen — Selbständige und die freien 
Berufe —, wo also aus der Arbeiterversicherung eine 
Volksversicherung gemacht werden soll, muß die Ent¬ 
scheidung fallen, ob der deutsche Aerztestand noch 
ein freier Berufsstand bleiben kann oder nicht. Wenn 
die weitgesteckten Pläne Wirklichkeit werden sollen, 
dann kann es nur noch zwei Wege geben, um den 
Aerztestand in die neue Situation „einzuordnen'1: Ent¬ 
weder man verstaatlicht die Aerzte. da einer so 
großen öffentlichen Einrichtung, einer Volksversiche¬ 
rung gegenüber die Hauptträger der Gesetzgebung nicht 
mehr in freier Konkurrenz gegenüberstehen können, 
oder man wendet auch bei den Aerzten das moderne 
Prinzip der Selbstverwaltung an, ähnlich wie 
in England, und übergibt der Aerzteschaft alle ärztlichen 
Belange zur freien Verwaltung. Das letztere allein kann 
für uns Aerzte in Betracht kommen. Das Schlimmste 
wäre natürlich eine Verbeamtung der Kassen¬ 

ärzte durch die Krankenkassen, da dies eine 
unerträgliche Abhängigkeit für die Aerzte in jeder Be¬ 
ziehung bedeuten und dem Nepotismus Vorschub leisten 
würde. 

Voraussetzung für eine Selbstverwaltung derAcrzle 
muß sein, daß die gesamte Aerzteschafl a u s <1 e r 
G e vv e r b e o r d n u n g herausgenommen und in eine 
Reichsärztekammer durch Gesetz zusammen¬ 
geschlossen wird, die als öffentlich-rechtliche Körper¬ 
schaft den Versicherungsträgern gleichberechtigt gegen¬ 
übertritt und den gesamten ärztlichen Dienst im Rahmen 
der sozialen Versicherung ordnet und durchführt. Diese 
Reichsärztekammer, die zunächst eine Reichsärzte¬ 
ordnung schafft, liefert — um mich wirtschaftlich 
auszudrücken — den Versicherungsträgern die notwen¬ 
dige ärztliche Hilfe und Begutachtung. Der einzelne 
Kassenarzt hat ja längst aufgehört, den Trägern der 
sozialen Versicherung frei und unabhängig gegenüber¬ 
zustehen. Bisher hat die ärztliche Organisation schon 
Kollektivverträge für ihre Mitglieder mit den 
Krankenkassen abgeschlossen. — Eine solche Selbst¬ 
verwaltung der Aerzte würde die jetzt von allen Seiten 
geforderte Rationalisierung in der sozialen Ge¬ 
setzgebung am besten gewährleisten, zumal dann die 
Prüfungseinrichlungen nicht nur für die 
Krankenversicherung, sondern für die ganze soziale 
Gesetzgebung gesetzlich festzulegen sind. 

Wie verhält es sich nun mit der Erhöhung der 
Versicherungsgrenze? Die Erhöhung der Ver¬ 
sichern ngsgrenze ist ein politisches Bedürfnis 
verschiedener Parteien. Es liegen bereits, wie in Nr. 35 
des „Bayer. Aerztl. Corrospondcnzblattcs“ mitgeteill 
wurde, eine Reihe von Anträgen zur Reichsversiche¬ 
rungsordnung im Reichstag vor. Mit Sicherheit ist wohl 
anzunehmen, daß die Versicherungsgrenze, sobald der 
Reichstag wieder zusammengetreten ist, erhöht wird. 
Es handelt sich nur noch um die Höhe der Grenze. 
Eine Anpassung an die wirtschaftlichen Verhältnisse 
würde ungefähr einer Erhöhung bis zu 1200 Mark 
Einkommen gleichkommen. Damit könnte sich die 
Aerzteschaft ahfinden. Wenn aber die Grenze um etwa 
100 Proz., also auf OOtM) Mark Einkommen oder noch 
weiter erhöht werden sollte, wie von verschiedenen 
Seilen verlangt wird, ist die freie Praxis so ziemlich 
dahin. 

Im übrigen steht fest, daß eine Erhöhung der Ver- 
sicherungsgrenze in der Krankenversicherung nur der 
Reichstag beschließen kann, nicht wie. in der Presse 
zu lesen stand, durch Verordnung der Rcichsregierung 
Es ist damit zu rechnen, daß im Reichstag auf Antrag 
einer oder mehrerer Parteien die Versicherungsgrenzt 
erhöht wird, ohne daß die Aerzteschaft vorher gehört 
wird. Das ist dann der Fall, wenn die Initiative nicht 
vom Bcichsarbeilsministerium, sondern von den Parteien 
ausgeht. Dann kann die Aerzteschaft überrumpelt wer 
den und alle Proteste dagegen werden ihr nichts helfen 
Es wird deshalb notwendig sein, daß die Leitung der 
ärztlichen Organisation und die einzelnen Aerzte mit 
den Parteien und den ihnen bekannten Abgeordneten 
in Verbindung treten, um diese Ueberrumpchmg zu 
verhüten. Die Einberufung eines außerordentlichen 
Aerztetages müßte dann schleunigst erfolgen. 

Die immer wieder erfolgende Erhöhung der Ver 
sichcrungsgrcnze, ohne daß eine gründliche Reform der 
Reichsversicherungsordnung gemacht und ohne daß da 
hei die Rechtsstellung der Aerzteschafl verbessert wird 
im Sinne einer Selbstverwaltung, birgt eine große Gefahr 
in sich, weil auf diese Weise eine langsame, aber »sichere 
„kalte Sozialisierung“ der Aerzteschaft eintritt, 
ohne daß die Aerzteschaft sich wehren kann und ohne 
daß die Stellung der Aerzteschafl innerhalb der sozialen 
Gesetzgebung sich ändert. Wir haben solche El ick- 
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werke schon genug erlebt, ohne daß den ärztlichen 
Forderungen irgendwie Rechnung getragen wurde. Es 
muß deshalb bei der nächsten kommenden Erhöhung 
der Versiehcrungsgrenze die Frage der Stellung der 
Aerzteschaft unter allen Umständen aufgerollt und die 
Einsetzung einer Reichsärztekammer mit dem Rechte 
der Selbstverwaltung energisch verlangt werden. Die 
Vorbereitungen für eine Reichsärztekammer und für 
eine Reichsärzteordnung sind von den Spitzenorgani- 
salionen längst in die Wege geleitet: es liegt ein von 
sachverständiger Seite bearbeiteter Entwurf vor. Die 
Leitung der ärztlichen Organisation hat alles getan, 
was in ihren Kräften liegt. — 

Eine noch größere Gefahr aber liegt vor, wenn dem 
Verlangen einzelner Parteien, neue Schichten der 
Bevölkerung: Selbständige, freie Berufe usw., in die 
Krankenversicherung einzubeziehen, vom Reichstag Rech¬ 
nung getragen würde. Damit würde, wie schon erwähnt, 
der bestehende Grundsatz durchbrochen und der Ueber- 
gang zur Volksversicherung vollzogen werden. Das wäre 
der Auftakt zur Sozialisierung unseres Standes. 

Noch schlimmer aber als jetzt schon würde es dem 
ä r z 11 i c h e n N a c h w u c h s ergehen, der zu mehr 
als 3500 Aerzten infolge des Numerus clausus von der 
Kassenpraxis ausgeschlossen ist. Sollen die Rechte dieser 
jungen Aerzte, die zum größten Teil Kriegsteilnehmer 
waren, abermals mit Füßen getreten werden? 

Daß eine solche Ueberspannung des sozialen 
Gedankens auch in moralischer Beziehung ein Krebs¬ 
schaden für das ganze Volk wäre, will ich nur er¬ 
wähnen. Es ist erfreulich, zu sehen, daß auch verant¬ 
wortliche Arbeiterführer eine Ueberspannung der 
sozialen Versicherung bedauern. Es ist uns bekannt, 
daß die Führer der christlichen Gewerkschaften eine 
Volksversicherung ablehnen. In der ,.Börsen-Zeitung' 
hat vor kurzem der bekannte Arbeiterführer August 
Winnig darauf hingewiesen, „daß nach ärztlicher Be¬ 
obachtung bei den Kassenpatienten sich der fehlende 
Wille zur Gesundung in langsamerer Heilung auswirke 
und daß es unwürdig sei, den Arbeiter durch Ueber- 
spannung der kollektiven Fürsorge sozusagen zum Haus¬ 
tier zu erniedrigen“. Eine solche Auslassung eines ver¬ 
antwortungsbewußten Führers aus dem Arbeiterstande 
gegen die Ueberspannung des sozialen Gedankens ist 
sehr beachtenswert. 

Der Generalsekretär des Gesamtverbandes der christ¬ 
lichen Gewerkschaften Deutschlands, Berndiard Otte. 
faßte in seinem Vortrag über: „Die Sozialversiche¬ 
rung als politisches Prob 1 em“ seine Ansicht 
dahin zusammen: „Der Wille zur Selbsthilfe und zur 
Eigenverantwortung steht uns höher als Staatshilfe. 
Dies vorausgesetzt, müssen wir aber zugeben, daß es 
ohne Staatshilfe nicht gehl, denn viele Menschen stehen 
auf der Schattenseite des Lebens. Ihre eigene Kraft und 
das, was sic bei der größten Eigenanstrengung zu er¬ 
reichen in der Lage sind, reicht nicht aus für die 
Wechselfälle des Lebens. Darum geht es nicht ohne 
Slaatshilfe. Das gilt auch für die Sozialversicherung. 
Die Staatshilfe darf aber nicht überspannt werden. Wo 
aus eigener Kraft bzw. durch Selbsthilfeeinrichtungen 
geholfen werden kann, ist das der staatlichen Hilfe 
vorzuziehen. Im allgemeinen soll auch die Sozialver¬ 
sicherung nur ein Existenzminimum gewähren. Auch 
im Interesse der Gewcrkschaflsverbändc liegt es, wenn 
Ueberspunnungen beseitigt werden und in bezug auf 
den weiteren Ausbau der Sozialversicherung Vorsicht 
vorgeschlagen wird.“ 

Das Deutsche Reich wird allmählich zu einer großen 
Fürsorgeanstalt. 

Ganz abgesehen von den moralischen Schädigungen 
würden auch schwere finanzielle Nachteile für 

das Volk eintreten. Der S p a r t r i e b, der erfreulicher¬ 
weise in den letzten Jahren wieder auflebte, würde 
wieder erlöschen, da die Erübrigungen, die die noch 
nicht Versicherten machen können, für die Versicherung 
ausgegeben werden müßten. Da es eine psychologische 
Erfahrung ist, daß jeder bestrebt ist, von seiner Ver¬ 
sicherung möglichst viel wieder herauszuschlagen, würde 
eine Begehrlichkeit großgezogen werden in weiten 
Schichten der Bevölkerung, die den Volkscharakter 
höchst ungünstig beeinflussen würde. Ich brauche über 
diese Seite der Medaille keine weiteren Ausführungen 
zu machen, nachdem auf dem Würzburger Aerztetage, 
also vor L i e k, Herr Kollege G i 1 m e r in so tempe¬ 
ramentvoller und meisterhafter Weise Ausführungen ge¬ 
macht hat, die uns aus der Seele gesprochen waren. 
Es wird notwendig sein, daß die Aerzte immer wieder 
auf die dem Volke selbst und seiner Gesundung drohen¬ 
den Gefahren in der Oeffentlichkeit hinweisen. Wir 
Aerzte sind dazu berufen und verpflichtet! 

Da im neuen Deutschland bezüglich der Gesetz¬ 
gebung nicht mehr die Vernunft zu entscheiden scheint, 
sondern das Bedürfnis der politischen Parteien, müssen 
wir uns nach Bundesgenossen umsehen. Wie 
schon erwähnt, sind solche Bundesgenossen sogar in 
Arbeiterkreisen zu finden, die nicht auf dem Boden der 
Sozialisierung stehen. Selbstverständlich kommt in erster 
Linie die sogenannte Wirtschaft in Betracht, die 
neue Belastungen erfahren und dadurch dem Auslands 
gegenüber immer weniger konkurrenzfähig würde. Es 
wurde auch der Gedanke ausgesprochen, daß der fort¬ 
schreitenden Ausdehnung der Versicherungspflicht in¬ 
direkt währungstechnisch eine inflatorische Wirkung 
zukomme. Die Tatsache nämlich, daß ganze Bevölke¬ 
rungsschichten. die früher der Privatversicherung an- 
gehörten. dann kassenärztlich versorgt werden sollen, 
wird der Ausgangspunkt für die Behauptung werden, 
eines sinkenden Wohlstandes und der Ausgangspunkt 
damit für die Begründung neuer Lohnforderungen. 
Außerdem sollen, wie man in der Presse lesen konnte, 
die Träger der Sozialversicherung, die bisher ihre Ver¬ 
mögenswerte in Immobilien und Hypotheken festlegten, 
zur Uebernahme von Reichsschatzwechseln gezwungen 
werden, die zur Abgleichung des außerordentlichen 
Reichsdefizits dienen sollen. Es liegt die Gefahr nahe, 
daß schließlich die Vermögenswerte der Sozialversiche¬ 
rung in ähnlicher Weise eine Geldquelle (stammend aus 
den Beiträgen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber) wer¬ 
den. wie die Mietzinssteuer, d. h. unter einer falschen 
Flagge eine neue S teuerque 11 e. Die übrigen noch 
freien Berufe und die gesamte Wirtschaft müßten sich 
doch sagen, daß, wenn das Heilgewerbe sozialisiert ist, 
die Vollsozialisierung nicht lange auf sich warten 
läßt. — 

Zu erwarten war natürlich, daß die Mittel¬ 
standskrankenversicherungen sich rühren, 
als in der Presse von der Erhöhung der Versicherungs¬ 
grenze eine Verlautbarung erschien. Die Mittelstands¬ 
versicherungen haben ein großes Interesse daran, daß 
die Versiehcrungsgrenze nicht erhöht wird, ebenso die 
privaten Versicherungsgesellschaften und andere mehr. 
Wir w erden, wenn wir uns bemühen, genügend Bundes¬ 
genossen bekommen, um gegen die. drohende Gefahr an¬ 
zukämpfen. 

Auf eine juristische Waffe hat Herr Kollege St ander 
verdienstvollerweise hingewiesen, die uns vielleicht 
nützen kann. Die Aerzteschaft könnte unter Umständen 
den Artikel 164 der R e i c h s v e r f a s s u n g in An¬ 
spruch nehmen, der dem selbständigen Mittelstand, wo¬ 
zu auch die Aerzte gehören, gegen Ueberlastung und 
Aufsaugung den Schutz des Staates zusichert. Es werden 
auch in dieser Beziehung Schritte unternommen werden. 
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Es wäre natürlich ganz falsch, wenn wir den Kampf 
unter dem Gesichtswinkel der materiellen Einbuße 
führen und in erster Linie darauf hinweisen würden, 
daß bei einer Erhöhung der Yersicherungsgrenze auch 
das ärztliche Honorar erhöht werden müßte. Diese 
selbstverständliche Forderung kommt in zweiter Linie 
in Betracht. Das Allerwichtigste muß uns die Rechts¬ 
stellung der Aerzteschaft sein innerhalb 
der Gesetzgebung und die A u f r e c h t e r h a1 - 
t u n g unseres freien Berufes. 

Auf dem letzten Krankenkassenkongresse in Breslau 
haben die von dem bekannten Kassenführer Herrn Di¬ 
rektor Lehmann gemachten Vorschläge, die in Nr. 3 t 
des „Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes“ veröffentlicht 
wurden, großes Aufsehen erregt und den Widerstand 
von Arbeitgeberseite hervorgerufen. Herr Direktor Leh¬ 
mann verlangt nichts weiter, als die Ueberant- 
wortung d e r . g e s am t e n Krankenversiche¬ 
rung an die K as sen v e r bände unter Ausschaltung 
der Arbeitgeber und des Staates. Die Kassenverbände 
sollen öffentlich-rechtlichen Charakter erhalten und das 
Aufsichtsrecht des Staates soll ausgeschaltet werden. 
Daraus müssen wir auch für uns Aerzte die Konsequenz 
ziehen und verlangen, daß unsere Rechtsstellung ge¬ 
ändert und daß die Aerzteschaft irgendwie in der Gesetz¬ 
gebung verankert wird durch die Gewährung der schon 
mehrfach erwähnten Reichsärztekammer mit dem 
Selbstverwaltungsrecht in allen ärztlichen Belangen. 
Herr Direktor Lehmann will also ein „Herzogtum“ 
der Krankenkassen oder, wie ein Berliner Kollege sich 
ausdrückte: „Kassenfaszismus“. Der Husarenrilt Leh¬ 
manns mag der Reichsregierung gewiß unangenehm 
sein, da er so offen den Staat absetzen will. Auch seine 
weiteren Vorschläge, die er gemacht hat, lassen an 
Radikalismus nichts zu wünschen übrig. Ich erinnere 
nur an die Forderung: Beschränkung der Praxis des 
Kassenarztes auf eine angemessene Ilöchstzahl von 
Krankheitsfällen und Leistungen und Beschränkung des 
kassenärztlichen Gesamteinkommens auf einen angemes¬ 
senen Hundertsatz der Durchschnittsgrundlohnsumme 
der Kasse oder des Kassenverbandes, also das Wieder¬ 
aufleben des sogenannten „Sicherheitsventiles“. 

Der Gewerkschaftskongreß in Hamburg, 
dessen Entschließung in Nr. 37 des „Bayer. Aerztlichen 
Correspondenzblattes“ mitgeteilt wurde, hat den For¬ 
derungen Lehmanns zugestimmt, zum Teil dieselben 
noch überboten. 

Auch von kollegialer Seite wird gegen uns mobil 
gemacht. Der bekannte Chefarzt der Berliner Orts- 
krankenkasse, Herr Dr. Pryll, will die Kassenärzte 
den Äertrauensärzten der Krankenkassen unterordnen! 

Es ist also höchste Zeit, daß die Aerzteschaft sich 
rührt und zum Kampfe rüstet, nicht gegen die Kranken¬ 
kassen, sondern gegen die Gesetzgebung! 

Wir dürfen zu dem gewählten „Aktionsaus¬ 
schuß“ unserer Spitzenverbände das Vertrauen haben, 
daß er die richtigen Methoden ausfindig macht und mit 
Erfolg arbeitet. Wir dürfen auch hoffen, daß die bürger¬ 
lichen Parteien und die Oeffentlichkeit eine Sozialisie¬ 
rung der Aerzte nicht zulassen. Auch in der Reichs¬ 
regierung und im Reichsarbeitsminislerium selbst wer¬ 
den wohl noch genügend kluge Leute sitzen, die solche 
Pläne nicht mitmachen. Wenn Herr Ministerialdirektor 
Gries er noch heute zu seinem Worte steht, das er 
vor kurzer Zeit aussprach: „Für die Versicherung 
ist der Arzt so notwendig, wie der Ver¬ 
sicherungsträger selbst“, dann muß die Aerzte¬ 
schaft auch maßgeblich gehört werden. 

Es muß immer wieder gegenüber den gehässigen 
Angriffen gegen die Aerzteschaft, die als Gegner der 
sozialen Gesetzgebung des Reiches von verseiliedencn 

Seilen hingestellt werden, betont werden, daß die Aerzte¬ 
schaft durchaus nicht ablehnend dem segensreichen 
Werke der Sozialgesetzgebung gegenübersieht, sondern 
bereit ist, nach allen Kräften mitzuarbeiten im Interesse 
des deutschen Volkes. Die zur Genüge bekannt gewor¬ 
denen Fehler der Gesetzgebung, vor allem die unwürdige 
und unzweckmäßige Stellung der Aerzleschaft inner¬ 
halb der Gesetzgebung, müssen aber geändert werden, 
wenn die Aerzteschaft ihre Kräfte frei und willig ent¬ 
falten soll. 

Bei der schon lange geplanten Reform und dem 
Ausbau der sozialen Gesetzgebung ist der Arzt, ohne 
dessen gewissenhafte Ausführung und Vermittlung die 
Leistungen der Versicherung nicht erstattet werden 
können, infolge seiner Stellung der berufenste An- 
w all u n d Verl r e l e r d er Versichert e n, zumal 
seine eigenen, wohlverstandenen Interessen mit denen 
der Versicherten übereinslimmen und ein Mehraufwand 
für diese in quantitativer und qualitativer Beziehung 
zugleich auch ein Mehraufwand für die Aerzte bedeutet. 
Da die soziale Gesetzgebung einzig und allein im Inter¬ 
esse der Versicherten gemacht worden ist, wird das 
Votum des Arztes bei der Reform und dem Ausbau der 
Sozialgesetzgebung mehr als bisher in die Waagschale 
fallen müssen, zumal es bei dieser Art von Gesetz¬ 
gebung, welche so intensiv Leib und Leben eines großen 
Teiles des Volkes betrifft, mehr auf den Inhalt als auf 
die Form ankoramen muß. „In dem Maße, als die 
soziale Versicherung sich auf die Stufe einer großen, 
volkshygienischen Maßregel erhebt,“ sagt Bärnrei ther, 
„steigt die Bedeutung der Mitwirkung der Aerzte. So¬ 
lange sich die Arbeiterversicherung im Auszahleu der 
Krankengelder und der Invaliden- und L'nfallrente er¬ 
schöpft, sind die Untersuchungen der Krankheitsfälle, 
der Erwerbsunfähigkeit und der Verletzungen zwar sehr 
wichtige, laufende Funktionen und gehören zu den täg¬ 
lich mit Gewissenhaftigkeit zu erledigenden Geschäften, 
zu denen der Arzt unentbehrlich ist. bewegen sich aber 
in einem Kreisläufe, der über die Routine nicht weit 
herausreichl. Ganz anders, wenn die soziale Versiche¬ 
rung als das aufgefaßt wird, was sie naturgemäß sein 
muß, wenn sie sich bewußte und bestimmte volks¬ 
hygienische Ziele setzt und sie ernstlich zu erreichen 
sucht. Man kann kein Krankenhaus bauen, kein Inva¬ 
liden- oder Genesungsheim errichten, man kann den 
ganzen hygienischen Dienst der Kranken- und Inva¬ 
lidenversicherung nicht ins Leben rufen und im Gang 
erhalten, ohne daß von den ersten Schritten an, die 
zu diesem Zweck geschehen, der sozial gebildete Arzt 
mit Rat und Tat beistehl. Ueber die richtige Verwendung 
der Mittel, die zu Zwecken der Volkshygiene bestimmt 
sind, kann nur unter Mitwirkung ärztlicher Ratgeber 
entschieden werden. Daraus folgt, daß in dem Or¬ 
gan i s m u s der sozial e n V e r s i c h c r u n g de m 
Arzte ein bes t i m m l c r Platz angewiesen werden 
muß. Es ist notwendig, daß in den Selbstverwallungs- 
körpern, welchen die Leitung der Kranken-, Invaliden 
und Unfallversicherung anverlraut ist, das ärztliche 
Element vertreten sei, Silz und Stimme habe, sich recht¬ 
zeitig geltend machen könne und nicht bloß als Sach¬ 
verständiger von Fall zu Fall zugezogen werde. Es 
würde die Aufgabe des Gesetzgebers sein, den Aerzten 
überall die richtige Stellung anzuweisen, ihre Kompe¬ 
tenzen genau zu umschreiben, ihnen beratende oder 
beschließende Stimme oder ein Einspruchsrecht zu ge¬ 
währen, je nachdem es die Natur der Sache verlangt. 
Diese Eingliederung des ärztlichen Standes in die 
soziale Versicherung wird aber auch eine aus- 
gleich e n d c W i r k u n g äußern, die sehr wünschens¬ 
wert ist.“ 

Welches sind nun die Forderungen der Aerzte 
gegenüber der Reichsversicherungsordnung? 
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1 Kreis der Versicherten. 

Im allgemeinen wird nicht die wirtschaftliche Selb¬ 
ständigkeit oder Unselbständigkeit das zutreffende Kri¬ 
terium für die Begrenzung der Versicherungspl licht 
sein, sondern allein die Bedürftigkeit, die Höhe 
des Gesamteinkommens. Daß die Versicherung auch 
auf die Familie auszudehnen ist, die in ihrer wirt¬ 
schaftlichen Existenz ebenso bedroht ist. wenn das 
Familienoberhaupt keinen Erwerb mehr findet, wird 
wohl von niemand mehr bestritten. Im allgemeinen wird 
man der Definition des Kollegen Denn hoff zu- 
slimmen müssen, der verlangt: „Eine Versicherung der¬ 
jenigen Volkskreise, deren Arbeitsertrag so gering ist. 
daß bei Krankheit bzw. Arbeitsunfähigkeit ihre wirt¬ 
schaftliche Existenz bedroht bzw. erschüttert isl.’ 

Eine offene Frage ist die der Einkommens¬ 
grenze. Von verschiedenen Seilen wurde eine regionäre 
Abstufung zwischen Stadt und Land vorgeschlagen oder 
eine solche für Großstädte, Industriezentren und das 
flache Land. Dabei ist aber zu berücksichtigen, daß zu 
dem Berufseinkommen noch recht erhebliche Einkom- 
mensteile aus Zinsen, Grundbesitz usw. hinzukommen 
können. Jedenfalls muß, wenn die freiwillige Versiche¬ 
rung beibehalten wird, bei der Berechnung der Beiträge 
das Gesamteinkommen maßgebend sein. 

Auf alle Fälle muß aber das Recht der frei¬ 
willigen Weiterversicherung auf die fest¬ 
gesetzte Einkommensgrenze beschränkt werden. Es darf 
nicht mehr möglich sein, daß ein Kassenmitglied, das 
wegen der Erhöhung seines Einkommens nicht mehr 
versicherungspflichtig ist, als freiwilliges Mitglied ohne 
Rücksicht auf sein Einkommen versichert bleiben kann, 
so lange es ihm paßt. Für die freiwillige Weiterversiche¬ 
rung war vor dem Kriege eine Sicherung eingebaut, 
und zwar hieß es, „daß die Versicherungsberechtigung 
in allen den Fällen erlöschen sollte, in denen das regel¬ 
mäßige jährliche Gesamteinkommen l(MM) Mark über¬ 
steigt“. Diese Bestimmung wurde in der Revolutionszeit 
beseitigt und leider bisher nicht wieder eingeführl Auf 
diese Weise erscheinen häufig recht wohlhabende Leute 
beim Arzt als Kassenpatienten, deren Verhältnisse es 
ihnen durchaus ermöglichen würden, den Arzt als Privat¬ 
patienten in Anspruch zu nehmen. 

Jede weitere Expansion der Krankenver¬ 
sicherung muß den Aerzlcstand schwer schädigen und 
zur Sozialisierung führen, die den Ruin der ärztlichen 
Kunst bedeuten und ein Unglück für das hilfesuchende 
Volk werden würde. Die ärztliche Wissenschaft und 
die ärztliche Kunst lassen sich nicht in Fesseln schlagen, 
noch in Paragraphen zwängen; beide müssen frei blei¬ 
ben. wenn sie nicht verkümmern sollen. 

II. Leistungen. 

Man unterscheidet zwischen Geld- und Sach¬ 
leistungen. bis ist klar, daß die Sachleistungen einen 
höheren Wert besitzen als die Geldleistungen. Das 
hat man auch immer mehr eingesehen, zumal sich das 
Prinzip, ärztliche Hilfe usw. in natura zu gewähren, 
durchaus bewährt hat. Die Entwicklung hat diesen 
Kampf bereits zugunsten der Sachleistungen entschieden, 
denn im Jahre 1885 betrugen die Barleistungen 116 Proz. 
der Sachleistungen, im Jahre 1924 dagegen nur noch 
66 Proz. (vgl. Statistik des Deutschen Reiches Bd. 331 . 
Diesen Vorgang hat das Internationale Arbeitsamt mit 
folgenden Worten beschrieben: ..Die ersten Kranken- 
versicherungsgescl/.c waren vor allem daraut bedacht, 
dem Arbeitsunfähigen eine. Geldleistung zuzuwenden, 
die ihm teilweisen Ersatz des infolge von Krankheit 
eintretenden Verdienstentganges bieten sollte; hingegen 
wurde der ärztlichen Behandlung des Erkrankten eine 
verhältnismäßig geringere Bedeutung zugemessen, eine 

Lage, die dadurch besonders gekennzeichnet war. daß 
die Krankenkassen selbst dort, wo keine unüberwind¬ 
lichen Schwierigkeiten im Wege standen, die Freiheit 
hatten, an Stelle von Sachleistungen im allgemeinen, 
und somit auch an Stelle der ärztlichen Behandlung, 
eine Erhöhung der Geldleistung eintreten zu lassen. 
Sobald sich aber £je Ueberzeugung durchgerungen hat, 
daß die Krankenversicherung dazu berufen ist. 
die Rolle des Verteidigers der Volksgesund- 
h e i t auf sich zu nehmen, trat in der Bewertung der 
Geld- und Sachleistungen eine Aenderung ein. Es ist 
in der Tat unbestritten, daß die Krankenversicherung 
mehr als jedes andere soziale Gefüge infolge ihrer stän¬ 
digen und nahen Verbindung mit breiten Schichten der 
Arbeiterklasse, namentlich durch die Vorbeugung und 
schnelle Heilung von Krankheiten, zur Verbesserung 
der Volksgesundheit beizutragen vermag. Heute gilt es 
als die wichtigste Aufgabe der Krankenversicherung, 
jedem Versicherten die bestmögliche ärztliche Behand¬ 
lung angedeihen zu lassen. So rücken die Sachleistungen 
in den Vordergrund. Die Krankenversicherung 
soll die vollständigste und schleunigste Hei- 
lung von Krankheiten, deren Ausbruch sie 
nicht verhüten konnte, gewährleisten. Neben 
der ärztlichen Behandlung kommt dann der 
Geldleistung nur eine verhältnismäßig gerin¬ 
gere Rolle zu. indem sie demErkrankteneinen 
teilweisen Ersatz für den erlittenen Ver¬ 
dien sie nt gang bietet.“ 

Aber man sollte auch eine Trennung der Ver¬ 
waltung der Geld- und Sachleistungen vornehmen. 
Es war ein genialer Gedanke von Lloyd George, daß 
bei der englischen Krankenversicherung diese Trennung 
gemacht wurde. Dadurch wurden die Aerzte unabhängig 
von den Versicherungsträgern und erhielten von vorne- 
herein eine Art Selbstverwaltung, so daß die 
schweren Kämpfe, die in Deutschland zwischen Kran¬ 
kenkassen und Aerzten ausgefochten wurden, dort er¬ 
spart blieben. Durch diese Trennung wurde auch eine 
gewiße Entpolitisierung der Krankenkassen er¬ 
reicht. die bei uns auch dringend notwendig wäre! 

Die freie ärztlicheBehandlung ist dasKern- 
stück der Krankenversicherung geworden. Es 
wäre deshalb ganz falsch, dieselbe irgendwie einzu¬ 
schränken. um an Arztkosten zu sparen und Hem¬ 
mungen für die Versicherten einzuführen durch Zu¬ 
zahlung zu den Arztkosten und anderes mehr. Das 
würde eine Entwertung der sozialen Gesetzgebung und 
einen verhängnisvollen sozialen Rückschnitt bedeuten, 
denn der Schwerpunkt des Gesetzes liegt nicht in der 
Zahlung von Unterstützungen, sondern in der Wieder- 
herstellung von Gesundheit und Arbeitskraft. Die Kran¬ 
kenversicherung darf nicht nur den Charakter der V er- 
sicherung tragen, sondern vor allem den der Prophy¬ 
laxe und der Hygiene. Eine solche Maßnahme 
würde dem Zwecke und Sinne jeder Versicherung wider¬ 
sprechen. Auch Herr Geheim rat Professor Fried¬ 
rich von Müller München sieht darin die Ge¬ 
fahr. ..daß der Arzt dann nicht zur rechten Zeit, son¬ 
dern zu spät gerufen wird, was etwa bei einer Diph¬ 
therie oder Tuberkulose oder einer Blinddarmentzün¬ 
dung von größtem Schaden ist. Unbedingt zu verwerfen 
ist der Vorschlag, daß dem Kassenkranken im Erkran¬ 
kungsfalle nur ein gewisses Krankengeld ausbezahlt 
wird, von dem er aus freiem Ermessen Arzt und 
Apotheke zu bezahlen hat. Dieses Krankengeld würde 
in den meisten Fällen zu anderen, unzweckmäßigeren 
Dingen Verwendung finden“. — 

Üeber die Geldleistungen, namentlich über die 
Krankengeldpolitik der Krankenkassen, ist viel 
geschrieben und gesprochen worden. Man hat in der 
letzten Zeit infolge des vermeintlich hohen Kranken- 
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Standes vielfach die Aerzte beschuldigt, allein verant¬ 
wortlich zu sein für den hohen Krankenstand und 
damit für die hohe Belastung der Krankenkassen. Diese 
Vorwürfe müssen wir entschieden ablehnen 1 hs ist 
unbestritten, daß in Zeilen wirtschaftlicher Not aus der 
Krankenversicherung eine sogen. ,.K r i s e n“ - \ ersiehe- 
rung wird und daß durch allzu hohes Krankengeld, 
namentlich bei ledigen Personen, eine gewiße Begehr¬ 
lichkeit großgezogen wird. Die Krankmeldung und eben¬ 
so — ja vielleicht noch mehr die Dauer des Kran¬ 
kenstandes hängt wesentlich und im weiten l mtange 
von dem Willen des Versicherten ab. .Fe geringer 
die Einbuße an Einnahmen infolge der mit der Krank¬ 
meldung verbundenen Arbeitseinstellung, je geringer die 
Differenz zwischen Arbeitsverdienst und Krankengeld ist. 
um so eher wird sich der Arbeiter entschließen, sich 
im Erkrankungsfalle auch tatsächlich krank zu melden, 
bei Vorhandensein eines chronischen Leidens oder auch 
sonst von jeder Möglichkeit, sich krank zu melden. 
Gebrauch zu machen. Einen außerordentlichen Anreiz 
zum „Krankfeiern” bietet vor allem die Bestimmung, 
daß Angestellte, denen das Gehalt weitergezahlt wird, 
auch noch ein Krankengeld dazu bekommen in Hohe 
von 50 Proz. Dieser Anreiz muß beseitigt werden, 
wenn wieder gesunde \erhaltnisse eintreten sollen. In 
einem Erlaß des Reichsarbeitsministeriums vom 1. Mai 
1924 heißt es: „Unter den Mehrleistungen, welche die 
RVO. zuläßt, bestehen bevölkerungspolitische Un¬ 
terschiede. Bei den gesundheitlichen Gefahren, die der 
versicherten Bevölkerung heute drohen, müssen die 
Sachleistungen höher veranschlagt werden als die Geld¬ 
leistungen. Mehrleistungen in dem Beginn, der Dauer 
oder der Höhe des Krankengeldes werden die Kassen 
übermäßig belasten, ohne die eigentlichen Zwecke der 
Krankenversicherung wesentlich zu fördern. Erspar¬ 
nisse, die beim Krankengeld gemacht werden, können 
nutzbringender in der Gewährung von Krankenpflege 
an Familienangehörige, insbesondere in der Uebernahme 
der Kosten für Arzt und Arznei verwendet werden. 
Bei der Not der Wirtschaft wird es unerläßlich sein, 
die bestehenden Mehrleistungen auf ihren heutigen Wert 
nachzuprüfen und die minderwertigen zugunsten der 
bevölkerungspolitisch wertvollen aufzuheben''. 

Zu fordern ist auch die Abstufung des Kran¬ 
kengeldes nach dem Familienstand. Dabei müs¬ 
sen auch die sozialen Verhältnisse der \ crsicherten be¬ 
rücksichtigt werden und überall da, wo es möglich 
sein sollte, muß das Krankengeld nach der Anzahl 
der Familienangehörigen abgestuft werden, denn 
es ist unseres Erachtens nicht notwendig, daß der 
Ledige so viel erhält als der kinderreiche Familien¬ 
vater. — 'Mit der Abstufung des Krankengeldes nach 
dem Familienstand hat die Nürnberger D rtsk ran¬ 
ken kasse gute Erfahrungen gemacht. In einem ihrer 
Berichte heißt es: „Die Kasse zahlte ursprünglich ein¬ 
heitlich für alle Versicherten ein Krankengeld in Höhe 
von 66- 3 v. H. des Grundlohnes. Es fiel auf, daß gerade 
in einer Zeit, in welcher die gesundheitlichen sowie die 
wirtschaftlichen Verhältnisse gut waren, die ledigen 
sowie die weiblichen Versicherten einen außergewöhn¬ 
lich hohen Prozentsatz an Arbeitsunfähigen stellten. 
Stichproben ergaben, daß die männlichen Versicherten 
einen Prozentsatz von 1.71. die weiblichen einen solchen 
von 5,67 aufwiesen. Die besten Altersklassen von 16 
bis 24 Jahren stellten bis zu 30 v. H. der gesamten 
Arbeitsunfähigen. Es stand für die Verwaltung fest, 
daß in der Hauptsache nur die Höhe des Kranken¬ 
geldes die Ursache dieses außergewöhnlich hohen Kran¬ 
kenstandes der bezeiehnelen Versicherungskreise war. 
Da es in Nürnberg von jeher schon üblich war, noch in 
besonderen Zuschußkassen Mitglied zu sein, und auch 
die gewerkschaftlichen Organisationen Krankengeid¬ 

zuschuß gewähren, so bestand die Tatsache, daß das 
gesetzliche Krankengeld mit diesen Zuschußleistungen 
alsdann 100 und mehr Prozent des Netlolohnes über¬ 
schritt. Die Kassenargane haben sich deshalb auch 
der Notwendigkeit nicht verschließen können, eine Aen- 
derung zu treffen. Das Krankengeld wurde alsdann 
allgemein auf 50 v. H. des Grundlohnes festgesetzt, für 
verheiratete, verwitwete und geschiedene Versicherte, 
welche bisher aus ihrem Arbeitsverdienst Angehörige 
ganz oder überwiegend unterhalten haben, aul 661 3 
v. H. belassen. Die letzteren erhielten mithin immer 
noch 75.3 v. 11. des Xellolohnes als Krankengeld, die 
ersteren unter Berücksichtigung eines Abzuges für Steu¬ 
ern und Versicherungsbeiträge in Höhe von 5,93 HM. 
ein solches von 57,7 v. H. des Nettoverdienstes. Die 
Wirkung dieser Maßnahme war eine geradezu aullal¬ 
lende. Der Krankenstand ging stetig, hauptsächlich bei 
den von dem Abzug betroffenen Versicherten, zurück.. 
Die sich durch die Kürzung des Krankengeldes sowie 
des Zurückgehens des Krankenstandes ergebenden Ein¬ 
sparungen entsprechen einem Beilragsprozentsalz, von 
0.5 bis 0.7 v. II“. 

Der Präsident des bayerischen Statistischen Landes¬ 
amtes, Herr Dr. Zahn, macht den beachtenswerten 
Vorschlag, „alle Kassen, die in der Lage sind, Mehr¬ 
leistungen an Krankengeld zu gewähren, zu verpflichten, 
diese Mehrleistungen nach dem Familienstand zu be¬ 
messen“. 

Eine weitere Forderung ist eine Anpassung der 
Krankengeldsätze an die Arbeitslosenunterstüt¬ 
zung, die leider bisher nicht eine Entlastung der Kran¬ 
kenkassen gebracht hat. 

Ebenso wichtig ist die Beibehaltung der dreilagigen 
Karenzzeit. In Frankreich besteht eine fünftägige 
Karenz. 

Der sozialistische Bürgermeister Kleeis muß zu¬ 
geben, daß, „wenn das Krankengeld bereits vom ersten 
KrankhciLslage an gewährt wird, dadurch der Anreiz 
zur Krankmeldung der Versicherten verschallt wird 
Von Ausnahmefällen abgesehen wird dann die Mehrzahl 
der Kranken nicht unter 1 NVoche arbeitsunfähig sein, 
um eben in den Genuß des Krankengeldes für die 
Wartetage zu kommen“. Herr Prof. Moldenhaucr, 
Mitglied des Reichstages, schrieb im „Bochumer An¬ 
zeiger“: „Der Versicherte, der vom ersten Tage an Kran¬ 
kengeld erhält, wird leicht geneigt sein, auch beim 
kleinsten Uebelbefindcn zuhause zu bleiben, während 
er andererseits zur Arbeit gegangen wäre und wahr¬ 
scheinlich die Arbeit das l nwohlseiu schnell vertrieben 
hätte“. — 

In der letzten Zeit wurde vielfach der Gedanke ven¬ 
tiliert, die Bescheinigung der Arbeitsunfähig¬ 
keit nicht mehr von dem behandelnden 
Arzte, sondern von Vertrauensärzten oder von pari¬ 
tätischen Kommissionen ausstellen zu lassen. Der be¬ 
handelnde Arzt soll nur wie bei den sog. „Sachleistun¬ 
gen“ einen entsprechenden Antrag stellen. Die Aerzte 
würden sicherlich sehr froh sein, wenn sie das Odium 
der Krankengeldanweisungen losbekämen. Ein hoher 
Krankenstand ist stets eine Quelle schwerster Vorwürfe 
gegenüber den Aerzten. 

III. A r z t s y s t e m. 

lieber das Arzlsyslcm brauche ich vor Ihnen 
nicht viel Ausführungen zu machen. Die deutsche Aerzte- 
schafl hält nicht allein in ihrem eigenen Interesse, 
sondern vor allem im Interesse der Kranken an dem 
System der Freien Arztwahl fest bei allen 
Krankenkassen unter Berücksichtigung der Bcdarfsdck- 
kung. Es erübrigt sich heute, auch über die von uns 
geforderte Planwirtschaft weitere Ausführungen zu 
machen. Es muß nur immer wieder betont werden, 
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wie außerordentlich schwierig und ungerecht die heute 
geltenden Zulassungsbestimmungen sind. 

Zu diesem Kapitel gehört auch die I*rage der 
Selbstdisziplin der Aerzle, die durch die merkwür¬ 
dige Einstellung der Kassenvertreter und der Schieds- 
instanzen last völlig sabotiert wird. Ich verweise hier 
nur auf das in der heutigen Nummer des „Bayerischen 
Aerzllichen Correspondenzblattes“ stehende Expose 
des H eich sch iedsam tes, das uns einlach unbe¬ 
greiflich ist. Auch aus diesem Grunde müssen wir 
das Selbstverwallungsrecht der Aerzle, in dem natürlich 
auch die Selbstdisziplin eingeschlossen Ist, immer drin¬ 
gender verlangen. Wir müssen los von der behörd¬ 
lichen Bevormundung! — 

Ob große oder kleine Krankenkassen und 
verschiedene Arten von Kassen bestehen sollen, 
ist leider eine politische Streitfrage geworden. Wir 
Aerzle können aus unserer Erfahrung heraus rein ob¬ 
jektiv nur feslslellen, daß bei kleineren Kassen eine 
bessere Ucbersicht über den Krankenstand und ein bes¬ 
serer Kontakt mit den Mitgliedern besteht. Zwergkassen 
sind natürlich unzweckmäßig. 

Auch die verschiedenen Kassenarten haben 
sich bewährt. Es müßte nur noch den Versicherten 
freie Kassen wähl gewährt werden, um auch unter 
den einzelnen Kassen einen gewissen Wettbewerb ein- 
trelen zu lassen, der sicherlich nichts schaden und nur 
der Sache und den Versicherten zugute käme. 

Das sind in großen Zügen die Forderungen der 
Aerzle. die ja schon vielfach in Denkschriften an die 
Regierungen, in der Presse usw. niedergelegt wurden. 

Auf die Umgestaltung der Organisation der 
Versicherungsträger selbst wollen wir heute nicht 
eingehen, obgleich wir Aerzle auch dazu viel zu sagen 
hätten. Nur eines wollen wir aus unserer Erfahrung 
heraus betonen, daß eine Zusammenlegung der 
Versieh er ungszweige, insbesondere der Kranken- 
und Invalidenversicherung, sehr zweckmäßig wäre und 
eine wesentliche Kostenersparnis bringen würde. Ich 
will dabei nur auf die vielen Prozesse hinweisen, die die 
einzelnen Versicherungsträger nur wegen der Zuslän- 
digkeitsfragc untereinander zu führen haben. In der 
Unfallversicherung führen die Berufsgenossenschaften 
sogar unter sich das ganze Jahr Prozesse über die 
Zuständigkeitsfrage. 

Wieviel Zeit. Geld und Mühe könnte erspart werden, 
wenn eine gewisse Zusammenlegung oder zum 
mindesten eine organisatorische \erbindung 
zwischen den einzelnen Versicherungszwei¬ 
gen gemacht würde! 

AH' diese Erfahrungen machen wir Aerzte täglich 
und begreifen nicht, warum nicht schon längst eine 
gründliche Reform der RVO. gemacht wurde. Sicherlich 
könnten die Aerzte auf Grund ihrer jahrzehntelangen 
Erfahrung wertvolle Ratschlage geben, wie es wieder¬ 
holt geschehen ist. — 

Der springende Punkt für uns Aerzte bei einer kom¬ 
menden Reform der RVO. ist aber der: der Arzt 
m u ß eine ganz andere Stellung i n n e r h alb d e i 
Krankenversicherung erhalten. Es hat sich ge¬ 
zeigt. daß der ständige Streit zwischen Kassen und 
Acrzten nicht bedingt ist durch die Personen als solche, 
sondern eben durch eine falsche Konstruktion 
des Gesetzes, einfach dadurch, daß man den Sach¬ 
verständigen und den Ausführenden, d. i. den Aerzten, 
innerhalb der Organisation der Krankenversicherung 
eine falsche Stellung angewiesen hat. Man hat sie als 
Angestellte oder als „Lieferanten“ betrachtet und be¬ 
handelt. Das ist ein psychologischer Fehler, der sich 
schwer gerächt hat. Die Aerzteschaft muß in allen 
ärztlichen Belangen das Primat erhalten! Der moderne 
Gedanke der Selbstverwaltung, auf den gerade die 

Krankenkassen so stolz sind, muß erst recht bei denen 
durchgeführl werden; die unentbehrliche Leistungen voll¬ 
bringen. iind die dazu doch iiifolge ihres Bildungs¬ 
grades geeignet sind. Es scheint mir der ..Kon¬ 
struktionsfehler“ ein psychologischer Fehler zu 
sein. Der Deutsche ist anerkannt groß in der Behand¬ 
lung und Beherrschung des Materials und der Materie, 
nicht aber der Menschen. Das hat sich vor allem 
bei der Arbeiterfrage gezeigt, wo wiederum Eng¬ 
land mit seiner größeren Menschendiplomatie führend 
geworden ist. Der ..Konstruktionsfehler" ist durch den 
deutschen Charakter bedingt. Sobald in Deutschland 
eine Sache eine amtliche Note erhält, wird der Deutsche 
offiziell, theoretisch, kleinlich, er bleibt am Buchstaben 
hängen und sieht nicht die Zusammenhänge. Für ihn 
wird dann der Mensch selbst nur eine Nummer, die 
wie ein Sachbegriff behandelt wird. Sofort wird alles in 
Paragraphen verarbeitet nach dem bekannten Schema 
F. Dabei ist gerade der deutsche Mensch der indi¬ 
viduellste unter allen anderen, während z, B. in Eng¬ 
land durch die Sitte ein Mensch dem anderen gleicht. 
Gerade der individuelle Charakter des Deut¬ 
schen verträgt nicht eine falsche Einordnung, verträgt 
nicht eine Schema-F-Behandlung. er muß innerhalb 
eines gegebenen Rahmens frei sich entfalten können. 
Dies trifft in erster Linie beim ärztlichen Berufe zu. 
der es ja wiederum selbst mit Menschen zu tim hat, 
die ganz verschieden sind. Es ist ein großer Fehler. 
daß bei uns die Form mehr gewertet wird, als der 
Inhalt, das formal-juristische mehr als die sachver¬ 
ständige Tätigkeit. Man regelt alles vom grünen Tisch 
aus bis in die kleinsten Details und kompliziert 
dadurch die Sache. Das Leben aber ergießt sich wie 
ein Strom über alle kleinen Hemmungen hinweg, es 
regelt sieh schließlich von selbst. Die Quellen des 
Lebens lassen sich nicht verstopfen. Auf der anderen 
Seite ist der deutsche Charakter zu schwerfällig, zu 
ernst zu traditionell, zu konservativ, um eine Gesetz- 
gebung. die so viele Schattenseiten aufweist wie die 
Krankenversicherung, großzügig zu reformieren, u 
macht lieber eine Flickarbeit um die andere bis 
zur Unkenntlichkeit des ganzen 'Werkes. Es trifft auf 
ihn so recht das Wort Goethes zu: „Es erben sic i 
Gesetz und Rechte wie eine ew ge Krankheit fort . 

Wir sprachen von dem psychologischen Fehler der 
Gesetzgebung, von der falschen Behandlung der Aerzte 
und der daraus resultierenden gegnerischen Einstellung 
der Aerzte. Es genügt nicht, um eines Alenschen ganze 
\rbeitskraft für eine Sache zu gewinnen, ihn ganz in 
den Dienst der Sache zu stellen. Eine gesetzliche Rege- 
hing vermag zwar eine gewisse zweckmäßige Leitung 
und Arbeitsteilung herbeizuführen, wie auch schon Fay- 
lor sie wollte, die Arbeitsleistung selbst aber wird erst 
dann ergiebig und fruchtbar, wenn sie nicht im hem¬ 
menden ' Bewußtsein des Zwanges, sondern mit einer 
gewissen Freude und inneren Befriedigung 'er 
richtet wird. Nur die Arbeitsfreudigkeit kann 
ein Gefühl eigentlichen Verbundenseins mit der Sache 
erzeugen. Das ist aber die wesentlichste Voraussetzung 
eines sich vollziehenden Ausgleiches zwischen Kranken¬ 
kassen und Aerzten. Dadurch stellt sich auch der 
richtige Rhythmus der Arbeit ein. ohne den keine 
Arbeit produktiv ist. Es sind also geistige Werte, 
die durch die Selbstverwaltung und die dadurch ge¬ 
gebene Mitverantwortung zur Entfaltung gelangen sollen. 
Es sind Werte, welche die Gesinnung des Einzelnen 
stark beeinflussen können: sicherlich keine törichte 
Ideologie echt deutscher Art. Der Gedanke baut sich 
auf sehr realer Grundlage auf. Es ist doch eine ultt 
Tatsache, daß man Menschen nur dann für eine Sache 
gewinnt, wenn man sie mitverantwortlich macht, 
ihnen eine bestimmte Aufgabe zuweist, die sie 
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selbständig unter ihrer eigenen Verantwortung zu erledi¬ 
gen haben. — 

Die idealste Lösung wäre sicherlich die, daß alle 
ärztlichen Belange und die gesamte Führung in der 
Gesundheitsfürsorge in einem eigenen Gesundheits¬ 
mini s t e r i u m mit einem Arzt an der Spitze 
resortieren würde. 

Man muß entschieden Stellung nehmen gegen zwei 
gefährliche Ansichten des verflossenen Herrn Reichs¬ 
arbeitsministers Dr. Brauns, der aussprach, daß die Zeit 
gekommen zu sein scheint, die Verwaltung der gesamten 
Sozialversicherung den Arbeitnehmern allein zu 
überantworten und die geistige und technische Führung 
in der Gesundheitsfürsorge den Versicherungsträgern 
zu geben. Es ist erstaunlich, daß der Herr Minister 
dabei die Aerzte ganz ausschalten will, statt sich die 
Frage vorzulegen, ob es denn nicht selbstverständlich 
erscheint, alle Fragen der Krankenbehandlung und der 
Gesundheitsfürsorge dem dazu bestimmten Berufe zu 
übertragen. Mir scheint, daß der Herr Minister allzu¬ 
sehr in parteipolitischen und parlamentarischen Gedan¬ 
kengängen verstrickt ist, so daß er diese wichtigen 
Fragen nur von diesem Standpunkt aus betrachtet. 
Dagegen muß man mit Bismarcks bitteren Worten 
entgegnen: „Den Parteigeist klage ich an!“ 

Bedauerlicherweise hat bei uns in Deutschland in 
dieser Frage Platz gegriffen: eine grundsätzliche Be¬ 
kämpfung des Aerztestandes seitens der parteipolitisch 
eingestellten Kassenbürokratie und der Wunsch, den 
Arzt zum Kassenbeamten herabzudrücken. Man sollte 
doch meinen, daß das höhere Interesse verlangen würde, 
daß bei einer so wichtigen Frage der Volksgesundheit 
und der Krankenversicherung jegliche Partei- und In¬ 
teressenpolitik ausgeschaltet sein würde, d. h. jede un¬ 
sachliche und fremde Einmischung; und daß diese wie¬ 
der vertrauensvoll in die Hände derer gelegt wird, 
welche stets bewiesen haben, trotz Anfeindung, daß 
sie fähig sind, nicht nur Opfer zu bringen, sondern 
auch das anvertraute Gut zu pflegen und zu verwalten. 
Wenn von Kassenseite immer wieder darauf hinge¬ 
wiesen wird, daß der Kassenarzt über die hauptsäch¬ 
lichsten Ausgaben der Krankenkassen verfügt, dann 
liegt doch der Gedanke nahe, denselben dafür ver¬ 
antwortlich zu machen, ihn nicht nur als Hand¬ 
langer zu benützen, sondern ihm die Führung in 
diesen Dingen anzuvertrauen. Mit Recht rügt Kaff 
(Wien) die Unterlassungssünde des Staates, „daß 
der Arzt in der Gesetzgebung sowohl wie in der staat¬ 
lichen und kommunalen Verwaltung zu einer unter¬ 
geordneten Rolle verurteilt ist. daß die Medizin das 
Aschenbrödel des Staates auch dann ist, wenn sie 
wie die Technik, wie die Jurisprudenz und National¬ 
ökonomie zur Erfüllung staatlicher Aufgaben von höch¬ 
ster Wichtigkeit berufen erscheint, und wenn diese 
Aufgaben vorwiegend medizinischer Natur sind“. Es 
muß bei der zukünftigen Gestaltung der Gesetzgebung 
der von Anbeginn an gemachte Felder wieder gut ge¬ 
macht und dem Arzte ein größerer Einfluß bei allen 
legislatorischen und administrativen Maßnahmen sozial- 
politscher Natur eingeräumt werden, da er als unab¬ 
hängiger und sachverständiger Faktor geeignet ist, im 
Sinne und Geiste der sozialen Gesetzgebung 
dem toten Buchstaben des Gesetzes Leben 
zu verleihen und den sozialen Gedanken in 
die Tat um zu setzen. 

Warnt vor dem Medizinstudium! 

Flugblätter erhält jeder Arzt in beliebiger Anzahl 
auf Anfordern kostenlos von der Statistischen Abteilung 
des Verbandes der Aerzte Deutschlands (Hartmannbund), 
Leipzig, Plagwitzer Straße 15. 

Einkommensteuerpflicht der Beiträge zur Bayerischen 

Aerzteversorgung. 

Bekanntlich dürfen die nach § 17 Absatz 2 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes im Absatz 1 Nr. 1 1 bezeichnc- 
len Sonderleistungen den Betrag von RM. (500. bzw. 
HM. 850. nicht überschreiten. Zu diesen Sonderleistun¬ 
gen werden auch die Beiträge zur Aerzteversorgung ge¬ 
rechnet, selbst wenn diese eine viel höhere Summe be¬ 
tragen. Das scheint den Herren Kollegen und uns un¬ 
gerecht. Wir haben daher eine Eingabe an das Finanz¬ 
amt Nürnberg gemacht, die etwa folgenden Wortlaut 
hatte: „Bei Festsetzung des Einkommens der Aerzte wer¬ 
den die Summen, welche an die Bayerische Versiche¬ 
rungskammer für die Aerzteversorgung abgeführt wer¬ 
den, also 7 v. H. des Reineinkommens, mit versteuerl. 
Wir haben bisher den Aerzten in dem Sinn Auskunft 
gegeben, nachdem wir bei einer persönlichen oder fern¬ 
mündlichen Besprechung mit dem Herrn Referenten 
des Finanzamtes zu dieser Ansicht gekommen waren. 
Einwände aus Aerztekreisen und eigene Ueberlcgung 
haben es uns aber zweifelhaft erscheinen lassen, ob die 
Besteuerung der Beiträge für die Aerzteversorgung ge¬ 
recht ist. Die Bayerische Aerzteversorgung ist eine 
Zwangsversicherung; selbst diejenigen Aerzte, welche 
aus irgendwelchen Gründen die Versicherung nicht 
wünschen, sind gezwungen. Beiträge zur Aerzteversor¬ 
gung zu bezahlen. Diese Beiträge sind doch wohl kaum 
als Vermögen oder als Einkommen zu betrachten. In 
einer nicht kleinen Anzahl von Fällen wird voraussicht¬ 
lich der Arzt keinerlei Genuß von den eingczahllen Bei¬ 
trägen haben, z. B. wenn er ledig ist, oder wenn ein 
Arzt selbst in den Sielen stirbt und wenn die Ehefrau 
vor dem Arzt stirbt und die Kinder großjährig sind, und 
ähnliche Fälle. Oder es kommen Fälle vor, bei denen 
der Arzt bzw. Frau und Kinder nur einen ganz geringen 
Genuß von den cingezahltcn Beiträgen haben. Wir glau¬ 
ben, daß diese Beiträge, welche, wie gesagt, Zwangsbei¬ 
träge sind, zu vergleichen sind mit den Beiträgen der 
Beamten: Die Beamten des Reiches, der Länder und 
der Gemeinden erhalten eben ihren Gehalt nach Abzug 
der Beiträge zur Versorgung, versteuern aber nur die 
Summe, welche sie wirklich erhalten. Wir glauben, 
daß mit demselben Recht auch der Arzt nur die Summe 
als Einkommen versteuern müßte, welche er tatsächlich 
einnimmt bzw. von der er tatsächlich nach Belieben 
Gebrauch machen kann. Wir bitten, die Angelegenheit 
noch einmal prüfen und eventuell der prinzipiellen 
Wichtigkeit halber dem Landesfinanzamt bzw. Reichs 
finanzhof vorlegen zu wollen.“ Auf diese Eingabe er¬ 
hielten wir folgende Antwort: 

„Auf Ihre Zuschrift vom .T d. M gestalte ich mir. 
nachstehend Auszug aus den Gründen des Urteils des 
Reichsfinanzhofes vom 2t). Februar 1t)2<S VI A 880/27, 
welches die Frage der Abzugsfähigkeil der Beiträge der 
bayerischen Aerzte zu deren Versorgungskasse nach der 
Satzung vom 7. Mai 1!>27 betrifft, zur gef. Kenntnis zu 
bringen: 

/Streit besteht hiernach über die Höhe der äbzugs 
fähigen Sondcrleistungen. Als solche hat der Be¬ 
schwerdeführer den von ihm in Höhe von RM. !2(X). 
tzezahllen Beitrag zur Yersorgungskasse der bayerischen 
Aerzte geltend gemacht. Das Finanzamt hat den Abzug 
nicht anerkannt, da nach § 17 Absatz 2 des Einkommen 
Steuergesetzes die im Absatz 1 Nr. 1 I bezeichnctcn 
Sonderleistungen den Betrag von RM. 180. nicht über¬ 
steigen dürfen, ln der Berufung beantragt Beschwerde¬ 
führer unter Bezugnahme auf § 112 Absatz lb des Ein¬ 
kommensteuergesetzes die Erhöhung des Betrages für 
die Sonderleistungen auf RM. 1200. , da in dieser Höhe 
der Beilrag zur ärztlichen Versorgungskasse enlrichtel 
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worden sei. Das Finanzgericht gab insoweit der Be¬ 
rufung stall. In der Begründung der Entscheidung isl 
im wesentlichen ausgeluhrt, daß die Gründe, die zur 
Aufnahme des § 112 des Einkommensteuergesetzes ge¬ 
führt haben, in gleicher Weise auch für Beiträge zu 
der in Betracht kommenden ärztlichen Versorgungs-/ 
Fasse vorliegcn. Auch die vorläufige Vollzugsanweisimg 
zum Einkommensteuergesetz lasse die Anwendung des 
§ 112 des Einkommensteuergesetzes auf die im § 17 Ab¬ 
satz 1 Xr. 1 S bezeiehneten Aufwendungen zu. Yoll- 
zugsanwcisung Bemerkungen Ziff. 2 zu §112 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes.) 

Die Bechtsheschwerde des Finanzamtes ist begrün¬ 
det. Die im § 112 des Einkommensteuergesetzes vor¬ 
gesehene Erhöhung des nach § 17 Absatz 2 zum Abzug 
zugelassenen Betrags von HM. 180.— isl für Versiche¬ 
rungsprämien und Spareinlagen, zu denen sich 
der Steuerpflichtige in den Jahren 1923 1926 ver¬ 
pflichtet hat, vorgesehen. Dem Wortlaut nach be- 
schränkt sich somit die Vergünstigung lediglich auf die 
im § 17 Absatz 1 Nr. 3 genannten Aufwendungen^ 
Weitere Voraussetzung isl, daß eine vertragliche 
Verpflichtung zur Zahlung der Versicherungsprämien 
und Spareinlagen vorliegen muß. Beide Voraussetzun¬ 
gen fehlen aber im vorliegenden Falle. Es handelt sich 
bei den Einzahlungen zur ärztlichen Versorgungskasse 
weder um Versicherungsprämien oder Spareinlagen im 
Sinne des § 17 Absatz 1 Xr. 3 des Fänkommensleuer- 
geselzes. noch um auf Grund freier Vereinbarung ge¬ 
zahlter Beträge. Denn nach der Salzung der Bayerischen 
Aerzteversorgung vom 7. Mai 1927 besteht für die baye¬ 
rischen Aerzte die Zwangsmitgliedschaft. Bei dem klaren 
Tatbestände des Gesetzes isl cs unzulässig, die Steuer¬ 
begünstigung des § 112 des Einkommensteuergesetzes 
auch auf die Fälle des § 17 Absatz 1 Xr. 1 und 2 des 
Einkommensteuergesetzes deswegen auszudehnen, weil 
sie etwa dem Billigkeitsempfinden entspricht. Eine 
solche Ausdehnung würde gesetzwidrig sein und sich 
auch nicht durch die Vorschrift des § 1 der Reichs¬ 
abgabenordnung, wonach bei Auslegung der Sleuer- 
gesetze ihr Zweck, ihre wirtschaftliche Bedeutung und 
die Entwicklung der Verhältnisse zu berücksichtigen ist. 
rechtfertigen lassen. Insoweit kann der Bemerkung 2 
zu § 112 der Vollzugsanweisung zum Einkommensteuer¬ 
gesetz nicht beigetreten werden. 

Für den späteren Erwerb der aus der Zwangsver¬ 
sicherung entstehenden Ansprüche auf die Leistungen 
der Versorgungskasse sind auch Abzüge unter dem Ge- 

Die Durchführung des Gesetzes zur Bekämpfung 
fYi jjer Geschlechtskrankheiten. 

Sanitäls; 

sichtspunkte der Werbungskosten (§ 15 Xr. 1 und § 16 
des Einkommensteuergesetzes) nicht zulässig, da es nach 
der Verkehrsanschauung die gesamte Lebenshaltung, 
d. h. die Bestreitung des Haushalts und der Unterhalt 
der Familienangehörigen mit sieh bringt, daß jemand 
sich Ruhegeld, Alters- und Hinterbliebenenrente sowie 
Sterbegeld sichert. 

Xach § 18 Absatz 1 Xr. 2 sind aber solche Aus¬ 
gaben, die sich als eine Verwendung von Einkommen 
darstellen, nicht abzugsfähig.1 

Hiernach können diese Beiträge nicht als Werbungs¬ 
kosten und nur im Rahmen des § 17 Absatz 2 des Ein¬ 
kommensteuergesetzes zugelassen werden. 

Bemerkt wird, daß nach dem Gesetze zur Aende- 
rung des Einkommensteuergesetzes vom 22. Dezember 
1927 (RGBl. I, S. 185) im § 17 Absatz 2 die Worte 
,•180 Reichsmark' durch die Worte .600 Reichsmark' und 
die Worte ,100 Reichsmark' durch die Worte .250 Reichs¬ 
mark4 ersetzt sind.“ 

Unser Gesuch wurde also abschlägig beschieden. 
S t e in h e i m e r. 

y\on Sanitälsrat Dr. Jul. Raff, Hautarzt in Augsburg. 

Bemerkungen zu dem gleichnamigen Arlikel von s.-R. Dr. Neger 
/ in Xr. 38 d. Bl. 

Herr Kollege Xeger hat sich meines Erachtens ein 
Verdienst erworben, daß er bei der Besprechung der 
Durchführung des Gesetzes auch die materielle Seite 
hervorgehoben hat. Er schreibt: ..Zunächst hat die ma¬ 
teriellen Opfer der Kranke zu tragen, solange er nicht 
geheilt ist.4' Und weiter: ..Sicher werden auch die Aerzte 
in der Genugtuung darüber, daß sie allein (und keine 
Kurpfuscher behandeln dürfen, sich ethisch verpflichtet 
fühlen, an der Durchführung des Gesetzes mitzuarbeiten 
und gewisse Opfer zu bringen, beim nicht zahlungs¬ 
fähigen Privatkranken durch Verzicht, beim Kassen¬ 
kranken in Form von gestrichenen oder nicht ver- 
rechneten Leistungen.” Ich zitiere der Kürze halber 
nicht wörtlich. 

Während ich die Richtigkeit dieser Darlegungen 
beim Kassenkranken — wohl oder übel — anerkennen 
muß. kann ich das bezüglich der Privatpatienten nicht 
tun. Daß der Arzt beim nicht zahlungsfähigen Patienten 
auf sein Honorar verzichten soll, weil das Gesetz vom 
Patienten verlangt, daß er den Arzt und nicht den 
Heilkundigen aufsucht, das kann man wirklich nicht 
verlangen. Denn das Gesetz bringt dem Arzt noch mehr 
Arbeit, besonders Schreibwerk (Ausfüllung der Merk¬ 
blätter. der Mahnzettel, der Anzeigen an die Gesund¬ 
heitsbehörde usw. . Wenn festgestellt ist, daß der Patient 
nicht bezahlen kann, sollte der Arzt irgendwie ent¬ 
schädigt werden. Es dürfte nicht Vorkommen, daß der 
Arzt, der seine Pflicht erfüllt getreu dem Gesetz (und 
die Erfüllung ist oft nicht leicht), vom Patienten um 
sein Honorar betrogen wird. Dagegen sollte das Gesetz 
einen Scbutz bieten, und ich glaubte beim Lesen der 
baverischen Ausführungsbestimmungen auch, daß dies 
der Fall sei. Es heißt dort nämlich in § 2 ich zitiere 
auch liier nicht wörtlich): „Ist der Kranke hilfs¬ 
bedürftig. so haben die öffentlichen Fürsorgeverbände 
dafür aufzukommen. Die Prüfung der wirtschaftlichen 
Hilfsbedürftigkeit soll ohne Engherzigkeit er¬ 
folgen: namentlich soll keine Zurückzahlung aus dem 
Arbeitslohn verlangt werden. Das Ministerium des 
Innern hat auf Antrag Zuschüsse zu gewähren usw.“ 

Ich habe gefunden, daß. wenn man einen Ge¬ 
schlechtskranken behandelt, der nicht in einer Kranken¬ 
kasse ist oder dessen Krankenhilfezeit (26 Wochen ab¬ 
gelaufen ist. man mit der Bezahlung stets Schwierig¬ 
keiten bekommt. Rühmliche Ausnahmen sind zu ver¬ 
zeichnen: Eine hiesige Krankenkasse hat mir schon 
wiederholt die Behandlung erlaubt, nachdem 26 Wochen 
schon verstrichen waren. 

Im allgemeinen scheint es mir nicht, als ob der 
erwähnte Paragraph der bayerischen Ausführungs¬ 
bestimmungen bekannt wäre: wenigstens wird er nicht 
durchgeführt. Da er aber einmal existiert, so wollen 
wir auch, daß seine Bestimmungen erfüllt werden. Von 
einem „Verzicht“ wollen wir lieber absehen: er stärkt 
gerade nicht die Liebe zum Gesetz, das. wie gesagt, 
nicht nur neue Rechte, sondern auch Pflichten bringt. 

Herr Kollege Xeger meint weiter, die Kranken¬ 
kassen würden durch das neue Gesetz schwerer belastet 
als früher. Das vermag ich nicht zu glauben; auch 
früher machte man schon Einspritzungen, untersuchte 
auf Gonokokken usw. Das hat doch nicht zugenommen! 
Und wenn Herr Xeger schreibt: „Für Vorbeugung der 
Krankheiten hätte die Kasse nicht zu sorgen“, was 
meint er damit? Etwa die chronisch intermittierende 
Behandlung bei Lues? Die machte man früher auch 
schon, wenn man von ihrer Nützlichkeit überzeugt war. 
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Herr Neger meint weiter, die Kassen sollten die 
Mehrbelastung einmal rechnerisch fcstlcgen. Ich habe 
bei der Ortskrankenkasse Augsburg-Stadt (30003 Mit¬ 
glieder' angefragt und die Auskunft erhalten, daß eine 
Mehrbelastung durch das neue Gesetz nicht eingetreten 
sei. Ja. ich gehe noch weiter und sage, daß cs bei den 
Krankenkassen weniger Geschlechtskrankheiten gibt als 
früher. Daran ist allerdings — wenigstens vorläufig — 
das Gesetz nicht schuld, sondern der enorme Rückgang 
der Lues. Das ist Herrn Neger auch bekannt, er hat 
es aber bei seinen Betrachtungen nicht in Erwägung 
gezogen. 

Dagegen bin ich wieder ganz der Ansicht des Herrn 
Neger, daß durch das Gesetz die Abnahme der Ge¬ 
schlechtskrankheiten sich eines Tages fühlbar machen 
wird. - 

_/ ^Vertrauensarzt und Krankenstand. 
Von Dr. Walter Stromeyer, München, 

v ' Vor einigen Wochen wurde gemeinsam vom Verein 
für freie Arztwahl und den Münchener Ortskranken¬ 
kassen ein Zirkular versandt; es ermahnte zur größten 
Zurückhaltung in der Bescheinigung der Arbeitsunfähig¬ 
keit bei Kassenangehörigen; auf Grund der vertrauens¬ 
ärztlichen Untersuchung sollten ein außerordentlich 
hoher Prozentsatz der krank geschriebenen Patienten 
erwerbsfähig sein. Da solche, sagen wir einmal Mei¬ 
nungsverschiedenheiten zwischen den behandelnden und 
Vertrauensärzten das Ansehen des Aerzteslandes schwer 
in den Augen der Patienten, wie vor allem der Kassen 
beeinträchtigen, verlohnt es sich, darauf näher einzu¬ 
gehen. 

Im folgenden sollen alle diejenigen Patienten außer 
acht bleiben, hei denen dem behandelnden oder nach¬ 
untersuchenden Arzt irgendein Fehler oder Irrtum 
unterlief. Besprochen mögen nur die Grenzfälle wer¬ 
den (die meines Erachtens den größten Teil aus- 
machen . wo die zwei ärztlichen Standpunkte kolli¬ 
dieren. um so womöglich diese im Interesse der Aerzte- 
schaft außerordentlich unerwünschten Differenzen zu 
beseitigen. 

Meines Erachtens handelt es sich dabei vor allem 
um die Auslegung des Ausdrucks ,,objektiv arbeils- 
unfähig“ bzw. die Auswertung des Subjektiven. 

Objektive Symptome wären eigentlich nur solche, 
die ohne Aeußerungen eines Subjektes zu erhalten 
wären. Gewiß, ein amputierter Arm, eine Nephritis 
ist objektiv zu beurteilen. Aber mit dem Gros der in¬ 
ternen und zumal Nervenerkrankungen steht es anders. 
Sind nicht häufig die subjektiven Symptome die kardi¬ 
nalen? Und weiter, wer will aus der Schwere des ob¬ 
jektiven Befundes auf die Fähigkeit zum Arbeiten mit 
Sicherheit schließen? Wer will den Zeitpunkt des Wie¬ 
dereintretens der Arbeitsfähigkeit bei einer Depression, 
bei rein psychogenen Beschwerden, bei abklingender 
Neuritis, einer Neuralgie, dem Heer der rheumatischen 
Krankheiten sicher objektiv feststellen? Ich erinnere 
mich aus meiner Tätigkeit in einem Versorgungslazarett 
an die außerordentlich schweren Entscheidungen, wo 
bei völlig gleichem Befund die Beurteilung der Arbeits¬ 
fähigkeit durch die Aerzte bis zu 100 Proz. schwankte. 
Was heißt überhaupt arbeitsfähig? Doch wohl nur, 
daß man mit Berücksichtigung aller Faktoren es bil- 
ligerweise von einem Menschen .verlangen darf, daß 
er seine bisherige Arbeit verrichtet. Dieses „billiger¬ 
weise“ schließt aber auch die subjektiven Momente 
ein; die verschiedene Sensibilität spielt eine große, ja 
entscheidende Rolle; was für den einen eine kleine 
Unannehmlichkeit ist, ist für den anderen eine Quälerei, 
die ihm „billigerweise“ eben nicht zugemutet werden 
kann. 

Oft ermöglicht die Kenntnis der häuslichen Verhält¬ 

nisse der Patienten erst die richtige Beurteilung ihrer 
Erwerbsfähigkeit. Gerade bei der Aggravation, und um 
eine solche würde es sich in 90 Proz. der fraglichen 
Fälle handeln, muß man den Arbeitswillen kennen. 
Einem Familienvater, den ich etwa wegen eines blu¬ 
tenden Ulkus zur Aufgabe seiner Beschäftigung erst 
überreden mußte, werde ich eben seine Schmerzen auch 
bei objektiver Besserung glauben; wir wollen uns doch 
nicht einbilden, daß wir für alle Leiden einen objek¬ 
tiven Maßstab haben. Daß dem nicht so ist, haben wir 
alle an uns selbst erlebt und das sollte uns zur Vor¬ 
sicht mahnen. 

Ich erinnere mich an meine eigene, nicht psycho¬ 
gene, halbjährige Arbeitsunfähigkeit, ohne daß die aller¬ 
ersten Internisten eine adäquate Ursache feststellcn 
konnten, ferner an einen sehr robusten Chirurgen, dem 
nach Abklingen eines leichten Herpes zoster ein Viertel 
juhr stärkste Schmerzen ohne jeden Befund nur stun 
denweise Arbeit erlaubten. 

Würden wir Aerzte bei uns selbst auf einen objek 
tiven Befund warten, so käme kaum einer von um 
zu seiner gewiß nötigen Erholung. 

Also, wollen wir nicht dem Menschen Gewalt um 
Unrecht antun, so dürfen wir uns auf das Objektive 
nicht zu sehr versteifen; ist aber die Beurteilung au 
dem Bereich des streng Objektiven herausgehoben, s 
hat der behandelnde Arzt vor dem Vertrauensarzt einer 
enormen Vorsprung. Er kennt meist den ungeschmink 
len Charakter und damit den Arbeitswillen des Pa 
tienten, ebenso wie dessen häusliche Verhältnisse. Dal 
die Kenntnis dieser Faktoren zur Beurteilung auch von 
anderer .Seite als nötig erachtet wurde, geht aus einem 
neuerlichen Vorschlag hervor, der durch die Kranken 
kontrolle dem Vertrauensarzt die nötigen Daten über 
mittein möchte, ein Vorschlag, der nebenbei bemerkt 
deshalb vielleicht nicht zweckmäßig erscheint, weil ein 
Beamter der Kasse von ihr zu abhängig, vielleicht auch 
allerhand Einflüsterungen von seiten der Patienten zu 
gänglich und kostspielig wäre, vor allem aber medi 
zinisch und in der Wertung psychologischer Faktorei! 
dem Vertrauensarzt doch nur laienhafte Nachrichten 
zu geben vermöchte. 

Die angedeuteten Schwierigkeiten für das vertrauen 
ärztliche Urteil finden sich auch bei den Urteilen d< 
Kliniken wieder; nur kommt noch hinzu, daß dort oh 
die Grundlagen für die Entscheidungen in den Hunde 
jüngerer Assistenten liegen (mag auch der Obcrar/i 
überprüfen und unterzeichnen . die ihre wissenschali 
liehe Autorität doch dem zufälligen Aufenthalt in einer 
Klinik verdanken und sich oft mit dem behandelnden 
Arzt an Erfahrung nicht messen können. 

Nun gibt es aber noch zwei Gruppen von Patienten, 
die in anderer Weise ein Crux darstellen, weil ihnen 
gegenüber sich der behandelnde Arzt in einer Zwangs¬ 
lage befindet. Erstlich sind cs diejenigen, oft wohl 
organ-neurolischen oder psychogen überlagerten Fälle, 
hei denen nur der Patient von seinem guten Hecht 
und seiner Erwerbsunfähigkeit voll überzeugt ist. Wer 
je Psychotherapie betrieben hat, und jeder Arzt ist heule 
dazu verpflichtet, weiß, wie Erörterungen über die 
Arbeitsunfähigkeit (entsprechend der Honorarfragc hei 
den Privatpatienten) deletär für diese Heilmethode wer¬ 
den können, weil der Patient das Vertrauen zur ärztlich 
selbstlosen Hilfe verliert; deshalb umgeht der behan¬ 
delnde Arzt derartige Auseinandersetzungen gerne, so¬ 
bald er auf überzeugten und entschlossenen Widerstand 
trifft. 

In einer zweiten Gruppe soll das Krankschreiben 
vom Standpunkt der Kasse aus vermieden werden. 
Es handelt sich dabei um diejenigen Patienten, die 
dem Arzt, oft schon beim Betreten des Sprechzimmers, 
müteilen, daß sie, falls er sic wegen dem oder jenem 
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Leiden nicht krank schriebe, sofort einen anderen Arzt 
auf'suchten. Das tun sie gewiß auch, finden sicherlich 
mit der Zeü auch einen solchen Kollegen, zumal die 
Kunst des Simulierens mit jeder Konsultation wächst. 
Dieser letzten Gruppe gegenüber kann man die Kasse 
nur dadurch schützen, daß man die Patienten durch 
Krankschreiben zunächst fixiert und sie baldmöglichst 
der vertrauensärztlichen Untersuchung zuführt. Diesem 
Umstande trägt auch das Kassenformular Rechnung. 
„Subjektiv“ soll solch ein Patient krankgeschrieben 
werden. Aber wem es einmal passiert ist, daß ein 
Patient durch eigene Klugheit oder durch einen Kassen- 
schallerbeamten belehrt, den Vermerk des Arztes durch¬ 
schaut hat, der wird nie wieder von dem „subjektiv“ 
Gebrauch machen. Außerdem bietet das Kassenformu¬ 
lar nicht die Möglichkeit, die meist erst während der 
Behandlung sich herausstellende „Subjektivität“ zu ver¬ 
hindern, wenn z. B. ein Patient sich acht Tage der 
ärztlichen Kontrolle entzieht. 

Was für ein Mittel gibt es nun, um diesen Mißstän¬ 
den abzuhelfen? 

1. Es müßte die Möglichkeit einer streng vertrau¬ 
lichen Mitteilung an die Vertrauensärzte, nicht die 
Kassenbeamten (!) zur Vorladung zur Nachuntersuchung 
geben. Entsprechende Formulare wären dem Arzte 
natürlich kostenlos und frankiert zuzustellen. Diese 
Zuschrift, dieses Einverständnis des behandelnden Arz¬ 
tes zum Abschreiben, würde, glaube ich, den Prozent¬ 
satz der beanstandeten Krankheitsbescheinigungen we¬ 
sentlich verringern, vor allem weil er die professionellen 
Krankengcldjäger träfe. 

2. Wichtiger aber wäre ein anderes, und zwar die 
Steigerung des gegenseitigen Vertrauens und Konnexes 
zwischen Vertrauensarzt und behandelnden Arzt. Zum 
behandelnden Arzt insofern, als seinem Urteil medi¬ 
zinisch und menschlich psychologisch mehr zugetraut 
würde, zumal es ihm aus den oben genannten Gründen 
wesentlich besser gelingen dürfte, Simulation und sub¬ 
jektive Beschwerden zu unterscheiden. 

Als Gegengabe würde der behandelnde Arzt die ge¬ 
wiß nicht leichte vertrauensärztliche Tätigkeit dadurch 
wesentlich unterstützen, daß er ihm nötige Daten aus 
der Vorgeschichte (ich habe das in den meisten Fällen, 
in denen ich zeitig genug von der Vorladung unter¬ 
richtet wurde, versucht) und vor allem seine Erfahrun¬ 
gen bezüglich der Vertrauenswürdigkeit. Aggravations¬ 
verdacht usw. erschlöße. Vielleicht ließe sich der Konnex 
so weit ausgestalten, daß dem behandelnden Arzt j e- 
weils die Möglichkeit der Rückäußerung dadurch 
gegeben würde, daß die Vorladungskarte unterschrieben 
werden müßte. All das hat natürlich von beiden Seiten 
vollendet kollegiales, taktvolles Verhalten zur Voraus¬ 
setzung, soll nicht aus einem Versländigungsversuch 
eine Quelle der Reibungen entstehen. Unter dieser 
eigentlich selbstverständlichen Annahme wird es aber 
wohl möglich sein, eine starke Beeinträchtigung des 
ärztlichen Ansehens bei Patient und Kasse, und vor 
allem auch die Spannung, wie sie leider zwischen 

Aerztekommissionen und Aerzten verhängnisvollerweise 
nicht selten auftritt, zu vermeiden. 

Deshalb dürfte sich für uns Aerzte diese kleine 
Mehrarbeit auch rentieren. Sie könnte sich ja auch auf 
die vorhin besprochenen Fälle und ganz kurzen Ver¬ 
merke, vor allem bezüglich des Arbeitswillens, be¬ 
schränken, die dann der Vertrauensarzt auch entspre¬ 
chend würdigen sollte und die ihm, eben wegen der 
Mitwirkung des behandelnden Arztes, auch das ihm 
sicher unerfreuliche Odium ersparten, die Aerzteschaft 
statt der Patienten zu überwachen. 

Zusammenfassung: Da eine rein objektive 
vertrauensärztliche Untersuchung nicht möglich ist, be¬ 
darf sie der Ergänzung vor allem bezüglich des Ar¬ 
beitswillens usw. 

Diese Ergänzung kann nur der behandelnde Arzt 
geben kein Laienbeamter der Kasse;. Deshalb sollten 
diese zur Erleichterung der vertrauensärztlichen Unter¬ 
suchung mitwirken, evtl, durch Provokation derselben. 
Erhofft wird eine Vertiefung des Zusammengehörigkeits¬ 
gefühls in der Aerzteschaft. 

Bekanntmachung. 
Der Zulassungsausschuß für den Bezirk 

des Städtischen Versicherungsamts Nürnberg 
hat in seiner Sitzung vom 5. Oktober 1928 beschlossen, 
den Facharzt für Chirurgie Dr. Otto Toen- 
nießen in Nürnberg, Sandstraße 24, innerhalb 
der Normalzahl mit sofortiger Wirkung als Kassenarzt 
zuzulassen. 

Die Gesuche der anderen um Zulassung zur Kassen¬ 
praxis in Nürnberg sich bewerbenden und in das Arzt¬ 
register eingetragenen Aerzte mußten, obwohl die all¬ 
gemeinen. für die Zulassung geltenden Voraussetzungen 
erfüllt waren, abgelehnt worden, da nur eine Stelle zu 
besetzen war und Herr Dr. Toennießen nach den 
für die Auswahl der zuzulassenden Aerzte gemäß § 5 
der Zulassungsgrundsätze („Bayer. Staatsanzeiger“ 1925, 
Nr. 293 geltenden besonderen Bestimmungen aus der 
Zahl der vorliegenden Anträge zunächst zuzulassen w ar. 

Gemäß § 8 Abs. VIII Satz 2 der Zulassungsbestim¬ 
mungen wird dies mit dem Bemerken bekanntgemacht, 
daß den beteiligten Krankenkassen und den hiernach 
nicht zugelassenen Aerzten gegen diesen Beschluß das 
Recht der Berufung zum Schiedsamt zusteht. Die Be¬ 
rufung der nicht zugelassenen Aerzte kann sich jedoch 
nicht gegen die Zulassung des Herrn Dr. Toennießen. 
sondern nur gegen die eigene Nichtzulassung wenden: 
aufschiebende Wirkung hinsichtlich der Ausübung der 
Kassenpraxis durch den zugelassenen Arzt kommt ihr 
daher nicht zu. 

Vgl. Entscheidung des Reichsschiedsamtes Nr. 27 
vom 19. November 1926, Amtliche Nachrichten S. 501. 
Entscheidung des Bayer. Landesschiedsamtes Nr. II 
11 26 vom 17. Februar 1927.) 

Eine etwaige Berufung ist gemäß § 9 der Zulas¬ 
sungsbestimmungen und § 128 der Reichsversicherungs- 
ordnung binnen 14 Tagen nach Ausgabe der vorliegen- 
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den Nummer des Bayer. Aerztl. Corresporidenzblattes“ 
schriftlich oder mündlich beim Schiedsamt beim Bayer. 
Oberversicherungsamt Nürnberg, Weintraubengasse 1. 
einzulegen. 

Nürnberg, den 8. Oktober 1928. 
Städtisches Versicherungsamt N ü r n b e r g. 

I. V.: Berghofer. 

Hauptvertretertag des Reichsverbandes angestellter 
Aerzte e. V. 

Am 7. Oktober 1928 fand in Nürnberg der Hauptver¬ 
tretertag des Reichsverbandes angestellter Aerzte stall. 
Der Vorsitzende des Verbandes. Dr. V i e h w e g e r, gab 
einen kurzen Ueberblick über die Geschehnisse des 
letzten Geschäftsjahres. Dr. Hadrich sprach über die 
Reform der Krankenversicherung. Der Redner ging von 
der positiven Einstellung der deutschen Aerzteschaft 
zur Sozialversicherung aus und machte dann Vorschläge 
zur Verbesserung von Leistungen und zur Erzielung von 
Ersparnissen. Dr. Hadrich forderte eine stärkere 
Heranziehung der Aerzteschaft zur verantwortlichen Mit¬ 
arbeit. 

Zur Frage der Schaffung einer Reichsärzteordnung 
nahm der Vertretertag eine Entschließung an, in der 
gesagt wird, daß die ärztliche Jugend an und für sich 
diesem Gedanken zustimmend gegenübersteht und eine 
ihrer Zahl und Bedeutung entsprechende Vertretung 
in allen Organen dieser Reichsärzteordnung wünscht. 

Beim Kapitel Tarifverträge und Schlichtungswesen 
wurde auf die noch immer ablehnende Haltung der 
konfessionellen und karitativen Krankenanstalten hin- 
gewiesen. die sich sträuben, mit dem Reichsverband an¬ 
gestellter Aerzte Tarifverträge abzuschließen. Es war 
die einstimmige Ansicht des Vertretertages, daß aus 
diesem Grunde die Mithilfe des Schlichtungswesens 
nicht entbehrt werden konnte. Ferner forderte man 
daß, um den Tarifvertrag überhaupt durchzusetzen, 
eine Verbindlichkeitserklärung auch dann erfolgen 
müsse, wenn es sich nur um eine kleinere Gruppe von 
Arbeitnehmern handelt. 

Vereinsmitteilungen. 

Mitteilungen des Aerztlichen Bezirksvereins Nürnberg 
und des Kassenärztlichen Vereins Nürnberg e. V. 

1. Das Oesterreichische Konsulat Nürnberg bat das 
Verzeichnis der Aerztekurse der Wiener Med. Fakultät 
im Studienjahr 1928 29 überschickt; dasselbe steht auf 
unserer Geschäftsstelle zur Verfügung. 

2. Wir ersuchen die Herren Kollegen nochmals, 
keinerlei Einträge in das Einwohnerbuch aufnehmen 
zu lassen, welche bezahlt werden müssen. Diejenigen 
Herren Kollegen, welche sich trotz unserer Aufforde¬ 
rung zu einer Zahlung haben bereit finden lassen, 
werden dringendst gebeten, die Bestellung umgehend 
rückgängig zu machen. 

3. Im Hinblick auf einen einschlägigen Fall ver¬ 
langt die Landesversicherungsanstalt Mittelfranken bei 
Ausstellung von Gutachten für Erholung*-'und Bade¬ 
kuren die bestimmte Zusicherung, daß eine ansteckende 
Krankheit, insbesondere Tuberkulose, nicht vorliegt. 

4. Die Vereinigten Krankenkassen erinnern wieder¬ 
holt daran, daß Verordnungen „pro communitate“ nicht 
zulässig sind, um so weniger, als sonst Behandlungs¬ 
fälle der Familienhilfe von der Drittelzuzahlung der 
Medikamente befreit bleiben. 

5. Die Herren Kollegen werden daran erinnert, 
daß sie bei zweifelhaften Fällen von Lues außer der 
Wässermannreaktion auch die Sachs-Georgi-Reaktion 
beantragen können. Steinheime r. 

Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnacbricbten. 

Vom 1. November 1928 an wird der Oberarzt der 
Kreis-Heil- und Pflegeanstall Erlangen. Dr. Wilhelm 
Oppermann, auf Ansuchen gemäß Art. 17 Abs. 2 
BG. in den* dauernden Ruhestand versetzt. In An¬ 
erkennung seiner Dienstleistung wird ihm vom gleichen 
Tage an der Titel und Rang eines Obcrmcdizinalrates 
verliehen. 

Mit Wirkung vom 1. November 1928 an wird der 
Bezirksarzt Dr. Ludwig Miller in Ebermannstadl auf 
sein Ansuchen in gleicher Diensteseigenschaft in etat¬ 
mäßiger Weise auf die Stelle des Bezirksarztes in Wer¬ 
tingen versetzt. 

Vom 1. November 1928 an wird der Anstaltsarzl 
der Kreis-Heil- und Pflegeanstalt Klingenmünster, Dr. 
Wilhelm Ficht, auf Ansuchen in gleicher Dienslcseigen- 
schaft an die Kreis-Heil- und Pflegeanstalt Kaufbeuren 
in etatmäßiger Weise versetzt. 

FQr die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Dohn. München. 

Arzneimittelreferate. 
Targesin in der Augenheilkunde — eine Nachschau. Von Dr. 

R. Gutzeit, leitender Arzt. (Aus dem Johanniter Kreiskranken¬ 
hause in Neidenburg, Ostpr.) (Deutsche Medizinische Wochenschrift 
1928, Nr. 13 ) Targesin —- vom Verfasser zuerst in die Augenheil¬ 
kunde eingeführt — eignet sich wegen seiner Reizlosigkeit und 
Tiefenwirkung, die auf dem Tanningehalt und der guten Benet¬ 
zungsfähigkeit selbst fetthaltiger Oberflächen beruht, zur Behand¬ 
lung aller infektiösen Bindehautentzündungen. Es wirkt gleich¬ 
zeitig gefässverengemd und bakterizid und ist deshalb auch bei 
vielen Eingriffen an den Augenlidern und am Augapfel, die es 
nicht im geringsten reizt, ein ausgezeichnetes Mittel, um den 
Wundverlauf keimfrei zu gestalten. Bei Spülungen des entzündeten 
Tränensackes hat es sich bestens bewährt, zumal es auch von der 
Nasenschleimhaut ausgezeichnet vertragen wird- Wegen seiner 
Vorzüge ist es an vielen Augenkliniken und von zahlreichen Augen¬ 
ärzten in Gebrauch genommen Zur Anwendung gelangt es in 
3 bis öproz. Lösung und als öproz. Salbe mit Eucerinum an- 
hydricum. (Autorreferat.) 

Zur gefl. Beachtung! 
Der Gesamtauflage der heutigen Nummer liegt ein Prospekt der 

Allgemeinen Radium Aktiengesellschaft, vormals Allgemeine 
Radiogen Aktiengesellschaft, Berlin NW 7, Dorotheenstr.36, über 
»Radium-Kompressen« bei. 

Wir empfehlen die Beilage der besonderen Beachtung unserer 
Leser. 

imronnTMTOP« 
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enthält das Eisen in der wirksamen Ferro-Form! 
Entspricht woltgehondst d«n Forderungen 

der modernen Eleenthereple. 

Aegrosen wird selbst vom krsnken Magen gut vertrsgen, mischt alch 
ohne weiteres mit dem Magenssft, braucht weder reduziert noch aufgeltl.t 

werden und wird schnellstens und restlos resorbiert. 

Daher schnelle und durchschlagende Ellen- und Kalkwlrtung 
ohne Verduuungeitdrungen, leihet hei Säuglingen undürelien. 

Preis Mark 1.40 In den Apotheken. Verauohaproben auf Wunsch. 

Johann G. W. Opfermann, Köln 64 

Geb., gesetztes Fräu¬ 
lein sucht Stelle als 

Sprechstundenhilfe 
zu Arzt ln München für sofort 
oder später gegen massige 
Ansprüche. Geh. Angebote 
unter Z. 16703 an 
ALA Hansenstcln & Vogler, 

München. 
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100 Stück Mk. 1.20 bis Mk. 1.70 
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Einladungen zu Versammlungen. 
Aerztlicher Bezirksverein Ansbach. 

Nüchsle Sitzung: Dienstag, den (5. November, Punkt 
ä Uhr, im Hotel „Zirkel“ (großer Saal). Tagesordnung: 
Fortbüdungsvortrag des Ministcrialrcferenten Herrn Ge- 
heimrat Dr. Dieudonne über: Neuere Erfahrungen auf 
dem Gebiete der Seuchenbekämpfung. Die Herren Kol¬ 
legen der Vereine Südfranken und Neustadt a. d. A.- 
l'ffenheim sind zu diesem Vortrage höflichst eingeladen. 
Damen 1 Uhr Gafe Braun. I. A.: Dr. Meyer. 

Aerztlicher Verein Nürnberg E. V. 
Sitzung am Donnerstag, dem 1. November 1928. 

abends 8>, Uhr, im großen Saale des Luilpoldhauses. 
Tagesordnung: Herr Lazarus, Ueber die Behandlung 
von postoperativen Rekurrenslähmungen; Herr Kirste, 
Medizingeschichtliche Demonstrationen; Herr Grieß¬ 
mann, Filmvorführung über die Funktionen des Ohr- 
labyrinths. Für die Vorstandschaft: M. Strauß. 

Aerztlicher Bezirksverein und Aerztlich-wirtschaftlicher 
Verein Lindau I. B. 

Sonntag, den 18. November 1928, Herbsthauplver- 
snmmlung des Aerztlichen Bezirksvereins und Aerzt- 
lich-wissensehaflliclien Vereins Lindau i. B.: 12, 2 Uhr ge¬ 
meinsames Mittagessen im Hotel Seegarlen, daran an¬ 
schließend die beiden Versammlungen mit Vortrag von 
Privaldozcnt Dr. Engelhart J Med. Klinik München 
über Pathologie trfid Therapie der Herzkrankheiten. 
Wünsche und Anträge wollen möglichst bald an den 
Unterzeichneten eingcrcicht werden. 

I. A.: Dr. Euler. 

/ 
t Mitteilung des Bayerischen Aerzteverbandes. 

Bezugnehmend auf die Veröffentlichung des Zen- 
Iralwohlfahrlsamts helr. Zu 1 assungshestimmuu- 
gen hei der Reichsbahn- und hei der Rcicifs- 
pos l het r i e bs kra n ken Uasse und auf die Ergän¬ 
zungen unseres Aerzteverbandcs zu dieser Veröffent¬ 
lichung ersuchen wir sämtliche Herren Kolle¬ 
gen, welche Kassenpraxis ausüben bzw. ausüben wol¬ 
len, sich in das Arztregister für die Reichsbahn¬ 

betriebskrankenkasse und die Reichspostbetriebskran¬ 
kenkasse. Anschrift: Zentralwohlfahrtsamt Rosenheim, 
eintragen zu lassen. Wir halten den Antrag sämt- 
licher Kollegen deshalb für nötig, weil naeji uns ge¬ 
wordener Mitteilung die Absicht besteht, frei gewordene 
Stellen nicht zur Bewerbung auszuschreiben. Wir bit¬ 
ten die Herren Kollegen, bei ihrem Antrag auf Ein¬ 
tragung in das Arztregister, bei welchem Geburlszeit 
und Jahr der Approbation am besten gleich mit an¬ 
gegeben wird, genaue Angaben zu machen, oh die Be¬ 
werbung für die Reichsbahnbetriebskrankenkasse oder 
für die Reichspostbefriebskrankenkasse oder für beide 
statlfindet. Wir erinnern nochmals daran, daß die Stel¬ 
len des Rahnkassenarztes und die Stellen des Postkasseu- 
arzles von zwei verschiedenen Zulassungsausschüssen 
vergeben werden, und teilen mit, daß es der Wunsch 
des Acrzlcverbandes ist, daß. wenn mehrere Bewerber 
mit gleichen Anrechten vorhanden sind, der eine Be¬ 
werber die Stelle des Kassenarztes bei der Bahn- 
belriebskrankenkasse. der andere Bewerber die Stelle 
des Kassenarztes bei der Postbetriebskrankenkasse er¬ 
hallen soll. 

Wir erinnern ferner daran, daß die Stelle des Bahn- 
arzles Bahnverlrauensarztes und Arzt für Behandlung 
der Beamten des Außendienstes nur von der Reichs¬ 
bahndirektion. Gruppenverwaltung Bayern, nicht unter 
Mitwirkung eines Zulassungsausschusses, vergeben wird. 
Schließlich erinnern wir daran, daß die Familien 
(1 e r A u ß e n b e a m t c n und das I n n e n p e r s o n a 1 
einschließlich Familienangehörigen freie 
Arzt wa h 1 haben. Steinheimer. 

Jahresbericht, 
erstattet in der zweiten ordentlichen Sitzung der 

Bayerischen Landesärztekammer am Samstag, 
, dem 22. September 1928. in Neustadt a. d. H. 

von Sanitätsrat Dr. Steinheim er, Nürnberg. 

Das bayerische Aerztegesetz ist am 1. Juli 
1927 in Kraft getreten, nachdem dasselbe vom Bayeri¬ 
schen Landtag am 31. März 1927 verabschiedet worden 
war. Die Bayerische Landesärztekammer 
wurde in der ersten Sitzung der Bayerischen Landes- 
ärzlekaiumer am 17. November 1927 in München kon- 
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stituiert. Die Umorganisierung und Neuorganisierung 
der bayerischen ärztlichen Bezirksvereine ist beendet. 
Von den bisherigen Bezirksvereinen konnten wegen zu 
geringer Mitgliederzahl 16 nicht bestehen bleiben. Die¬ 
selben wurden mit anderen Bezirksvereinen vereinigt. 

Es fanden 5 Sitzungen der engeren und 2 Sitzun¬ 
gen der weiteren Yorstandschaft statt. Die Niederschrif¬ 
ten über die Sitzungen der engeren Vorstandschaft 
wurden jeweils dem Gesamtvorstande bekanntgegeben. 

Die 63 Bezirksvereine umfassen insgesamt ö.'ßS 
Aerzte. Es muß aber bezweifelt werden, ob diese Zahl 
vollständig und richtig ist. Vor allem ist die Zahl der 
Assistenten eine stets schwankende, und es besteht 
auch gar keine Möglichkeit, alle Assistenten zu erfassen, 
es sei denn, daß die Regierungen, die Gemeinden, die 
Direktoren der Universitätskliniken und Polikliniken, 
der öffentlichen Krankenhäuser und die Besitzer und 
Leiter der privaten Krankenhäuser und die Privatärzte, 
soweit sie Assistenten beschäftigen, gezwungen werden 
könnten, den Zu- und Abgang von Assistenten an die 
Vorstandschaften der einzelnen zuständigen Bezirks¬ 
vereine zu melden. Zwar besteht eine Bestimmung, daß 
auch die Assistenten sich bei den Bezirksärzten mel¬ 
den sollten; es dürfte aber zweifelhaft sein, ob diese 
Bestimmung allseitig durchgeführt wird, und wenn sie 
durchgeführt wird, ist es wohl sicher, daß die Assir 
stenten, wenn sie die betreffende Klinik bzw. den betref¬ 
fenden Ort verlassen, sich nicht alle abmelden werden, 
so daß die von den Bezirksärzten geführte Liste in 
diesem Punkte wohl nicht als maßgebend angesehen 
werden kann. Noch schwieriger dürften die Pflichtmit¬ 
glieder zu erfassen sein, soweit sie überhaupt keine 
ärztliche Praxis mehr ausüben und selbst nicht den 
Wunsch haben, in Beziehung zum ärztlichen Stande 
zu stehen. Die in Frage kommenden Herren Kollegen 
sollten sich wohl in den ersten vier Wochen nach In¬ 
krafttreten des Gesetzes melden; aber es ist wohl sicher, 
daß ein Teil und wahrscheinlich der größte Teil der 
in Frage kommenden Herren von dem Gesetz sowohl, 
als vor allem von der Meldepflicht nichts wußten oder 
die Meldung absichtlich oder unabsichtlich unterließen. 
Eine Meldung beim Bezirksarzt kommt für die in 
Frage kommenden Kollegen ebenfalls nicht in Betracht, 
nachdem dieselben keine Praxis mehr ausüben, und 
so ist gar nicht abzusehen, wie diese Kollegen alle er¬ 
faßt werden sollen, wrenn sie sich nicht freiwillig mel¬ 
den.* Ein typisches Beispiel für die Richtigkeit dieser 
Anschauung dürfte München sein; so schreibt denn 
auch der Vorsitzende des Bezirksvereins München-Stadt 
auf eine diesbezügliche Anfrage; „Für die Wahl der Vor¬ 
standschaft des Aerztlichen Bezirksvereins München- 
Stadt wurde von der Polizeidirektion München die 
Zahl von 1662 wahlberechtigten, in München ansässigen 
Aerzten gemeldet. Von diesen 1662 Aerzten sind aber 
rund 200 nicht zu erfassen wregen fehlender Abmel¬ 
dung, Abreise u. dgl. Demgemäß wird die Mitglieder¬ 
zahl des Aerztlichen Bezirksvereins ständig Schwankun¬ 
gen unterworfen sein, so daß wir vorläufig nur einen 
Durchschnitt von rund 1400 Mitgliedern annehmen kön¬ 
nen.“ Vielleicht wird man früher oder später zu der 
Ueberzeugung kommen, daß es besser wäre, wenn die 
Assistenten und die keine Praxis ausübenden Aerzte 
keine Pflichtmitglieder werden müßten, und daß es 
genügen würde, w'enn man den in Präge kommenden. 
Herren es überlassen würde, freiwillige Mitglieder zu 
werden oder davon abzusehen. Man könnte das um so 
leichter, als ja wohl der größte Teil der Assistenten 
in staatlichen oder städtischen Krankenhäusern unter¬ 
gebracht sind, so daß diese der Berufsgerichtsordnung 
im Sinne unseres Aerztegesetzes gar nicht unterstehen; 
für diejenigen Kollegen, welche keinerlei Praxis mehr 
ausüben, dürfte ja wohl die Berufsgerichtsordnung sel¬ 

ten in Betracht kommen. Freilich wird eine Aenderung 
des Gesetzes in absehbarer Zeit nicht erreicht werden 
können, selbst wrenn man einen diesbezüglichen Antrag 
stellen wollte, und auf dem Verordnungswege wird 
wohl eine derartige Aenderung kaum möglich sein. 

1)ie W a h 1 cn zu den V ors tandseh a f t en <1 e r 
Bezirks vereine und die W a h 1 e n zur L a n d e s - 
ärztekammer sind, soweil wir unterrichtet sind, 
überall im Sinne des Gesetzes und ohne große 
Schwierigkeiten verlaufen. In München fanden so¬ 
wohl die Wahlen zur Yorstandschaft des Bezirksver¬ 
eins wde zur Landesärztekammer nach der Verhältnis- 
w’ahl statt; in den anderen Bezirksvereinen über 100 
Mitglieder einigte man sich auf einen Wahlvorschlag, 
so daß eine Wahl nicht stattfinden mußte. 

Für die heutige Sitzung der Landesärztekammer 
und für die nächsten t Jahre sind als Delegierte der 
Landesärztekammer 180 Abgeordnete gewählt. 

Die Wahlen für die Berufsgerichtc und die Wahl 
für das Landesberufsgericht sind auf der ersten Sitzung 
der Landesärztekammer in München erfolgt. Selbst¬ 
verständlich werde ich Ihnen die Namen der gewählten 
Kollegen und der gewählten Juristen nicht verlesen 
Ich möchte nur daran erinnern, daß nach dem Gesetz 
das Berufsgericht in der Hauptverhandlung in der Be¬ 
setzung mit 1 ärztlichen Mitgliedern und 1 rechts¬ 
kundigen Mitglied, im übrigen in der Besetzung mit 
2 ärztlichen Mitgliedern und 1 rechtskundigen Mitglied 
entscheidet. Nun haben einige Kreise 3 ärztliche Mit¬ 
glieder und eine Anzahl Ersatzmitglicder gewählt, an¬ 
dere wieder 3 Mitglieder und eine entsprechende An¬ 
zahl von Ersatzmitgliedern. 

Die Berufsgerichtsordnung ist wohl die wich¬ 
tigste und einschneidendste Neuerung, die durch das 
Aerztegesetz geschaffen worden ist. Es hat, wie es 
nicht anders zu erwarten war, lange gedauert, bis die 
Berufsgerichtc konstituiert waren, und es hat auch lange 
gedauert, bis dieselben ihre Tätigkeit aufgenommen 
haben. 

Die Vorsitzenden der Kreisberufsgerichte haben uns 
nach § 61 des Aerztegesetzes Bericht über die Tätigkeit 
der Berufsgerichte erstattet, aus welchem folgendes be- 
kanntgegeben sei: 

Der Vorsitzende des Landesberufsgerichts 
teilt mit, daß 3 Akten eingegangen sind, 2 mußten, da 
das Landesberufsgericht nicht zuständig war. an ‘das 
Berufsgericht verwiesen werden, der 3. Fall ist in Be¬ 
handlung und wird nach dem Aerzletag erledigt werden 

In Oberbayern hat die I. Kammer bis jetzt 
4 Sitzungen abgehalten, abgesehen von einzelnen Ver¬ 
nehmungen. Die II. Kammer hat bis jetzt 7 Falle be¬ 
handelt; in 1 Falle wurde die Fänleilung des Verfah¬ 
rens abgelehnt, in 2 Fällen wurde Einleitung des Ver¬ 
fahrens beschlossen (Verfahren noch nicht abgeschlos¬ 
sen); 1 F'all wurde im abgekürzten Verfahren erledigt 
1 F’all ging nochmals zur Vorinslanz zurück; 1 F’all ging 
zur Entscheidung an das Landesberufsgericht, und 
schließlich bedarf einer noch weiterer Klärung. 

Der Vorsitzende der II. Kammer des Berufsgerichts 
von Oberbayern schreibt dazu, daß zwar das bisherige 
Plrgebnis auf den ersten Blick etwas dürftig aussche, 
daß es aber doch schon reichlich Arbeit verursacht 
habe, und daß vor allem der juristische Beirat unend¬ 
liche Arbeit darauf verwendet habe. 

Der III. Kammer wurden bis jetzt 1 Fälle zur Be¬ 
handlung vorgelegt; 1 Fall schwebt noch, da der Aus¬ 
gang eines Verfahrens bei den bürgerlichen Gerichten 
abgewartet werden muß; 2 Fälle wurden an den Vor¬ 
stand des betreffenden Bezirksvereins überwiesen; in 
dem 4. Fall wurde die Einleitung eines Verfahrens ab- 
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gelehnt. Im ganzen wurden wohl dö Fälle behandelt, 
von denen etwa (5 ganz erledigt sind; in 2 Fällen wurde 
Berufung eingelegt. 

Der Vorsitzende der I. Kammer des Berufsgerichts 
Oherbayern schreibt noch, daß es sich zum Teil um 
recht üble Angelegenheiten handle, und daß er fürchte, 
daß die Berufsgerichte mehr und mehr zu tun haben. 
Er würde sich freuen, wenn es gelänge, einen gründ¬ 
lichen Dämpfer auf unlautere Elemente in unserem 
Stande zu setzen. Dann wäre die Arbeit von aller¬ 
größtem Vorteil. 

Das Berufsgerichl X iederbayern teilt mit, daß 
es noch keinen Bericht über seine Tätigkeit geben 
könne, da es zur Zeit erst die beiden ersten Fälle be¬ 
handle und diese noch nicht zum Abschluß gebracht 
seien. Das Berufsgericht trat bis jetzt noch nicht in 
Tätigkeit. 

Das Berufsgericht Pfalz hat bis jetzt 2 Sitzungen 
abgehalten. Dabei wurden insgesamt 3 Fälle erledigt, 
2 weitere Fälle sind in Bearbeitung. 

Beim Berufsgericht Oberpfalz sind erst anfangs 
August 2 Fälle angefallen, die sich noch in der Schwebe 
befinden. 

In Ober franken sind 6 Fälle anhängig gemacht 
worden, von denen 1 erledigt ist und 5 noch schweben. 

In Mittelfranken sind bis jetzt 8 Fälle anhängig 
gemacht worden, davon mußte 1 Fall zurückgestellt 
werden, 1 Fall ist an den betreffenden ärztlichen Be¬ 
zirksverein zurückverwiesen worden, 3 weitere Fälle 
wurden erledigt, und zwar fanden 2 Verurteilungen 
statt, 1 Fall wurde zur Hauptverhandlung verwiesen, 
die übrigen 3 Fälle werden nach dem Aerzlclag behan¬ 
delt werden. 

Nach Mitteilung aus Unlerfranken sind zur Zeit 
(i, größtenteils schwierige. Ehrensachen, zum Teil schon 
seit Ende 1U20, angefallen. In 1 Falle erfolgte F'rei- 
spruch. in 2 Fällen Verurteilung im abgekürzten Ver¬ 
fahren, in 3 Fällen wurde das Haüptverfahren eröffnet. 

In Schwaben kam ein einziger Fall zur Behand¬ 
lung. Der Vorsitzende schreibt dazu, daß im allgemeinen 
bei den Kollegen in Schwaben das Bestreben herrsche, 
Beleidigungen möglichst auf schiedsgerichtlichem Wege 
durch den Ehrenausschuß austragen zu lassen, weil 
hier viel mehr ersprießliche Arbeit geleistet und eine 
wirkliche Versöhnung hergestellt werden kann, wäh¬ 
rend das juristisch arbeitende Berufsgericht mit dem 
bekannten Paragraphen der Wahrung berechtigter In¬ 
teressen operieren muß, der sehr weitgehende Aus¬ 
legung gestattet und den Beleidigten vielfach zu kurz 
kommen läßt. 

Was diese Acußcrung betrifft, so ist dem entgegen¬ 
zuhalten, daß Beleidigungen überhaupt nicht Sache des 
berufsgerichtlichen Verfahrens sind, sondern nur Sache 
des Vermitllungsausschusses der einzelnen Bezirks¬ 
vereine, denn es wird äußerst selten Vorkommen, daß 
eine Beleidigung eines Kollegen durch einen anderen 
als ein Berufsvergehen angesehen werden kann. 

Man kann nach den Aeußerungen der einzelnen Be¬ 
rufsgerichte selbstverständlich ein Urteil darüber noch 
nicht fällen, ob die Neueinrichtung sich bewähren wird, 
d. h. ob sie dazu beitragen wird und dazu beitragen 
kann, daß die unlauteren Elemente unseres Standes 
mehr niedergehalten werden, als cs bis jetzt möglich 
war. Man kann aber jetzt schon sich des Fülldrucks 
nicht erwehren, daß zwar die Urteile gleichmäßiger 
und richtiger, mindestens juristisch richtiger ausfallen 
werden, als es in den bisherigen freien Ehrengerichten 
der Fall war, daß aber andererseits das Verfahren ein 
sehr langwieriges ist und mindestens von den Ange¬ 
klagten sehr langwierig gestaltet werden kann. 

Der Aerztliche Bezirks verein Dillingen 
bzw. sein Vorsitzender, Herr Kollege Meyer, hat schon 
im vorigen Jahr gelegentlich der ersten Sitzung der 
Bayer. Landesärztekammer einen ausführlich ausge¬ 
arbeiteten Antrag über das Vorverfahren im be¬ 
ruf sgerichtlichen Verfahren eingereicht. Dieser 
Antrag wurde damals dem Vorstand der Landesärzte¬ 
kammer als Material überwiesen. Herr Kollege Meyer 
hat seinen Antrag in einzelnen Punkten umgearbeilel 
und nochmals dem Vorstand übermittelt. Dieser An¬ 
trag wurde im Bayer. Aerztlichen Correspondenzblatt 
Nr. 3ö veröffentlicht. 

Der ebenfalls bekanntgegebene Antrag der Vorstand¬ 
schaft lautet: „Die Ordnung des Vorverfahrens im be- 
rufsgerichliichen Verfahren durch Herrn Prof. Dr. 
Meyer Dillingen; ist sehr sorgfältig durchgearbeitet, 
und die gegebenen Ausführungen sind als Richtlinien 
empfehlenswert. Ob aber eine für die Bezirksvereine 
bindende Regelung des Vorverfahrens jetzt schon am 
Platze ist, scheint zweifelhaft Wir treten zunächst in 
eine Periode der Berufsgerichtsbarkeit ein, in der Er¬ 
fahrungen gesammelt werden müssen, und das Ergebnis 
der Erfahrungen der nächsten Jahre ist zweckmäßiger¬ 
weise abzuwarten. Auch ist die Belastung der im Sian- 
desleben tätigen Kollegen durch das Studium der 
Aerzteordnung, der Berufsgerichtsordnung, der Neu¬ 
organisation der Bezirksvereine und der wirtschaft¬ 
lichen Verbände zunächst eine ziemlich große. Es emp¬ 
fiehlt sich daher, mit weiteren Ordnungen zu warten, 
bis die neuen, umfangreichen Vorschriften sich ein¬ 
gelebt haben.-1 

Die Kosten der Berufsgerichte für unsere 
Landesärztekammer lassen sich vorerst noch nicht 
übersehen. Bekanntlich ist nach dem Gesetz über die 
Pflicht zur Tragung der Kosten gleichzeitig mit der 
Entscheidung in der Hauptsache zu erkennen. Wird der 
Beschuldigte verurteilt oder bleibt ein von ihm ein¬ 
gelegtes Rechtsmittel erfolglos, so können ihm die er¬ 
wachsenen Kosten ganz oder teilweise auferlegt werden. 
Wenn das Verfahren durch eine wider besseres Wissen 
erstattete oder auf grober Fahrlässigkeit beruhende An¬ 
zeige veranlaßt worden ist, können die Kosten und die 
dem Beschuldigten erwachsenen notwendigen Auslagen 
dem Anzeigenden überbürdet werden (Art. 28 Abs. I 
AeG. : also hat die Landesärztekammer die Kosten dann 
zu tragen, wenn der Beschuldigte nicht verurteilt wird 
bzw. wenn ein von dem Beschuldigten eingelegtes 
Rechtsmittel von Erfolg begleitet ist. Aber auch in den 
Fällen, in denen der Beschuldigte zu den Kosten ver¬ 
urteilt ist, wird die Landesärztekammer in dem einen 
oder anderen Falle wenigstens Kosten zu tragen haben, 
nämlich dann, wenn von dem Beschuldigten die Ko¬ 
sten 'nicht beizubringen sind. Wir haben bis jetzt dem 
Landesberufsgericht und jedem Kreisberufsgericht je 
5tX) RM. als sogenanntes Betriebskapital überwiesen. 

Der Aerztliche Bezirks verein München- 
Land hat uns im Laufe des Jahres folgende zwei An¬ 
träge unterbreitet: 

1. ..Die Bayerische Landesärztekammer wird er¬ 
sucht, im Einvernehmen mit dem Ministerium des In¬ 
nern folgende Zusatzänderung zum bayerischen Aerzte- 
geselz vom 1. Juli 1927 dem Bayerischen Landtag zur 
Annahme vorschlagen zu wollen: Zu Artikel 1 Absatz II 
nach Satz 2: Ausgeschlossen von der Mitgliedschaft 
sind ferner geisteskranke Aerzte für die Dauer ihrer 
geistigen Erkrankung;“ 

ferner dem Deutschen Reichstag zu § 53 der Reichs¬ 
gewerbeordnung vom 26. Juli 1900. welcher lautet: 
„Approbationen können von der Verwaltungsbehörde 
nur dann zurückgenommen werden, wenn die Unrichtig¬ 
keit der Nachweise dargetan wird, auf Grund deren 
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solche erteilt worden sind, oder wenn einem Inhaber 
der Approbation die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
sind, in letzterem Falle jedoch nur auf die Dauer des 
Ehrenverliistes" folgende Zusatzänderung nahezulegen: 
„Die Approbation kann ferner zurückgenommen wer¬ 
den, wenn der praktische Arzt geisteskrank geworden 
ist, für die Dauer der geistigen Erkrankung." 

Wir haben dem Aerztlichen Bezirksverein Mün¬ 
chen-Land mitgeteilt, daß der Ausschluß von der Mil¬ 
gliedschaft beim Bezirksverein an der latsaehe, daß 
ein geisteskranker Arzt Kranke behandeln darf, nichts 
ändert. Wir haben ferner mitgeteilt, daß die bayerische 
Staatsregierung seit Jahren immer wieder bei der 
Reichsregierung die Abänderung des Paragraphen in 
der Reichsgewerbeordnung verlangt hinsichtlich der 
Entziehung der ärztlichen Approbation. Auch der 
Deutsche Aerztetag habe eine Abänderung der Reichs¬ 
gewerbeordnung in dieser Hinsicht gefordert, und auch 
die Reichsregierung habe den Antrag übernommen. 

Der Aerztliche Bezirksverein München-Land hat 
durch seinen Vorsitzenden mitgeteilt, daß er die Ein¬ 
wände unserer Vorstandschaft anerkenne, daß er aber 
trotzdem bitte, die Angelegenheit in einer der Vor¬ 
standschaft geeignet erscheinenden Weise auf die Ta¬ 
gesordnung zu setzen. \ ielleicht ließe sich gerade durch 
einen Beschluß der Landesärztekammer gegen das wei¬ 
tere Praktizieren geisteskranker und grob fahrlässig 
handelnder Aerzte auch eine Beschleunigung erreichen. 
Wir haben aus diesem Grunde die Angelegenheit im 
Jahresbericht erwähnt, so daß es dem Aerztlichen Be¬ 
zirksverein München-Land freisteht, aul dem Aerzte¬ 
tag zu der Angelegenheit Stellung zu nehmen. Es wird 
sich jedoch empfehlen, das in den Anträgen Gewollte 
lediglich als Material zur weiteren Behandlung dem 
Vorstand der Kammer zu überweisen, und das ist ja 
wohl auch die Absicht des Vereins, wenn ich den 
Schriftwechsel richtig verstehe. 

Die Abgrenzung der Tätigkeit der Ver- 
mittlungs-, Schieds- und Verwarnungsstel¬ 
len der einzelnen Bezirksvereine von den Vergehen, 
welche den Berufsgerichten zur Beurteilung zufallen, 
die Unterscheidung der Fälle, welche im einfachen 
Verfahren, und der Fälle, welche im berufsgericht¬ 
lichen Verfahren behandelt werden sollen, kann wohl 
erst nach längerer Erfahrung vollständig richtig durch¬ 
geführt werden. 

Die Berufsgerichte werden sich u. a. auch im einen 
oder anderen Falle mit der Angelegenheit Tach- 
arzt zu beschäftigen haben. Diese Angelegenheit l ach- 
arzt ist bekanntlich auf dem Bremer Aerztetag im Jahre 
1921 geregelt worden. Die Behandlung der Trage In¬ 
ternisten und Kinderärzte in ihren Beziehungen zum 
praktischen Arzte auf dem diesjährigen Deutschen 
Aerztetag in Danzig hat wesentliche Aenderungen der 
damaligen Beschlüsse nicht gebracht. In den Bremer 
Richtlinien ist ein Prüfungsausschuß und für Berufun¬ 
gen ein Berufungsausschuß vorgesehen, welch letzterer 
je für eine Kammer gewählt war. Wir hatten also in 
Bayern 8 Berufungsausschüsse. Nachdem nunmehr die 
Kreisärztekammern und damit die Berufungsausschüsse 
aufgelöst sind, obliegt der Landesärztekammer, also 
unserem heutigen Aerztetage, die Neuwahl. Die bis¬ 
herige Vorstandschaft ist der Ansicht, daß ein ein¬ 
ziger Berufungsausschuß für ganz Bayern ge¬ 
nügt, möglichst mit dem Silz in München. Die Vor¬ 
standschaft macht den Vorschlag, die Wahl dieses 
Berufungsausschusses der heute zu wählen¬ 
den Vorstandschaft zu überlassen. 

In engem Zusammenhang mit der Facharztfrage 
steht die Schilderfrage, welche ebenfalls auf dem 
Deutschen Aerztetag in Danzig verhandelt und zu einem 

gewissen Abschluß gebracht wurde. Diese Schilderfrage, 
so unwichtig sie zu sein scheint, muß doch nicht nur 
in den einzelnen Ländern, sondern auch in den einzel¬ 
nen Standesvereinen eine einigermaßen gleichmäßige 
Regelung erfahren, damit das Ansehen des Standes 
nicht Schaden leidet. Dabei kann und soll von jeder 
kleinlichen Beanstandung möglichst Abstand genommen 
werden. 

Hierher gehört der Vorschlag Augsburg, daß die 
Landesärztekammer Veranlassung nimmt, dahin zu wir¬ 
ken, daß die Korrekturbogen für das Aerzt¬ 
liche Handbuch für Bayern bei Neudruck we¬ 
nigstens den ärztlichen Bezirksvereinen der größeren 
Städte zugeschickt werden, damit sie umgehend ge¬ 
prüft und richtiggestellt werden können. Dasselbe soll 
auch bezüglich des Einwohnerbuches der Fall sein. Die 
Bezirksvereine sollten auch beauftragt werden, bei den 
Einwohnerbüchern in dem alphabetischen Einwohner¬ 
verzeichnis und in dem Verzeichnis nach Häusern die 
Einträge der Aerzte zu prüfen und dieselben zur Ab¬ 
änderung eventuell unzulässiger Bezeichnungen aufzu¬ 
fordern. In Nürnberg ist nebenbei dieser Vorschlag-be¬ 
treffs des Einwohnerbuches schon durchgeführt. 
_ Ein weiterer Beschluß eines deutschen Aerztetagcs 
und eiivgs bayerischen Aerztetagcs scheint noch nicht 
in allen bayerischen Bezirksvereinen vollständig durch 
geführt zu sein, nämlich die Angelegenheit Kon¬ 
silien bei Schwangerschaftsunterbrechung 
Der Deutsche Acrztevercinsbund hat in einem Rund¬ 
schreiben auf die Notwendigkeit der Befolgung dieses 
Beschlusses hingewiesen, und die Vorstandschaft stellt 
im folgenden den Antrag, die Richtlinien dieses Be¬ 
schlusses für alle in Bayern wohnenden oder berufstäti¬ 
gen Aerzte nach Art. 11, II verbindlich zu erklären. Der 
Geschäftsausschuß des Deutschen Aerztcvereinsbundes 
weist darauf hin, daß die Bekämpfung der Abtreibungs- 
scuche innerhalb großer Bezirke der Aerzteschafl noch 
nicht organisiert sei und daß die Beschlüsse des Leip¬ 
ziger Aerztetagcs sogar in größeren Städten nicht selten 
völlig sabotiert werden. Er macht den Vorschlag, daß 
die Kammern die angenommenen Leitsätze für ihren 
Bezirk übernehmen und es als der Standessille ent¬ 
sprechend erklären, daß zum Schutze der Aerzte und 
der Oeffentlichkeit in Fällen, in denen die Unterbre¬ 
chung der Schwangerschaft beabsichtigt ist, ihren Vor 
Schriften gemäß verfahren wird. Die Möglichkeit cinei 
ehrengerichtlichen Bestrafung von Verfehlungen gegen 
diese Beschlüsse würde zweifellos erzieherisch wirken 
Wir unterbreiten Ihnen folgenden Antrag, der schon 
im „Bayerischen Aerztlichen Gorrcspondenzblatt" be 
kanntgegeben war. Der Antrag lautet: 

„Zur Feststellung der ärztlichen Begründung für 
eine Schwangerschaftsunterbrechung ist, von dringen 
den Notfällen abgesehen, die vorherige Beratung mit 
wenigstens noch einem zweiten Arzt erforderlich. An 
Orten, wo die Kollegen jetzt schon verpflichtet sind, 
mit zwei Kollegen eine Beratung betreffs Schwanger¬ 
schaftsunterbrechung abzuhalten, verbleibt es bei die 
sem Beschlüsse. Die Bezirksvereine wählen einen oder 
mehrere Aerzte als Berater (Consiliarii); wo mehrere 
Aerzte bestimmt werden, sollen möglichst Fachärzte 
für Frauenkrankheiten, innere Krankheiten und Ner¬ 
venkrankheiten vertreten sein. Das Ergebnis der Be¬ 
ratung ist in einem Protokoll feslzulegen, das eine ge¬ 
naue Begründung enthalten muß. Jedes Protokoll dieser 
Art ist versiegelt und mit der Aufschrift der beteiligten 
Aerzte an die vom zuständigen Bezirksvercin zu be¬ 
stimmende Stelle zur Aufbewahrung zu übergeben. (Aul 
die einschlägigen Beschlüsse des Passauer Aerzlctags 
vom Jahre 192.'), Leitsätze llocbcr und Dreyer, und aul 
die diesbezüglichen Beschlüsse des Leipziger Aerzte- 
lags vom Jahre 1925, Leitsätze Vollmann, sowie aul 
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den diesbezüglichen Beschluß des Geschäftsausschusses 
des AerzLevereinsbundes wird hingewiesen.) Vor¬ 
stehende Richtlinien sind nach Art. 11, II AeG. für 
alle in Bayern wohnenden und berufstätigen Aerzte 
verbindlich.“ 

In der Angelegenheit Konsilien bei Schwanger¬ 
schaftsunterbrechung sind uns eine größere Reihe von 
Zuschriften zugegangen, von denen das Wichtigste hier¬ 
mit ‘bekanntgegeben sei. 

Ein Kollege aus Schwaben schreibt u. a.: „Die Kran¬ 
kenhausärzte sind froh, wenn sie mit Schwanger¬ 
schaftsunterbrechungen nichts zu tun haben, und sind 
deshalb nicht erfreut, wenn ihnen von Kollegen dies¬ 
bezügliche Fälle eingewiesen werden; noch weniger, 
wenn durch Vereinsbeschluß ein Zwang dahin ausgeübt 
wird, daß Schwangerschaftsunterbrechungen nur im 
Krankenhaus vorgenommen werden dürfen, wobei 
gegen die gute Absicht dieser Maßnahme nichts ein¬ 
gewendet werden soll. Dabei ist vor allem hervorzu¬ 
heben, daß es vielen Krankenhausärzten, wenigstens 
solchen mit Pflegepersonal von katholischen Ordens- 
gesehschaften, technisch gar nicht möglich ist, einen 
solchen Eingriff vorzunehmen, da durch neuerliche, 
verschärfte Ordensvorschriften den Schwestern verboten 
ist, bei einer solchen Handlung irgendwelche Beihilfe 
zu leisten bzw. überhaupt im Operationssaal anwesend 
zu sein. Diese Verordnung bedeutet einen eigenmäch¬ 
tigen und liefen Eingriff in den gesamten Anstalts¬ 
betrieb. und cs wäre zu erwarten, daß sowohl der Kran¬ 
kenhauseigentümer, soweit es sich nicht um einen Be¬ 
sitz der Ordensgesellschaften selbst handelt, wie auch 
die Aerzteschaft gegen eine derartige Gewallmaßnahme 
in aller Form Stellung nehmen, die sich nicht nur gegen 
Aborte, sondern auch gegen Perforationen, Sterilisatio¬ 
nen u. dgl. wendet. Sowohl in Kreisen bayerischer 
Krankenhausärzte wie im Verband deutscher Kranken¬ 
hausärzte ist mit berechtigter Entrüstung über dieses 
eigenmächtige Vorgehen aufs schärfste Klage geführt 
worden. Es ist überhaupt nicht unbedenklich, wenn 
durch den allzu häufigen Gebrauch des Wortes Abtrei¬ 
bungsseuche, namentlich in Kreisen und in Blättern, 
die der allgemeinen Oeffentlichkeit angehören, sich 
zweifellos eine schwere und ungerechtfertigte Diskredi¬ 
tierung der Aerzteschaft ergibt. Alle Welt dürfte wissen, 
daß der Rückgang der Bevölkerung zu 90 v. H. ohne 
jedes Zutun der Aerzte hervorgerufen wird durch den 
gewohnheitsmäßigen Gebrauch von Schutzmitteln, die 
infolge der Not der Landwirtschaft auch auf dem Lande 
allgemeinsten Gebrauch gefunden haben. Darüber ist 
man sich auch in Regierungskreisen völlig klar.“ l'nd 
in einem weiteren Schreiben: „Die ärztliche Standes¬ 
vertretung stellt sich in der Frage der künstlichen Un¬ 
terbrechung der Schwangerschaft einzig und allein auf 
den Roden der Grundsätze der ärztlichen Wissenschaft, 
nach welchen der genannte Eingriff in bestimmten 
Fällen im Interesse der Erhaltung des mütterlichen 
Lebens geboten erscheint. Wenn cs möglich wäre, das 
Wort Abtreibungsseuche zu vermeiden, so würde ich 
es für gut halten, denn in Bayern werden schon längst, 
namentlich in der Provinz, Kollegen verfolgt, selbst 
dann, wenn sie nur im Verdacht stehen, einmal eine. 
Schwangerschaftsunterbrechung gemacht zu haben, 
gleichviel, ob dieser Eingriff mehr oder weniger be¬ 
gründet ist. Wie ich schon berichtet habe, herrscht in 
manchen Gegenden Bayerns ein derartiger Terror, daß 
die Kollegen nicht einmal den Mul haben, eine Per¬ 
foration auszuführen, um die Wöchnerin zu retten. 
Jedenfalls halle ich es zum Schutze der praktizierenden 
Aerzteschaft für unerläßlich, daß bei dieser Gelegen¬ 
heit in aller Form festgestellt wird, was auf diesem Ge¬ 
biete der Anschauung der ärztlichen Wissenschaft und 
der ärztlichen Fachkreise entspricht, und daß die prak¬ 

tische Aerzteschaft nicht umhin kann, in Ausübung des 
Berufes sich danach zu richten.“ — Herr Kollege Neu¬ 
stadl München) hatte sich bereit erklärt, bei dem Ka¬ 
pitel Abtreibung ein Referat zu halten mit dem Titel 
„Vorschläge zum Kampfe gegen die Abtreibung und Er¬ 
fahrungen der Kommission des Aerztlichen Bezirks¬ 
vereins München-Stadt bei Nachuntersuchungen bezüg- 
züglich der Anträge auf Schwangerschaftsunterbre¬ 
chung“. Wir haben Herrn Kollegen Neustadt erwidert, 
daß seinem Wunsche nicht entsprochen werden kann, 
weil die Angelegenheit nicht einen eigenen Punkt der 
Tagesordnung bilden soll, daß es ihm aber selbstver¬ 
ständlich freisteht, zu der Angelegenheit das Wort zu 
nehmen und auch Anträge zu stellen. 

Der Aerztliche Bezirks verein Augsburg hat 
bei uns angefragt, ob die Bestimmung betreffs Erstel¬ 
lung eines Gutachtens von mindestens zwei Aerzten 
und Einreichung dieses Gutachtens bei der Standes¬ 
organisation auch für Krankenhausärzte gilt, welche 
in öffentlichen Krankenhäusern angestellt sind, und 
ob der zweite Arzt ein Assistenzarzt derselben Kranken¬ 
anstalt sein kann. Wir haben geantwortet, daß die Be¬ 
stimmung auch für Krankenhausärzte gelten sollte, daß 
aber scheinbar bis jetzt die Krankenhausärzte in der 
übergroßen Mehrzahl mindestens nicht die Gutachten 
bei der Organisation in Verwahrung gibt. Wir haben 
ferner geantwortet, daß der zweite Arzt nicht ein Assi¬ 
stenzarzt derselben Krankenanstalt sein kann. 

Wenn Sie den Antrag der Vorstandschaft so, wie 
er vorliegt, annehmen, steht es den einzelnen Siandes- 
vereinen frei, als Consiliarii u. a. auch einen oder meh¬ 
rere Aerzte der großen Krankenhäuser zu bestimmen, 
so daß die Schwierigkeit umgangen werden kann, daß 
z. B. ein Ordinarius einer Universitäts-Frauenklinik mit 
einem frei praktizierenden Arzt in der Stadt ein Konsi¬ 
lium abhalten muß. wenn er eine Schwangerschafts¬ 
unterbrechung vornehmen will. 

Der Aerztliche Bezirks verein Koburg stellt 
zu dem Thema Schwangerschaftsunterbrechung den An¬ 
trag. daß jeder Bezirksverein alljährlich der Landes- 
ärzlekammer meldet, wie viele Protokolle abgeliefert 
sind, weil es wissenswert sei. auch einmal darüber 
einige Zeilen zu erfahren, und weil die Vereinvorsit¬ 
zenden auf diese Weise einen besseren Druck auf 
säumige Melder ausüben können. 

Die Vorstandschaft befürwortet die Annahme dieses 
Antrages. 

Der Aerztliche Bezirks verein Nürnberg 
hat den heute gestellten Antrag schon seit dem Jahre 
1919 durchgeführt. Die Mitgliederversammlung hat zum 
erstenmal im Jahre 1919. zum zweitenmal in diesem 
Jahre gelegentlich der Neuorganisation eine Anzahl Kol¬ 
legen als Consiliarii für Schwangerschaftsunterbre¬ 
chung gewählt, und zwar 3 Internisten. 4 Frauenärzte, 
2 Nervenärzte. Die Kollegen sind gehalten, vor Vor¬ 
nahme einer Schwangerschaftsunterbrechung mit zwei 
der genannten Herren über die Indikation zur Schwan¬ 
gerschaftsunterbrechung zu beraten. Das Resultat der 
Beratung wird in einem Gutachten niedergelegt, das 
beim Bezirksverein aufbewahrt wird. Wird die Unter¬ 
brechung von den Consiliarii nicht genehmigt, wird 
kein Gutachten erstattet, aber ein diesbezüglicher Ver¬ 
merk in einem für diese Zwecke bestimmten Buche 
angebracht. (Schluß folgt.) 

Kollegen 
gedenkt der „Dr. Alfons Stauder-Stiftung“! 

Beiträge sind einznhezahlen auf das Postscheckkonto Nürn¬ 
berg Nr. 15376 des Landesansschnsses der Aerzte Bayerns oder 
auf das Depotkonto Nr. 32926 bei der Bayer. Staatsbank Nürn¬ 
berg mit der Bezeichnung: „Für die Stauder-Stiftuiig;“. 
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Einführung in das Gesetz Uber die Berufsvertretung 

der Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker 

(Aerztegesetz) vom I. Juli 1927 GVBI. S. 233 und die Voll¬ 
zugsbestimmungen dazu. 

Gefertigt von Oberregierungsrat Zoller in Landshut, 
rechtsk. Mitglied des ärztl. Berufsgerichts Niederbayern. 

Yo r b e m e r k u n g. 

1. Maßgebende Vorschriften: 
a Das Gesetz über die Berufsvertretung der Aerzte. 

Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker (Aerzlegeselz vom 
1. Juli 1927. GVBI. S. 233. in Kraft seit 1. Juli'1927. 

b) Die Min.B. über seinen Vollzug vom 19. Juli 1927, 
GVBI. S. 211. 

c'i Die Min.B. mit Uebergangsvorschriften dazu vom 
20. Juli 1927, GVBI. S. 217. 

d Die Berufsgerichtsordnung vom 16. Februar 1928, 
GVBI. S. 21 BGO. . 

e Die Min.B. über die Weitergeltung der vorliegenden 
Wahlordnung für die Landesärztekammer vom 8. Juni 
1928. GVBI. S. 310. 

In das Aerztegesetz, die Vollzugsvorschriften dazu und 
in die Berufsgerichtsordnung sind verschiedene Bestim¬ 
mungen der Strafprozeßordnung und des Beamtengesetzes 
verarbeitet mit strengen Förmlichkeiten, die 
sorgfältig zu beachten sind. 

LTn zu einem richtigen Verständnis und zu einer rich¬ 
tigen Anwendung des neugeregelten Rechtsgebietes zu ge¬ 
langen, müssen die unter a. b und c oben angeführten 
Vorschriften zusammengehalten werden. 

2. Aus der Begründung des Gesetzentwurfes und den 
Kammerverhandlungen hierzu vgl. Yerhandl. d. Bayer. 
Landtags 1926 27. Beil.-Bd. V. Beil. Xr. 2711. S. 11T ff., 
und Stenogr. Berichte, VI. Bd.. Xr. 150 51, S. 517 ff. u. 
568 ff.) ist hierher zu vermerken: 

Ziel des Aerztegesetzes ist die Erhaltung des wissen¬ 
schaftlichen und sittlichen Hochstandes der Aerzteschaft 
durch Schaffung einer Zwangsorganisation mit dem Recht 
der Umlagenerhebung und durch Sicherung eines staat¬ 
lich geregelten sowie anerkannten Berufsgerichtsverfah¬ 
rens. Die Verfolgung von Berufspflichtverfehlungen ob¬ 
liegt künftig im allgemeinen den Berufsgerichten, 
daneben aber ist. insbesondere für leichtere Verfehlungen, 
ein vereinfachtes Verfahren vor den ärztlichen Bezirks¬ 
vereinen (Vermiltlungs- und Schiedsverfahren nach Ar¬ 
tikel 15 oder Entscheidung nach Artikel 16 des Aerzte¬ 
gesetzes) zugelassen. 

Abkürzungen: 
AeG. = Aerztegesetz. 
YV. z. AeG. = Vollzugsvorschriften zum Aerzte¬ 

gesetz vom 19. Juli 1927. 
BGO. = Berufsgerichtsordnung. 
GVBI. — Gesetz- und Verordnungsblatt. 
BG. = Beamtengesetz. 
Das AeG. behandelt in seinem I. Abschnitt (Art. 1 30 

die Aerzte und enthält in den Art. 46 19 Schluß- und 
Uebergangsbestimmungen für die Aerzte, Zahnärzte, Tier¬ 
ärzte und Apotheker. 

Unter Abschnitt A behandelt es zunächst die Berufs¬ 
vertretung (Art. 1—12). 

I. Berufsvertrctung. 
Sie besieht aus den ärztlichen Bezirksvereinen und 

aus der Landesärzlekammer. 
Ihre Aufgaben umschreibt Art. 2, wobei besonders 

herausgestellt ist, daß die Berufsvertretung die Erfüllung 
der ärztlichen Berufspflichten zu überwachen hat. 

Die Zugehörigkeit zu den ärztlichen Bezirksvereinen 
ist Zwangspflicht (Art. 4). 

Die Bildung von Zweck verbänden ist möglich (Art. 7j. 

Die ärztlichen Bezirksvereine und ihre Verbände 
stehen unter der Aufsicht der für ihren Silz zuständigen 
Kreisregierung, Kammer des Innern (Art. 8). 

Die Landesärztekammer besteht aus Abgeordneten 
der ärztlichen Bezirksvereine, die nach einer bestimmten 
Ordnung gewählt werden (Art. 9 u. WO. vom 20. 7. 27). 

8. 6. 28)'. 
Die Landesärztekammer ist eine Körperschaft des öffent¬ 
lichen Rechts, mithin rechtsfähig. Sie regelt, soweit das 
Gesetz selbst nicht zwingende Vorschriften enthält, ihre 
Verhältnisse durch eine Satzung (Art. 10). Sie kann im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben Richtlinien auf- 
slellen und kann von allen Aerzten, die in Bayern ihren 
Wohnsitz haben, Umlagen erheben (Art. 11). Sie stellt 
unter der Aufsicht des Staatsministeriums des Innern. 

II. Beriifsgericlitliches Verfahren. 
(Abschnitt B, Art. 13 30 AeG.). . 

a) Aerz11 iche Berufspflichten. 
Sie umschreibt nur in der Hauptsache Art. 13 AeG. 

in Anlehnung an Art. 11 BG. dahin, daß 
1. jeder Arzt seinen Beruf gewissenhaft auszuüben, 
2. sich durch sein Verhalten in und außer dem Berufe 

der Achtung, die sein Beruf erfordert, würdig zu erwei¬ 
sen hat. 

Das Gebot unter 2 ermöglicht insbesondere Vorgehen 
bei standesunwürdigem Verhalten. 

Die Landesärztekammer kann in Form von Richt¬ 
linien die Berufspflichlen der Aerzte näher umschreiben 
(YY. zu Art. 13 AeG.). 

Die Entscheidung darüber, ob ihre Ueberlrctung im 
einzelnen Fall als eine Verletzung der ärztlichen Berufs¬ 
pflichten zu betrachten ist. haben die Berufsgerichte und 
das Landesberufsgericht nach freiem, pflichtgemäßem Er¬ 
messen zu treffen (VY. zu Art. 13 AeG.). 

b Verletzung der ärztlichen Berufs- 
p f 1 i c h t e n. 

Sie wird regelmäßig im berufsgerichtlichen Ver¬ 
fahren verfolgt; A u s n a h m e n bestehen 

1. für politische, religiöse oder wissenschaftliche An¬ 
sichten oder Handlungen oder für die Stellungnahme zu 
wirtschaftlichen Maßnahmen ärztlicher Verbände oder 
solche, d. h. wenn nicht die Form der Meinungsäuße¬ 
rung deshalb zu beanstanden ist, weil sie mit den ärzt¬ 
lichen Berufspflichten nicht mehr vereinbar erscheint: 

2. für die a m t I i ch e Tätigkeit beamteter Aerzte. 
Unter Ziffer I fällt nach der Begründung zu Art. 1 1 

AeG. auch die Wahl der Heilmethode. 
Die beamteten Aerzte unterstehen hinsichtlich ihres 

außeramtlichen Verhaltens nur der Vermitllungs- 
befugnis der ärztlichen Bezirksvereine nach Art. 15 1 AeG., 
im übrigen der dienstaufsichtlichen Würdigung ihrer Vor¬ 
gesetzten Dienstbehörden. 

Vgl. Art. 1 I AeG., YV. zu Art. t I, zu Art. 1 I 17 AeG 
und § 1 BGO. 

Die Verfolgung der Verletzung ärztlicher Berufs¬ 
pflichten verjährt in 5 Jahren (Art. 1 I Abs. IV AeG. und 
§ I BGO.). 

c, Berufs gerichtlich es Verfahren. 
1. In den Fällen des Art. 15 AeG. und unter den dor¬ 

tigen Voraussetzungen (Antrag eines Streitsteiles ist das 
sogenannte Vermiltlungs- und schiedsrichterliche Ver¬ 
fahren möglich. 

2. Im übrigen zerfällt das berufsgerichtliehe Ver¬ 
fahren im engeren Sinne 

a in das Vorverfahren, 
b) in das Strafverfahren. 
Das Vorverfahren wird durch den Vorstand oder den 

Ausschuß des ärztlichen Bezirksvereins, das Strafvcrfah- 
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ren wird durch das Berufsgerichl und Landesberuis- 
gericht durchgelührt (§ 2 BtiO. s 

Das Ve r m i 111 u n g s - und schiedsgericht¬ 
liche Ye r i' a h r e n (Zilf. 1 soll weiteren Verletzungen 
der ärztlichen Berufspflichten Vorbeugen und bei leich¬ 
teren Verletzungen die Möglichkeit eines Ausgleicbs bie¬ 
ten Begründung zu Art. 15 des Gesetzentwurfs,;. 

Für das Vorverfahren gelten die §§ 11 mit 1(5, für das 
Strafverfahren die SS 17 mit 17 der BGO. 

Das Yo r v e r f a h r e n ist einzuleiten, wenn der Vor¬ 
stand oder der Ausschuß des ärztlichen Bezirksvereins 
von einer Verletzung der Berufspflichl aul irgendeine 
Weise, z. B. Antrag oder Anzeige eines Verletzten, einer 
Kasse, einer Behörde, der Gendarmerie oder sonstwie 
(§ 12 BGO.) Kenntnis erhält. 

Das S l r a f v e r f a h r e n wird eingeleitet 
a auf Antrag des Vorstandes des ärztlichen Bezirks¬ 

vereins oder 
b auf Antrag des Arztes gegen sich selbst (vgl. dazu 

t; 15 Schlußsatz der BGO. oder 
c wenn das Berufsgerichl auf andere Weise z. B. 

Anzeige eines Privaten, einer Kasse oder einer Behörde 
von der Verletzung der Berufspflichl Kenntnis erhält 
Art. 21 Abs. 1 AeG.. § 25 BGO. . 

Das weitere Verfahren des Berufsgerichts bemißt sich 
nach den SS 26 10 BGO.. insbesondere kann ein vor- 
b e reit e n <1 e s Verfahren notwendig werden ''§§ 27 und 
2X BGO.). 

Die weitere Tätigkeit des Vorstandes oder des Aus¬ 
schusses des ärztlichen Bezirksvereins im reinen Vor¬ 
verfahren bemißt sich nach den §§ 13 mit 16 BGO. 

d Berufsgerichte. 
Im ersten Rcchlszug sind zuständig die ärztlichen Be¬ 

rufsgerichte für jeden Regierungsbezirk gebildet, und 
im zweiten Hechtszug das Landesberufsgericht in Mün¬ 
chen Art. 18 AeG.. VV. dazu. §§ 17 u. 18 BGO. . 

Die ärztlichen Berufsgerichte sind l>ei 
allen Entscheidungen in der Haüptverhandlung mit vier 
ärztlichen Mitgliedern und mit einem rechtskundigen Mit¬ 
glied besetzt, im übrigen, mithin bei allen Entscheidungen 
außerhalb der Hauptverhandlung und im sogenannten ab¬ 
gekürzten Verfahren (Strafen: Verweis oder Geldstrafe bis 
zu 200 BM. in der Besetzung von zwei ärztlichen und 
einem rechtskundigen Mitglied. Das Landesberufs- 
ge rieht entscheidet in der Haüptverhandlung in der 
Besetzung mit fünf ärztlichen und zwei rechtskundigen 
Mitgliedern, im übrigen in der Besetzung mit drei ärzt¬ 
lichen und zwei rechtskundigen Mitgliedern (Art. 18 Ab¬ 
satz II und Art. 23 Abs. 1 AeG. sowie 19 I und 28 BGO 

Berufung zum Landesberufsgericht gibt cs 
a gegen den Beschluß des Berufsgerichls auf Ein¬ 

stellung des Verfahrens, 
b gegen die Entscheidung des Berufsgerichts im ab¬ 

gekürzten Verfahren, 
c gegen jedes nach Haüptverhandlung ergangene Ur¬ 

teil des Berufsgerichts (Art. 23 Abs. II u. Art. 2.» AeG., 
29 Abs. VIII u. II Abs. I BGO. 

Alle Entscheidungen sind mit Gründen zu verso 
und ordnungsmäßig zuzustellen, und zwar, soweit Repflts 
mittel (Beschwerde, Berufung zulässig sind, mit entspre¬ 
chender Belehrung hierüber (§ 10 BGO.). 

o Wesentlich e r G a n g des Verfahre n s. 
1. B e i V e r m i 111 u n g s - und Schiedsverfah¬ 

ren: -* ' 
Nur wenn ein Antrag vorliegt, greift Behandlung nach 

Art. 15 AeG. und den 51 und 56 BGO. Platz. 
2. Sonst zu unterscheiden, 
a welche Stelle, sei es durch einen Antrag oder eine 

Anzeige oder sonstwie. Kenntnis von einer Verletzung der 
Berufspflichl erhält, 

b ob ein leichterer Fall vorliegt, der durch Belehrung 
und Warnung abgetan werden kann. 

In beiden vorgenannten Fällen ist von der Stelle, 
die sich mit der Sache befaßt, beschleunigt der Sach¬ 
verhalt durch Einvernahme des Beschuldigten und etwa 
gebotene Beweiserhebung zu klären. 

Ist der Fall bei einem ärztlichen Bezirksverein an¬ 
hängig gemacht, ist das Vorverfahren nach den §§11 mit 
16 BGO. durchzuführen und eventuell nach Art. 16 AeG. 
zu entscheiden. 

Ist der Fall bei einem ärztlichen Berufsgericht an¬ 
hängig gemacht, ist nach den §§ 26 mit 40 BGO. zu ver¬ 
fahren Art. 21 mit 24 AeG.). 

Die eidliche Einvernahme von Zeugen und Sach¬ 
verständigen ist nur möglich 

a vor dem Berufsgerichl selbst §221 BGO.)) 
b im vorbereitenden Verfahren durch das 

rechtskundige Mitglied des Berufsgerichts oder im Wege 
der Rechtshilfe durch ein Amtsgericht oder eine Bezirks¬ 
polizeibehörde Bezirksamt, kreisunmittelbarer Sladtrat 
Art. 22 Abs. 2 AeG. 

Die Gerichte und Polizeibehörden sind zur Rechts¬ 
hilfe verpflichtet Art. 20 AeG. Im übrigen sollen 
die Behörden auf Anfragen der Berufsvertretung ärzt¬ 
licher Bezirksverein und Landesärztekammer Auskunft 
erteilen, soweit nicht dienstliche Gründe entgegenstehen 
Art. 2. Abs. 2 AeG. . 

f Die Kosten der Berufs Vertretung 
fallen der Landesärztekammer zur Last, die ihrerseits das 
Recht zur Erhebung von Umlagen bei ihren Mitgliedern 
hat. 

Das berufsgerichtliche Verfahren ist gebührenfrei 
Leber die Pflicht zur Tragung der Kosten dieses 
Verfahrens ist gleichzeitig mit der Entscheidung in 
der Hauptsache zu erkennen. Für das berufsge- 
r i c h 11 i c h e Verfahren kommen nur bare Auslagen 
für die Einrichtung der Berufsgerichte. Tagegelder und 

Auslagen der Gerichlsmitglieder. Kosten des Verhand¬ 
lungsraumes, Auslagen für Papierverbrauch usw.. in 
Frage Art. 18 Abs. VI und 28 AeG., Begründung zu Ar¬ 
tikel 28 AeG. u. § 52 BGO. . 

Für die Kosten des Vermittlungs- und schieds¬ 
gerichtlichen Verfahrens trifft § 56 BGO. Anordnung 

g Urteile des Landesberufsgerichts 
können unter bestimmten Voraussetzungen durch den 
Verwaltungsgerichtshof nachgeprüft werden Art. 27 
AeG.. §§ 48, 49 BGO. . 

Auch gibt es die Wiederaufnahme eines durch rechts¬ 
kräftiges Urteil abgeschlossenen berufsgericht¬ 
lichen Strafverfahrens (§ 50 BGO. . 

Zur Frage des Krankenstandes. 
Von Dr. Oskar Raab, München^/ 

Der hohe Krankenstand, der sich aber nicht bloß in 
'München, sondern überhaupt im Deutschen Reich zeigt, 
gefährdet die Krankenkassen. Zwar hat die deutsche So¬ 
zialversicherung 1927 bei einer Gesamteinnahme von 
1.8 Milliarden und 4.2 Milliarden Ausgaben ein Vermögen 
von 2.7 Milliarden zu verzeichnen; die Kassen insbeson¬ 
dere haben seit dem Kriege 1.2 Milliarden Reserven an¬ 
gesammelt Es geht ihnen also nicht ganz schlecht. Nicht 
einmal die Farbenindustric kann sich ähnlicher Reserven 
rühmen. Es wäre aber dabei zu überlegen, ob. wenn diese 
märchenhaften Zahlen stimmen, nicht zuviel in die Re¬ 
serve übernommen wird, und zwar auf Kosten der Kran¬ 
kenversicherung. Trotzdem ist zugegeben, daß der hohe 
Krankenstand eine sehr unerwünschte, auch für die 
Aerzle unerfreuliche Sache ist. Es ist außerdem zu be¬ 
fürchten. daß dies keine vorübergehende Erscheinung 
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bleibt. Das Weltgeschehen geht gesetzmäßig weiter. Er¬ 
innern wir uns. wie sich ein englischer Staatsmann — es 
war wohl Lloyd George — nach dem Kriege ansgedrückt 
hat: Erst in fünfzig Jahren werden wir sehen, ob wir den 
Krieg wirklich gewonnen haben. Das heißt auf gut 
deutsch ausgedrückt: ob wir das deutsche Volk wirklich 
in seinem Mark so schädigen können, so handikapen kön¬ 
nen. daß es uns kein ebenbürtiger Gegner mehr ist. Eng¬ 
land sieht den Platz in der Welt immer enger werden, also 
sorgt der englische Staatsmann schon jetzt dafür, daß das 
besser genährte, unter besseren Bedingungen lebende 
English people das stärkere ist. Die Dauer der Erfüllung 
des ..Dawesplanes" hängt je nach den Eingeständnissen 
unserer eigenen Staatsmänner davon ab, wieweit die Le¬ 
bensverhältnisse der breiten Masse verschlechtert werden 
können. Der hohe Krankenstand zeigt, daß die Taktik des 
mit Frankreich neuerdings offen verbundenen Englands 
Früchte trägt, und unser Volk durch die auf ihm ruhen¬ 
den Lasten niedergedrückt wird. Die Sozialpolitik ist also 
im klaren Sinne ein unerläßlicher Kampf um die Zukunft 
unseres Volkes, eine nationale Aufgabe ersten Ranges. Sie 
darf deshalb nicht an den höheren Kosten gemessen wer¬ 
den: man sollte aber auch v.or allem nicht immer wieder 
versuchen, unseren Aerztestand dafür verantwortlich zu 
machen und ihn immer weiter zu prolelarisieren. Gegen 
diese Osteomalazie Deutschlands braucht man leider in 
erster Linie zur Heilung Geld. Vor dem Kriege waren die 
Aerzte in der Mehrzahl in der Lage, die Kasseneinnahmen 
als eine Zugabe zu betrachten. Krieg und besonders In¬ 
flation haben sie aber in besonders hohem Maße geschä¬ 
digt. Sie waren meist nicht im Besitz von Sachwerten, sie 
hatten keine Lager, weitaus in der Mehrzahl keine Häuser 

* und dergleichen, wohl aber fanden sie in der Heimat eine 
Klientel vor. die verarmt war und zum anderen Teil es 
verstanden hat, durch Verzögerung ihrer Zahlungen den 
Rest des Honorars zu entwerten: zählten doch auch die 
vierteljährlichen Kassenleistungen nach Auszahlung so 
gut wie gar nichts mehr, von Aufwertung war natürlich 
keine Rede. Daher die besonders schlechte Lage der 
Aerzteschaft. die das Kapital und auch die aufwertbaren 
Papiere zum größten Teil zusetzen mußte, um ihren Be¬ 
ruf und ihre Familie erhalten zu können. Die Aerzte¬ 
schaft hat also jetzt nichts mehr zu verschenken, da sie 
im großen und ganzen verarmt ist. Auf dem gleichen Bo¬ 
den wie der Niedergang dieses Standes erwuchs auch der 
hohe Krankenstand Deutschlands. 

Welches sind nun seine Gründe? 
Dazu wäre zunächst zu bemerken: Es Lst ein Wunder, 

das der deutschen Aerzteschaft und der Wissenschaft zu 
danken ist, daß der Krankenstand im Laufe der letzten 
zehn Jahre nicht noch viel höher geworden ist, daß nicht 
schwere Epidemien ausgebrochen sind. Eine von ihnen, 
die Grippe, verläßt uns ja sowieso nicht mehr. Wie grausig 
sind z. B. die Wohnungsverhältnisse, die häufig allen hy¬ 
gienischen Anforderungen ins Gesicht schlagen. Mit wie 
vielen Menschen kommt ein kranker Mensch jetzt in 
seiner Wohnung in Berührung, wie wenig Menschen 
haben noch für sich ein ruhiges Schlafzimmer, in dem sie 
sich für den nächsten Tag erholen können. Schädigungen 
durch unser rauhes Klima machen sich stärker geltend 
wie früher, da es vielfach auch an guter und billiger Klei¬ 
dung fehlt. Die Wirkungen des Tributes an die Feinde 
haben die Hast der Arbeit verdoppelt, erfordern Ueber- 
anstrengung der Menschen von seiten der Industrie, z. B. 
in Form des laufenden Bandes. 1 Million Unfallsanzeigen 
hei den gewerblichen Berufsgenossenschaf'ten gegenüber 
750000 im Jahre 1926 sind der Ausdruck. Auen alTe^dle 
Folgen des Krieges und des Darbens, das auch heute noch, 
besonders in der Großstadt, vielfach der Fall ist, gehören 
hierher, ebenso die graue Sorge um die Zukunft, die in 
den meisten Häusern mitwohnt und die Gemüter nieder- 
drückt. Die häufig eintretende Unmöglichkeit, eine Krank¬ 

heit richtig auszukurieren, weil sonst der Arbeitsplatz ver¬ 
lorengehl, muß sich ebenso einmal rächen. Hier müssen 
weiterhin Schädlichkeiten genannt werden, die vermieden 
werden könnten. Dazu gehören der von der Presse sorg¬ 
fältig gepflegte Alkoholismus, die Ansammlung von Men¬ 
schen in Vergnügungsstätten, im Kino, in Eisenbahnen, 
auf Reisen, die vielfach den Charakter der Erholung ver¬ 
loren haben, der Motorrad-, Auto- und Fußballsport. Wohl 
ist der Sport gut und gesund, doch nicht seine Auswüchse, 
seine Sucht nach Rekordleistungen, seine Ausschreitun¬ 
gen. Auch die Revolutionierung des Hauswesens durch 
den übermäßigen Uebertritt der Frau aus dem Hause in 
das Erwerbsleben muß große Bedenken erregen. Zu wei¬ 
terer Erhöhung des Krankenstandes führt das Gesetz 
Irgendein alles, schwaches Wesen kann sich auf eine 
kurze Zeit zur Arbeit melden und liegt dann vielleicht auf 
Lebenlang der Kasse auf dem Hals. Früher brauchte 
dieser Mensch nicht mehr zu arbeiten, die veränderten 
Verhältnisse zwingen ihn dazu. Ein schwer Lungen¬ 
kranker muß z. B. wieder kurze Zeit Dienst machen, kann 
nebenbei seine Mitarbeiter anstecken, was sich gar nicht 
vermeiden läßt, und nimmt dann wieder auf lange Zeit 
die Kasse in Anspruch. Solche Leute müßten aus der 
Kassenfürsorge heraus der Wohlfahrtspflege beizeiten 
überwiesen werden. Auch die zu geringe Zahl der Assi¬ 
stenzärzte in den Krankenhäusern ist ein Fehler und eine 
falsche Ersparnis. Die Aerzte sind überlastet, die Kran¬ 
ken können nicht mehr rasch genug abgefertigt werden. 
Durch Einrichtung ambulanter Krankenstationen, in 
denen die Kranken nur kurze Zeit zur Beobachtung blei¬ 
ben und dann für die Aufnahme ausgeschieden werden, 
könnte gewiß manches erreicht und viel gespart werden 
Man darf also nach alledem den hohen Krankenstand 
nicht auf die Aerzte schieben. Es ist für die Aerzte ohnef 
hin eine, unangenehme Aufgabe, daßsie sich auch mTt der 
Arbcitsunfähigkeilsbestätigung zu beschäftigen haben, ln 
der Tat ist es ein seltener Vorgang, daß eine dritte Person 
aus der fremden Tasche Geld an weist. Es macht den 
Aerzten eine Unmenge unbezahlter Arbeit und bringt 
ihnen nur Vorwürfe ein. In erster Linie ist es doch die 
ärztliche Aufgabe, die Kranken gesund zu machen, so¬ 
weit dies eben möglich ist. Nun muß aber einmal der Arzt 
die ArbeiLsunfähigkeit feststellen, das verlangt das Gesetz, 
es wäre ein Sprung ins Dunkle, etwas hierin zu ändern. 

Für die Wiederaufnahme der Arbeit zu sorgen, stün¬ 
den jedoch den Kassen mehr Mittel zur Verfügung, als sie 
anwenden. 

Die Kasse erfährt bei der Krankenmcldung, welche 
Krankheit nach Ansicht des behandelnden Arztes der 
Kranke hat. Die Dauer vieler, gerade der häufigsten 
Krankheiten läßt sich nun einigermaßen berechnen. Es 
müßten Normen geschaffen werden, nach denen eine gute 
Kartothek den voraussichtlichen Ablauf dieser Krankheil 
markieren kann. Zum markierten Termin läuft die Vor¬ 
ladung. Man könnte sogar die Vorladung gleich bei Aus¬ 
händigung der Krankenkarte festlegen. Die Diagnose des 
Arztes gewinnt dadurch an Bedeutung und Verantwor¬ 
tung. Kommt es dann noch zur Nachuntersuchung, so 
ist das der Punkt, an dem der behandelnde Arzt leicht 
einsetzen und dem Nachuntersuchenden Vorarbeiten und 
helfen kann. Es steht ja gar nicht in der Wahl des be¬ 
handelnden Arztes, den Kranken täglich zu sehen, er 
würde sofort den Behandlungsdurchschnitt überschrei¬ 
ten; er muß sich vielmehr immer wieder fragen, ob 
er nicht den Eindruck erweckt, daß er die Kasse aus¬ 
nützt. Es gibt ja bald keinen ärztlichen Artikel mehr, in 
dem nicht mit frommem Augenaufschlag zunächst immer 
wieder ausgerufen wird: Schädlinge hier, Schädlinge dort. 
Welcher Stand lut das noch? bis wäre höchste Zeit, daß 
dieses Requisit verschwände. Im übrigen ist es gar nicht 
richtig. In meiner Tätigkeit als Prüfungsarzt habe ich 
immer wieder festslellen können, daß es im allgemeinen 
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höchslens die Unkenntnis des Maßstabes der ärztlichen 
Behandlung war, wenn Fehler verursacht wurden. Fast 
durchaus herrscht aufrichtiges Streben zum Besten, 
ja es hat sogar teilweise eine gewisse Aengstlichkeil 
auch in berechtigten Dingen Platz gegriffen. Fs muß 
aber z. B., weil eben der Kranke nicht täglich zum Arzt 
kommt, häufig der Fall eintrcten, daß der Yorladezeltel 
früher dem Kranken zugeht, als ihn der Arzt wieder sieht. 
In vielen Fällen begibt sich nun der Kranke zunächst zu 
seinem Arzt. Er geht ja nicht gern zur Vorladung zur 
Kasse. Niemand gehl gern zu einem fremden Arzt: auch 
das lange Warten, die Umgebung stört den Kranken. 
Außerdem vermutet der Kranke, daß ein besonders stren¬ 
ger Maßsiah angelegt wird, schon deswegen strenger, weil 
rr ja in der kurzen Zeit der Nachuntersuchung seine Lei¬ 
den gar nicht zu erschöpfendem Verständnis bringen 
kann. Fühlt er sich nun halbwegs wohl, läßt er sich ab¬ 
schreiben. Daher die 30 Proz. Gesundmeldungen auf Vor¬ 
ladung. Es isi jedocfii grundfalsch und irii höchsten Grade 
unpraktisch, dem Arzte einen Vorwurf zu machen, wenn 
er jetzt den Kranken abschreibt. Ganz im Gegenteil! Das 
vorherige Aufsuchen des behandelnden Arztes sollte dem 
Kranken zur Pflicht gemacht werden; denn dieser kann 
am besten raten. Er kann die Auswahl treffen, die Zahl 
der nachzuuntersuchenden Kranken verringern, wichtige 
Neuerscheinungen mitteilen und damit dem Nachunler- 
sucher sein verantwortungsreiches, dornenvolles Amt er¬ 
leichtern und ihn folgenschwere Fehler vermeiden lassen. 
Auf diese Weise geschieht gleichzeitig das Möglichste, um 
auch dem Kranken gerecht zu werden. Der bisherige 
Kontakt zwischen Arzt und Vertrauensarzt der Kasse ge¬ 
nügt nicht, er muß fester verankert werden. 

Auf der anderen Seile müßte sich die Kasse aber auch 
an ihre Versicherten wenden und ihnen mit Rücksicht 
auf die Finanzlage immer wieder den Willen einhäni- 
mern, tunlichst rasch die Arbeit wieder aufzunehmen. 
Nicht die Verhinderung, daß der Kranke zum Arzt gehl, 
ist richtig ein früheres Gehen ist von Nutzen —, son¬ 
dern die Erziehung dazu, die Arbeit tunlichst rasch wie¬ 
der aufzunehmen, wie das in den gebildeten Klassen wohl 
die Regel ist. Weder die Aerzte noch die Gesamtheit der 
Versicherten hat ja irgendein Interesse daran, daß der 
Fleißige für den Faulen, der Willensstärke für den Schlaf¬ 
fen zahlt; wir müssen im Gegenteil ein hartes Volk her- 
anzieheu. das den sich andeutenden Weltereignissen kör¬ 
perlich und seelisch gewachsen ist. 

(V/' Selbsthilfe des Mittelstandes. 
fiyuie deutsche Kultur beruht zu einem sehr wesent¬ 
lichen Teil auf den Leistungen des deutschen Mittel¬ 
standes. Hier ist die Kraftquelle, aus der sich immer 
wieder das geistige Deutschland erneuert. Hier sind die¬ 
jenigen geistigen und wirtschaftlichen Kräfte, die in 
der Vergangenheit einmal die stärksten Stützen des 
Slaatswesens bedeuteten. Es galt als ein besonderer 
Vorzug in der soziologischen Gliederung Deutschlands, 
daß bei uns nicht jene, unvermittelten Gegensätze 
zwischen reich und arm, zwischen besitzenden und 
nicht besitzenden Klassen bestanden wie in manchen 
anderen Ländern. Dieser deutsche Mittelstand war auch 
im wahrsten Sinne des Wortes ein Stand und nicht eine 
Kaste, denn er ergänzte sich aus allen Kreisen der 
Bevölkerung, und gerade aus den sogenannten unteren 
Ständen konnte man vor dem Kriege ein starkes Ein¬ 
strömen in den Mittelstand wahrnehmen. 

Politisch lebte in ihm die Idee der Selbstverwal¬ 
tung, die nur da gut gedeihen kann, wo eine wirt¬ 
schaftliche Unabhängigkeit vom Staate und von den 
großen Wirlschafls- und Organisationsbildungen vor¬ 
handen ist. Diese Unabhängigkeit des deutschen Mittel¬ 
standes, die es ihm vor dem Kriege gestaltete, sieh den 

Luxus eines weitgehenden und weltanschaulichen Indi¬ 
vidualismus zu leisten, schwand nach dem Kriege dahin. 
Politische und wirtschaftliche Entwicklungen scheinen 
seinen Untergang zu besiegeln. In der Politik scheint 
die Zukunft den großen Organisationen der Arbeit¬ 
nehmerschaft zu gehören. In der Wirtschaft bildeten 
sich die großen Vereinigungen des Großunternehmer¬ 
tums, und überdies wurde durch die Inflation der 
deutsche Mittelstand wohl am schwersten betroffen. Die 
wirtschaftlichen Voraussetzungen seiner früheren Stel¬ 
lung im staatlichen, geistigen und wirtschaftlichen Leben 
waren damit erschüttert. Der Mittelstand war „prolelari- 
sierl“, und wenn die Lehre richtig wäre, daß die öko- 
nomischen Voraussetzungen auch die geistige Einstel¬ 
lung des Menschen entscheidend beeinflussen, dann 
wäre damit dem Mittelstand das Urteil gesprochen, dann ' 
wäre er in der Tat zu einer Gruppe des Proletariats 
geworden. Es erwies sich aber, daß noch ganz andere 
Faktoren bei der Gestaltung der sozialen Verhältnisse 
mitsprechen als die rein ökonomische Lage. Der Selb- 
sländigkeitstrieb wirkte nach, der Wille, die wirtschaft¬ 
liche Lage wieder in die eigene Hand zu bekommen, 
blieb lebendig, der Gedanke der eigenen Verantwortung 
rang sich wieder durch. Es wurden neue Wege gesucht 
und gefunden, um dem Mittelstand wieder zu seinem 
Lebensrecht zu verhelfen, und diese bestanden in der 
Selbsthilfe, in welcher der Gedanke der wirtschaftlichen 
Selbstverwaltung und Verantwortung einen reineren 
Ausdruck fand, als es in unserer Sozialpolitik sonst 
der Fall ist. 

Es mag sein, daß die wirtschaftlichen Selbsthilfe- 
organisationen des Mittelstandes, die sich sowohl auf 
das rein wirtschaftliche als auf das soziale Gebiet er¬ 
strecken. und die. was das Wirtschaftliche anbelrifft. 
schon viel älter sind als die heutigen Grundprobleme 
des Mittelstandes, zuerst manche Fehler gemacht haben 
und dafür Rückschläge einstecken mußten. Im ganzen 
aber hat sich erwiesen, daß auch die soziale Selbst¬ 
hilfe heule ein brauchbares Instrument im Kampf um 
die Selbstbehauptung des Mittelstandes geworden ist. 
Man kann die Bedeutung dieser Tatsache gar nicht 
übertreiben, denn hierin ist der einzige Weg zu sehen, 
auf dem es noch einmal gelingen kann, den Mittelstand 
über seine schwere Krise hinwegzuführen und ihm ein 
selbständiges Lebensrecht zwischen den großen Organi¬ 
sationen der Wirtschaft und den mächtigen Verbänden 
der Arbeitnehmer zu behaupten. Je mehr aber der Ge¬ 
danke der korporativen Vertretung im Staate an Boden 
gewinnt, desto mehr ist auch der Mittelstand ver¬ 
pflichtet. sich dieser Bewegung anzuschließen. Die 
deutschen Handwerker streben schon lange nach einer 
Beichshandwerkerordnung. die ihnen eine Vertretung 
öffentlichen Hechts zur Wahrnehmung ihrer Interessen 
geben soll. Ebenso sind jetzt in der Aerzteschaft starke 
Bemühungen vorhanden, schon im Hinblick auf die 
parallellaufenden Bestrebungen der Krankenkassen¬ 
organisationen. gleichfalls eine öffentlich-rechtliche Ge- 
samtvertretung des Standes zu schaffen. Denn es hat 
sich erwiesen, daß die privaten Zusammenschlüsse der 
einzelnen Berufsstände und die Vereinigungen sol¬ 
cher millelständischen Zusammenschlüsse nicht in der 
Lage sind, mit dem gehörigen Nachdruck nach oben 
und nach unten die Interessen des Standes zu vertreten 
und die für den einzelnen Berufsstand lebenswichtigen 
Besonderheiten so durchzusetzen, wie es der Stand aus 
wirtschaftlichen und standesethischen Gründen ver¬ 
langen muß. Leider hat sich im deutschen Volke noch 
nicht überall die Erkenntnis durchgesetzt, daß nicht 
alle Standesfragen sich in die Kategorien von Arbeit¬ 
geber und Arbeitnehmer einordnen lassen. Der Mittel¬ 
stand muß für die Erkenntnis werben, daß es Berufs¬ 
stände gibt, die unter anderen Voraussetzungen arbeiten. 
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wenn sie ihren eigentümlichen Aufgaben im Dienste der 
Yolksgesamtheit gerecht werden sollen. Er wehrt sich 
damit gegen die heute immer mächtiger werdenden 
Tendenzen einer Bureaukratisierung unseres gesamten 
Lebens und hält den Gedanken einer wahren Selbst¬ 
verwaltung und damit einer beruflichen und wirtschaft¬ 
lichen Freiheit hoch. Dieser Kampf ist im Grunde völlig 
unpolitisch. Wenn er an einzelnen Stellen politische 
Formen annimmt, dann geschieht es nur deshalb, weil 
von manchen Seiten die Bemühungen zur wirtschaft¬ 
lichen und ideellen Enteignung des Mittelstandes zu 
einem politischen Programm gemacht worden sind. 

m kassenärztlichen Landesvertrag Bayerns. 
|p. Von Bezirksamtmann Dr. Holz, Bogen. 

Im Yersicherungsamtsbezirk B. ist ein neuer Arzt 
zugezogen, der nach ordnungsgemäßer Eintragung ins 
Arztregister Antrag auf Zulassung zur Kassenpraxis 
gestellt hatte. 

Der Zulassungsausschuß beim Yersicherungsamt hat 
den Antrag auf Zulassung zur Praxis bei den Kranken¬ 
kassen des Yersicherungsamtsbezirks abgewiesen, weil 
in diesem Bezirk zuviel Aerzte tätig seien. Auf die Be¬ 
rufung des abgewiesenen Arztes hin hat das Schieds- 
amt beim Oberversicherungsamt die Zulassung aus¬ 
gesprochen. Die beteiligten Kassen legten gegen diese 
Entscheidung rechtzeitig Revision zum Landesschieds- 
amt ein. 

In diesem Yerfahren hat das Versicherungsamt fest¬ 
gestellt, daß. 1. eine der Kassen, die mehr als ein Drittel 
der Versicherten des Yersicherungsamtsbezirks umfaßt, 
die Bezahlung nach dem Pauschsystem eingeführt hatte. 

2. der Besitzstand der Aerzte im Yersicherungsamts¬ 
bezirk. am 1. November 1923 acht Stellen umfaßte, seit 
dieser Zeit aber zwei Aerzte durch Ableben bzw. Weg¬ 
zug ausgeschieden seien. 

In seiner Entscheidung hat nun das Landesschieds- 
amt beim Landesversicherungsamt ausgeführt: 

..Bei der Entscheidung ist davon auszugehen, daß 
im Yersicherungsamtsbezirk zwei Arztstellen frei gewor¬ 
den sind. Ob einer oder diese zwei Aerzte eine größere 
oder geringere Praxis ausgeübt haben — hierauf zielte 
ein Einwand eines Kassenvertreters ab — ist rechtlich 
nicht von Belang. Auch wenn das Pauschalsystem nicht 
eingeführt worden wäre, wäre nur die erste frei gewor¬ 
dene Stelle nicht zu besetzen gewesen. Da aber im 
Streitfälle zwei Arztstellen offenstehen, kann die Zu¬ 
lassung des Arztes, der im übrigen die Vorbedingungen 
für die Zulassung erfüllt hat, nicht abgelehnt werden. 
Der Revision der Kassen wird daher nicht stattgegeben.“ 

Diese Entscheidung spricht mit aller Deutlichkeit 
aus, daß nach § 1 Abs. IX des KLB. die Bedürfnisfrage 
dann nicht zu prüfen ist, wenn und solange bei Kran¬ 
kenkassen des Versicherungsamtsbezirks, die mindestens 
ein Drittel der 'Versicherten dieses Bezirks umfassen, 
Bezahlung nach einem Pauschsystem stattfindet: Die 
Kassen können sich demnach in einem solchen Fall 
nicht auf die Bestimmungen über den Abbau frei 
werdender Stellen berufen. Ist jedoch das Pauschsystem 
nicht eingeführt und berufen sich die Kassen auf ihre 
Befugnis zum Abbau frei gewordener Stellen, so hätte 
nach dieser Entscheidung der Abbau unter genauer 
Beachtung der Richtlinien des § 1 Ziff. IX KLB. statt¬ 
zufinden. Zwar kennt Satz 2 des vorgenannten § 1 eine 
Möglichkeit, Abweichungen in der Reihenfolge des Ab¬ 
baus zuzulassen. Man wird aber nicht fehlgehen, wenn 
man annimmt, daß eine solche Abweichung dann nicht 
mehr zulässig ist, wenn im Hinblick auf ein schweben¬ 
des Verfahren mit einer solchen Abweichung eine Tat¬ 
sache geschaffen werden soll, auf Grund deren eine 

Zulassung versagt werden will. Wenn daher Kassen 
vom Rechte des Abbaus Gebrauch machen wollen, so 
folgert aus diesen Ausführungen, daß es sich empfiehll, 
daß die Kassen sofort nach Freiwerden einer Kassen¬ 
arztstelle ordnungsgemäß beschließen, daß diese Irei- 
gewordcne Kassenarztstelle nicht mehr besetzt werden 
soll. (Blätter für öffentliche Fürsorge 1928/18.) 

■ r ' 
Vertrauensärztliche Entscheidung. 

lieber die Bedeutung der vertrauensärztlichen Lnt 
/scheidung bei Xachunlcrsuchungen hat das Oberversiche¬ 
rungsamt Magdeburg unter dem 21. Dezember 1927 eine 
beachtliche Entscheidung gefällt. Es wird festgestellt, daß 
die Entscheidung des Vertrauensarztes über die Arbeit.s- 
fähigkeit nach den Richtlinien des Reichsausschusses lür 
Aerzle und Krankenkassen für den allgemeinen Inhalt 
der Arztverträge maßgebend ist. Die Krankenkasse sei 
berechtigt, die Zahlung des Krankengeldes einzustellen, 
wenn der Versicherte eine von der Kasse beantragte Nach¬ 
untersuchung vereitelt, ln den Entscheidungsgründen 
wird ausgeführt, daß nach den Richtlinien des Reichs¬ 
ausschusses für Aerzle und Krankenkassen jede Kranken¬ 
kasse berechtigt sei, Kranke jederzeit durch einen Ver¬ 
trauensarzt oder durch den hierfür bestimmten Acrzlc- 
ausschuß untersuchen zu lassen. Da die Entscheidung des 
Vertrauensarztes über die Arbeitsfahigkeil maßgebend ist. 
sei die Kasse mit dem Augenblick der Anordnung einer 
vertrauensärztlichen Nachuntersuchung über die best 
Stellung der Arbeitsunfähigkeit nicht mehr an die Ent¬ 
scheidung des behandelnden Arztes gebunden. Balls der 
Versicherte die Maßnahme der Kasse absichtlich vereitle, 
so könne aus diesem Verhalten geschlossen werden, daß 
er selbst seine Arbeitsunfähigkeit für zweifelhaft halte, 
sofern nicht für sein Verhalten triftige Gründe beizu¬ 
bringen sind._ 

Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht des Bayer. AerzÜ. Correspondenzblattes.) 

Aerztlicher Bezirksverein Gemünden-Lohr. 

l/sitzung vom 29. September in Gemünden.) 
1. Nachruf des Vorsitzenden über den verstorbenen 

Kollegen Obermedizinalral Dr. Preiscndörfer (Lohr 
2. Bericht des Vorsitzenden über den 10. Bayerischen 

Aerztetag. 
3. Die Gründung einer Krankenunterstützungskassc 

nach dem Muster des Aerztlich-wirlschaftlichen Vereins 
Würzburg-Land-Ochsenfurt wird einstimmig beschlossen 
mit folgenden Bedingungen: Zwangsmitgliedschaft, rcgel 
mäßiger Beitrag von vorerst 2 M. monatlich, Tagegeld 
15 M. vom ersten Krankheilstage ab. Die näheren 
Salzungen erhalten die Kollegen in nächster Zeit zu¬ 
gesandt. 

4. In den Ausschuß für das berufsgerichtliche Vor¬ 
verfahren werden gewählt: Schröfl, Schleicher, Haas. 

Dr. Vo r n d r a n. 
, / 

Aerztlicher Bezirksverein Memmingen. 

(Bericht über die Sitzung am 13. Oktober in Kellmünz. 
Der Vorsitzende, Herr Ahr, widmet dem verstor¬ 

benen langjährigen Mitglied Dr. Kienninger sen. in 
Illereichen einen ehrenden Nachruf und berichtet dann 
ausführlich in interessanten Ausführungen über den 
17. Deutschen Aerztclag und über den 10. Bayerischen 
Aerzlelag in Neustadt a. d. II. Mit freudiger Genugtuung 
hat die Versammlung Kenntnis genommen, daß unser 
bewährter Vorsitzender in den Vorstand der Landes¬ 
ärztekammer hinzugewählt worden ist. Es wird ein¬ 
stimmig beschlossen, daß die Kommission zur Unter- 
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Brechung der Schwangerschaft, welche schon seit eini¬ 
gen Jahren im Bezirksvereinsgebiet besteht, in jedem 
Falle, in welchem sie in Tätigkeit tritt, also auch bei 
denjenigen Fällen, wo eine Schwangerschaft nicht un¬ 
terbrochen werden muß, ein ausführliches Protokoll 
anlegen soll. — Die neueren Ansichten über Lungen¬ 
tuberkulose, welche bekanntlich als Hauptpunkt auf 
dem 10. Bayerischen Aerztetag eingehend besprochen 
wurden (siehe die Referate in den letzten Nummern 
des Bayer. Aerztl. Correspondenzblatles), werden Ende 
November oder Anfang Dezember von Herrn Geheimral 
v. Romberg im Aerztlichen Bezirksverein Augsburg 
in einem Lichtbildervorlrag dargelegt und die Herren 
Kollegen schon jetzt zu zahlreichem Besuch aufge¬ 
fordert./ 

Aerztlich-wirtschaftlicher Verein Memmingen-Illertissen- 
j Babenhausen. 

Bericht über die Sitzung am 13. Oktober in Kellmünz. 
Der Vorsitzende berichtet über die Sitzung des 

Bayerischen Aerzteverbandes und über die Sitzung des 
Schwäbischen Kreisverbandes, wo er zu dessen II. Vor¬ 
sitzendem gewählt wurde. In einer Verlragsausschuß- 
silzung mit der Orlskrankenkasse M.-Land wurde von 
Kassenseite ein neuer Vorschlag über die Art der Be¬ 
grenzung gemacht, welcher dadurch veranlaßt wurde, 
daß mehrere Kollegen die Begrenzungsziffer bedeutend 
überschritten haben, wodurch die anderen Kollegen ge¬ 
schädigt würden. Es wird daher eindringlichst auf¬ 
gefordert, bei Besuchen usw. Maß zu halten. Auch wird 
nochmals daran erinnert, daß Weggebühren unter den 
Kassen verrechnet werden müssen. Dr. St. 

Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichten. 
Mit Wirkung vom 1. November 1928 an wird der ße- 

xirksarzl Dr. Joseph Osch m a n n in Scheinfeld auf sein 
Ansuchen in gleicher Diensteseigenschafl in etatmäßiger 
Weise auf die Stelle des Bezirksarzles in Kein na lb 
versetzt. 

Die Stelle des Hilfsarztes im landgerichtsärzllichen 
Dienste in Würzburg (Dienstvergütung 80 Proz. des An¬ 
fangsgrundgehaltes der Besoldungsgruppe A 2f der Bayer. 
Besoldungsordnung Ist erledigt. Bewerbungen sind bei 
der Regierung, Kammer des Innern, von Unlerfranken 
bis 15. November 1928 einzureichen. Bewerber, die die 
Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst abgelegt haben, 
werden bevorzug!. 

Vereinsmitteilungen. 

Sterbekasse des Aerztl. Kreisverbandes Oberbayern-Land. 
(40. Sterbefall.) 

Herr Geh. Sanitätsrat, Ilofrat Dr. Rudolf Schmidt 
(München ist gestorben. Das Sterbegeld wurde um¬ 
gehend angewiesen. 

Ich bitte die Herren Kassiere der Vereine in Ober¬ 
bayern-Land, umgehend 5 BM. pro Kopf ihrer Mitglieder 
einzusenden an die Adresse: Gemeindesparkasse Gauting, 
Postscheckkonto München 21827, unter der Mitteilung: 
..Auf Konto Sterbekasse, xmal 5 BM. für 10. Sterbefall.“ 

Dr. Graf, Gauting. 

Mitteilungen des MünchenerAerztevereins für freieArztwahl. 
1. Die M o n a t s k a r t e n für Monat Oktober sind am 

Freitag, dem 2. November 1928, bis spätestens nachmit¬ 
tags 5 Uhr, auf der Geschäftsstelle abzugeben. Die Hono- 
r a raus z, a h I u n g erfolgt ab Montag, den 12. Novem¬ 
ber, durch die Bayer. Hypotheken- und Wechselbank. 

2. Ab Freitag, den 2. November 1928, ist die p e r - 
s ö n 1 i c h e A b r e c h n u n g f ü r d a s II. Vi e r t e 1 j a h r 
1928 auf der Geschäftsstelle erhältlich. Evtl. Einspruch 
gegen die Verrechnung kann schriftlich unter Bei¬ 
gabe der Abrechnung und Monatskarten bis Samstag, den 
17. November, erhoben werden. 

3. Die Herren Kollegen werden darauf aufmerksam 
gemacht, daß die Serologische Abteilung der 
Deutschen Forschungsanstalt für Psychia- 
trie, München, Kraepelinstraße 2 (Prof. Plaut;, Unter¬ 
suchungen von Liquor cerebrospinalis für Kassen- 
patienten ausführt. Die Untersuchung enthält: 

Bestimmung der Zellzahl und der Zellformen — Glo- 
bulinbeslimmung nach Nonne und Pandy — Bestimmung 
des Gesamleiweißgehalts — Wassermannsche Reaktion 
mit Auswertung — Sachs-Georgische Reaktion mit Aus¬ 
wertung — Goldsolreaktion — Mastixreaktion. 

Auf Wunsch wird auch die mikroskopische Unter¬ 
suchung auf Krankheitserreger und quantitativ auf Zuk- 
ker ohne besonderen Kostenaufschlag gemacht. 

Die Kassen übernehmen die Kosten dieser Unter¬ 
suchung in Höhe von 10 RM. pro Fall. Der Deutschen 
Forschungsanstait für Psychiatrie. Serologische Abteilung, 
sind die genauen Personalien des betreffenden Patienten 
mit Angabe der Kassenzugehörigkeit mitzuteilen. 

Mitteilungen des Aerztlichen Bezirksvereins Nürnberg 
und des Kassenärztlichen Vereins Nürnberg e. V. 

1. Die Kriminalpolizei Nürnberg teilt uns mit. daß 
sie bei einem wegen Diebstahl festgenommenen Mann ein 
kleines ärztliches Besteck gefunden hat. Der Dieb gibt an. 
es aus einem Auto angeblich Opelwagen zwischen Nürn¬ 
berg und Fürth entnommen zu haben; das Besteck liegt 
zur Einsichtnahme auf unserer Geschäftsstelle auf. Sach¬ 
dienliche Mitteilungen bitten wir umgehend an unsere Ge¬ 
schäftsstelle zu richten. 

2. Wir bitten, die Fatierung für die Aerzteversorgung 
für das III. Quartal 1928 in den nächsten Tagen vorneh¬ 
men zu wollen: soweit eine Fatierung nicht erfolgt, wer¬ 
den wir den Betrag vom II. Quartal 1928 einselzen. 

3. Wir wiederholen unser Ersuchen aus der letzten 
Nummer des ..Correspondenzblattes". daß die Herren 
Kollegen die Bestellung bezahlter Einträge in das Ein¬ 
wohnerbuch rückgängig machen möchten. Wir halten das 
schon deshalb für unbedingt nötig, weil der Verlag des 
Einwohnerbuches diejenigen Kollegen, welche unserem 
Ersuchen nachkommen. immer wieder darauf aufmerk¬ 
sam macht, daß doch noch eine Anzahl Aerzte trotz un¬ 
serer Aufforderung kostenpflichtige Einträge in das Ein¬ 
wohnerbuch bestellt hat. 

4. Die Herren Kollegen Geheimrat Dr. Rudolf Cnopf 
und Herr Oberarzt Dr. Karl Kaspar haben sich zur Auf¬ 
nahme als außerordentliche Mitglieder in den Kassenärzt¬ 
lichen Verein Nürnberg gemeldet. Wir geben davon 
Kenntnis mit dem Bemerken, daß nach § 3 Abs. 5 der 
Satzungen jedes Mitglied das Recht hat, nach Empfang 
dieser Mitteilung innerhalb 2 Wochen schriftlich Ein¬ 
spruch gegen die Aufnahme zu erheben. 

5. Die Allgemeine Schuhmacherinnung Nürnberg 
teilt den Herren Kollegen mit, daß orthopädisches Ma 1- 
schuhwerk nicht nur von solchen Meistern, die Mitglieder 
des Bundes orthopädischer Schuhmachermeister sind, 
hergestellt werden kann, und daß der Versicherungs- 
träger den Zuschuß an alle Schuhmacher bezahlt, welche 
in der Lage sind, orthopädisches Schuhwerk herzustellen. 

6. Wir ersuchen wiederholt, zu beachten, daß bei den 
kaufmännischen Berufskrankenkassen Kranke mit grü¬ 
nen Krankenscheinen, die den Aufdruck „N. b. b." tragen, 
nur als Privatpatienten zu behandeln sind. Einträge sol¬ 
cher Patienten in die Krankenlisten sind unzulässig, es 
ist vielmehr Privatrechnung zu stellen. 
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7. Auf Ersuchen der OKK. erinnern wir die Herren 
Kollegen nochmals daran, daß arbeitsunfähig erkrankte 
Mitglieder nur Montag, Mittwoch und Freitag in der Zeil 
von löi? bis 17 Uhr zur Genehmigungs-Kommission be¬ 
stellt werden dürfen, nicht am Dienstag und Donnerstag 
von 18 bis 19 Uhr. 

Dritte Rheumatagung in Berlin vom 5. bis 8. Nov. 1928. 
Die Dritte Tagung der Deutschen Gesellschaft für Rheuma¬ 

bekämpfung findet "unter dem Vorsitz von Ministerialdirektor i. R. 
Wirkt. Geh. Obermedizinalral Prof. Dr. Dietrich in Berlin am 
5. November 1928 im Reichsarbeitsniinisterium, Berlin NW 10, 
Scharnhorststraße 35. statt. Auch Nichtmitgliedern steht der Zu¬ 
tritt frei. Vom 6. bis 8. November finden klinische Demonstrations¬ 
vorträge statt, zu denen Aerzte als Gäste sehr willkommen sind. 

Anmeldungen nimmt der Schriftführer, Dr. Hirsch. Char¬ 
lottenburg, Fraunhoferstraße 16, bis zum 1. November entgegen. 

Programm: 
Dienstag, den 6. November: 

91* Uhr: Herr Prof. Dr. W. A dr i o n , Zahnärztl. Institut. Chir. 
Abt., Invalidenstraße 87/89: ..Herderkrankungen des Zahn- 
svstems." 

10—lli* Uhr: Herr Prof. Dr. G. Bergmann, II. Med. KliniK 

8 

12 
der" Charite, Schumannstraße 21: ..Pseudorheumatismus.1 
13i* Uhr: Herr Prof. Dr. F. Gudzent, I. Med. Klinik der 
Charite, Schumannstraße 21: ..Krankheitsbilder rheumatischer 
Erkrankungen." 

14 Uhr: Gemeinsames Mittagessen im Restaurant Heidelberger, 
Friedrichstraße. 

Mittwoch, den 7. November: 
8—9 Uhr: Herr Geh. Medizinalrat Prof. Dr. E. K r ü c k m a n n, 

Univ.-Augenklinik, Ziegelstraße 5: „Rheumatische Augen-Er- 
krankungen.' 

914—lOV* Uhr: Herr Dr. Zimmer, Chir. Univ.-Klinik. Ziegel¬ 
straße 5: „Beiträge zur ätiologischen Diagnostik und Therapie 
der chronischen Gelenkerkrankungen.1' 

ll_12i* Uhr: Herr Prof. Dr. H. Gocht. Orthopädische Univ.- 
Klinik. Luisenstraße 3: ..Orthopädische Behandlung der 
schweren rheumatischen Kontrakturen." 

13—141* Uhr: Herr Dr. J. Krön er, Friedrich-W ilhelm-Hospital, 
Pafisadenstraße 37: ..Endstadien der rheumatischen Erkran¬ 
kungen.1' 

I.514 Uhr: Gemeinsames Mittagessen im Restaurant Heidelberger, 
Friedrichstraße. 

Donnerstag, den 8. November: 
8—914 Uhr: Herr Dr. A. L a q u e u r, Rudolf-Virchow-Kranken- 

haus, Amrumstraße: „Die verschiedenen rheumatischen Er¬ 
krankungen und ihre physikalische Therapie.1' 

10—ID* Uhr: Herr Geheimrat Prof. Dr. H. Strauß, Kranken¬ 
haus der Jüdischen Gemeinde, Exerzierstraße 11: „Chronische 
Gelenkerkrankungen mit besonderer Berücksichtigung von 
Gelenklues und Stillscher Krankheit." 

12—13V* Uhr: Herr Prof. Dr. F. U m b er, Krankenhaus Westend: 
„Zur Diagnostik und Therapie chronischer Gelenkerkran¬ 
kungen.' 

14 Uhr: Gemeinsames Mittagessen im Restaurant Heidelberger. 

Die Wiener medizinische Fakultät veranstaltet in der Zeit 
vom 26. November bis 8. Dezember 19 28 von 9 bis 
1 Uhr vormittags und von 4 bis 6 Uhr nachmittags einen 
Kursus über Kinderheilkunde. 

Aerzte des In- und Auslandes, die an dem Internationalen 
Fortbildungskursus teilzunehmen beabsichtigen, werden einge¬ 
laden, ihre Namen. Titel und Adressen dem Sekretär der Inter¬ 
nationalen Fortbildungskurse, Dr. A. Kronfeld, Wien, IX., Por¬ 
zellangasse 22, auf schriftlichem Wege bekanntzugeben. Der 
Sekretär steht den Teilnehmern täglich von 2 bis 3 l hr p. m. 
(mit Ausnahme von Samstagen. Sonn- und Feiertagen) zum 
Zwecke der Auskunftserteilung zur Verfügung, ferner während 
des Internationalen Fortbildungskursus in den Vorlragssalcn. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Dohn, München. 

Allgemeines. 
Die Pelzniode hat den Vorzug, dass sie Eleganz und Vornehm¬ 

heit mit höchster Zweckmässigkeit vereinigt. Gute Pelzkleidung 
ist nur scheinbar teuer, denn sie verbürgt lange Tragfähigkeit und 
erspart dadurch viele andere Neuanschaffungen. Pelzkauf ist 
allerdings Vertrauenssache. Man kaufe deshalb nur in einem be¬ 
kannten und reellen Spezialgeschäft, wie es die Firma Pelzmoden 
Siebmann, Arnulfstr. 14/1, ist. Sie verfügt über reichhaltigste 
Auswahl in modernen Pelzjacken, sowie in eleganten Pelzmänteln 
für Damen und Herren. Auf Wunsch ist die Firma in kulantester 
Weise bereit, die Kaufsumme in 12-15 Monatsraten entgegen¬ 
zunehmen. Eine Besichtigung, mit der keinerlei Kaufzwang ver¬ 
bunden ist, wird empfohlen. 

Stellung des Targcsin in der Gonorrhöetherapie. Von Dr. 
Bernward H. U- Mohrmann, Oberarzt der Klinik. (Aus dem 
Dermatologischen Stadtkrankenhaus II der Klinik.) (Deutsche 
Medizin. VVochenschrift 1928, Nr. 31.) An etwa 400 mit largesin 
behandelten Gonorrhöefällen konnte die Reizlosigkeit des Präpa¬ 
rates festgestellt werden. Die therapeutischen Erfolge waren gut, 
Komplikationen wurden durch das Präparat nicht ausgelöst. Die 
Wirkungsweise wurde durch endoskopische Untersuchungen der 
Urethra, die auf eine Tiefenwirkung des Medikamentes schliesscn 
Hessen, zu erforschen gesucht. Das Targesin wird für Klinik und 
Praxis empfohlen. (Autorreferat.) 

Fortbildungskursus der Wiener medizinischen Fakultät. 

30 Jahre Troponwerke. 
Die Firma Troponwerke Dinklage & Co., Köln-Mülheim, 

kann in diesem Jahre das Fest ihres 30jährigen Bestehens 
feiern. Ihre Gründung erfolgte im Jahre 1898, um die von Ge¬ 
heimrat Prof. Dr. meu. Finkler, dem Direktor des Hygienischen 
Institutes in Bonn, gemachten aufsehenerregenden Entdeckun¬ 
gen auf dem Gebiete der Eiweißernährung praktisch auszu 
werten. In Anlehnung an das reine Eiweißnährpräparat Tropon 
hat die Firma die bekannten Eiweißpräparate £ i s e n t r o p o 11 
und M a 1 z l r o p o n herausgebracht, die sich heute in der 
Aerztewelt allgemeiner Beliebtheit erfreuen, einerseits durch die 
Güte dieser Präparate und andererseits durch ihren vortreff¬ 
lichen Geschmack. 

Allseitiges Interesse finden besonders die Jodpraparate der 
Troponwerke, Jod tropon und Fe jo pro t, sowie die an¬ 
deren Halogeneiweißverbindungen Brojosan und Bro- 
tonal. ....... 

Die Kupfereiweißverbindung C. upronat, ein haulig an¬ 
gewandtes Wurmmittel, sowie das wohlschmeckende Kalkpra- 
parat C a 1 

Von den 
protasin, Spiroprotasin und J o d p_r o t a s i 11 er 
wähnt, denen sich in neuester Zeit das Goldpräparat Auro 
protasin zugesclll bat. 

Seit kurzem stellen die Troponwerke unter der Bezeich 
eine den höchsten Anforderungen ent 

igskursus in den Vortragssä 
Jeder Teilnehmer an den Internationalen Fortbildungs¬ 

kursen hat eine Gebühr als Regiebeilrag zu entrichten; diese 
Gebühr beträgt S 50. Teilnehmerkarten sind erhältlich: 1. beim 
Sekretär der Internationalen Fortbildungskurse zwischen 2 bis 
3 Uhr p. m. 'mit Ausnahme der Samstage, Sonn- und Feier¬ 
tage); 2. im Kursbureau an der Wiener medizinischen Fakultät 
(VIII. Schlösselgasse 22. an Wochentagen von 9 bis 4 Uhr, an 
Samstagen von 9 bis 2 Uhr;; 3. während des Kursus 111 den 
Vortragssälen vor 9 Uhr früh und vor 4 Uhr nachmittags. 

cipot dürften gleichfalls jedem Arzte bekannt sein, 
len Reizkörperpräparaten seien Protasin, Per- 

nung N o v.o -Tropon — _ 
sprechende, biologisch vollwertige Kraft- und Ncrvennalirung 
her, die allgemeines Interesse findet. 

Ueber die Entwicklung des Unternehmens berichtet die an¬ 
läßlich des 30jährigen Bestehens erschienene Jubiläums-Bro- 
schüre, die Interessenten auf Anforderung durch die tropon 
werke Dinklage & Co.. Köln-Mülheim, gerne zugcstellt wird 

od organisch »n Csmphor u. Rosmarin»! aowlc an NH, gebunden, Ammoniak u. Alk 'hol 

ANALGETIKUM 
von eigenartig schneller, durchschlagender und 
nachhaltiger Jod- und Champhorwlrkung bei 

Pleuritis, Angina, Grippe, 
Gicht. Rheuma, Myal., Lumb., 
Entzündungen, Furunkulose 

Grosse Tiefenwirkung j 
Kassenpackunii KM 1.05, grosse flaschen *u RAI (•j’A 
Klinikp.ukunK KM 5.70: in Jen Apotheken vorrätig. Kltnikpockung KM 5.70, In den Apotheken vom... 

Johann G. W. Opfermann, Köln 64 

Kuranstalt für Nerven- und Gemütskranke 

NEUFRIEDENHEIM bei München 
H o fr a t D r. R e h m 
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